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Soviel Wandel war nie. Es ist hilfreich, die „gegenwärtige Krise als eine Oberflächeneruption zu betrachten, 
die durch eine tiefe tektonische Verschiebung in der räumlich-zeitlichen Anordnung der kapitalistischen Ent-

wicklung hervorgerufen wurde, meint der US-amerikanische marxistische Ökonom David Harvey.  
Er vergleicht die Reaktionen auf die Krise in den USA, Europa und China miteinander.  

Er zeigt auf, wie die USA – anders als die VR China – nicht in der Lage sind, die Krise durch eine mutige so-
zial und ökologisch verpflichtete linkskeynesianische Offensive zu überwinden.  
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„Der Gesamteffekt wird sein, dass sich der Reichtumsdrift vom Westen nach dem Osten beschleunigt und die Balance 
der hegemonialen ökonomischen Macht sich schnell verändern wird (…). Das schafft neue Spielräume  

für antihegemoniale Bewegungen, zugleich aber auch neue Gefährdungen. „Die Ungleichheit, gekoppelt  
mit der schwindenden US Hegemonie, könnte gut der Vorbote sein für das Auseinanderbrechen der Weltökonomie  

in regionale hierarchische Strukturen, die genauso leicht heftig mit einander konkurrieren könnten wie sie zusammenar-
beiten können an der elenden Frage, wer die Hauptlast einer lang anhaltenden Depression zu tragen haben wird.“ 
In jedem Fall sei es notwendig, „den Kapitalismus vor den Kapitalisten und ihrer falschen neoliberalen Ideologie  

zu retten. Und wenn das heißt: Sozialismus, Verstaatlichung, starke staatliche Lenkung, verbindliche internationale 
Zusammenarbeit und eine neue, inklusive (ich wage zu sagen „demokratische“) internationale Finanzarchitektur,  

na bitte, dann soll, dann muss es eben so sein.“ 
Vielleicht kann man den Aufstieg Barak Obamas zum US-amerikanischen Präsidenten auch schon als Ergebnis der 

Schwächung des US-Imperialismus sehen. Die Folgen für die globalisierungskritische Bewegung sind noch nicht über-
schaubar. Haben wir es wirklich mit CHANGE zu tun, auf den so viele Völker der Welt gehofft haben? Oder ist es doch 
nur – bei Kontinuität wichtiger Strukturen und Personalien - eine neue Verpackung für ein altes Projekt, für die Durch-

setzung der Herrschaft der USA über den Rest der Welt? Die Einschätzungen liegen weit auseinander. So hatte noch vor 
einem Jahr Uri Avnery, Veteran der israelischen Friedensbewegung „Gush Shalom“ „Obamas unterwürfige Rede vor 
der Israel-Lobbygruppe AIPAC“ kritisiert (SiG 67) – Obamas Rede in Kairo betrachtet er aber als „revolutionär“ und 

freut sich über „die riesige Kluft zwischen den Regierungen Israels und der USA“ –  
Andere , wie Noam Chomsky, fragen: Was ändert sich wirklich? Sie ordnen diese neuen freundlicheren Töne des neuen 

US-Präsidenten als Versuch ein, “Israel in die "moderaten" arabischen Staaten einzubinden: Israel als Bollwerk der 
amerikanischen Vorherrschaft in diesen so lebenswichtigen und Energie produzierenden Regionen. Das passt gut zu 
Obamas generelleren Programmen für Afghanistan und Pakistan, wo die Militäroperationen eskalieren und riesige 

"Botschaften" - nach dem Bagdader Muster einer Stadt in der Stadt - errichtet werden.“  
Im Londoner Guardian erkennt Ali Abunimah folglich wenig Veränderungen. Er spricht deshalb von einem „Bush im 
Schafspelz“ Allerdings findet auch er Bewundernswertes in der Kairoer Rede: „Es gab einen Satz in seiner Rede, den 
ich begeistert unterstütze und an den er sich halten sollte: „Angesichts unserer gegenseitigen Abhängigkeit wird jede 

Weltordnung, die eine Nation oder eine Gruppe von Leuten gegenüber anderen erhebt, unweigerlich scheitern.““ 
Die Nagelprobe für Wandel oder Kontinuität westlicher Dominanz dürfte nicht nur in den Kriegen im Irak und  

Afghanistan, sondern auch im Iran und in Westasien stattfinden. Zur aktuellen Lage dort warnt der Bundesausschuss 
Friedensratschlag: “Die Friedens- und Menschenrechtsbewegung hier zu Lande sollte sich nicht zum Richter über die 
Akteure im gegenwärtigen Machtkampf im Iran aufschwingen“ und stattdessen auf die „Reduzierung der militärischen 

Präsenz der USA und NATO in der Region des Persisichen Golfes drängen“. 
 

Christa Wichterich und Martin Khor untersuchen die Auswirkungen der globalen Wirtschaftskrise auf die Frauen und 
auf den globalen Süden. Die Krise wirkt asymmetrisch: sie ist nicht geschlechtsneutral, und sie trifft besonders die Län-

der, die arm sind und dieses Desaster überhaupt nicht verursacht haben. 
Schon vor der Krise war überdeutlich, dass durch die Globalisierung und die perverse internationale Arbeitsteilung  

„immer mehr Frauen und selektiv auch MigrantInnen als flexible, unterbezahlte Arbeitskräfte am unteren Ende in die 
Wertschöpfungsketten integriert wurden.“ (Ch. Wichterich) Jetzt in der Krise hat sich „eine gigantische Schere zwischen 

Gewinnen und Verlusten geöffnet, und Frauen schultern überproportional viel von den Verlusten und Kosten.“ 
Martin Khor beschreibt einen Prozess ideologischen Abkoppelung, und auch hier wird die Schwächung westlich-

kapitalistischer Hegemonie und das Entstehen neuer Spielräume für soziale und sozialrevolutionäre Bewegungen deut-
lich: „Das Entwicklungsmodell, das auf einem freien Fluss von Kapital und auf der Abhängigkeit vom Export beruht, 

ist etwas, was uns von den USA und durch Institutionen wie Weltbank und IWF gelehrt wurde.  
Und jetzt erleidet dieses Modell einen harten Rückschlag.“ 

Um ein neues Modell für die Weltwirtschaft wird innerhalb der UNO gerungen. Zu den Empfehlungen der Stiglitz-
Kommission zwei recht unterschiedliche Erklärungen von Attac-D und Attac-F. 

Für ein anderes Entwicklungsmodell kämpfen zum Beispiel die Indigenen in Peru, die lateinamerikanischen sozialen 
Bewegungen und speziell Via Campesina, sodass  Boliviens Präsident Evo Morales jedenfalls für sein Land feststellen 

kann: „Die Revolution ist auf gutem Weg“ 
 

Wir bedanken uns für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von coorditrad! 
Coorditrad braucht noch Unterstützung!    www.coorditrad.attac.org 

 
Wir verschicken ”Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis        Bezugsbedingungen: –Rechnungsbetrag  (inkl. Porto) einer Lieferung: 

1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 €.,  ab 10 Hefte: 1,50 € pro Heft   Abonnement: 15 € für 6 Ausgaben. 
Bestellung per Mail an sig-abo@gmx.de 

 
Die Redaktion dieser Nummer: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland)   

- Barbara Waschmann (Attac Österreich) - Maurizio Coppola (Attac Schweiz) 
2. Auflage
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Der US-amerikanische Geograph David Harvey ist  
einer der allgemein anerkannten Theoretiker  

der globalisierungskritischen Bewegung (siehe SiG 32).  
Er prägte den Begriff „Akkumulation durch 

Enteignung“, um u. a. die destruktiven 
Umverteilungsmechanismen der aufgeblähten 

Finanzmärkte zu kennzeichnen.  
In seinem Buch „Der neue Imperialismus“ untersuchte 

er die Verbindung von Neoliberalismus und Gewalt.  
Jetzt hat er auf der Webseite http://chinaleftreview.org/ 
seine Analyse der Krise und der Antikrisenprogramme 

vorgelegt 
 

 
 

David Harvey 
Tektonische Verschiebungen in der Weltwirtschaft 

Warum das US- Konjunkturprogramm zum Scheitern verurteilt ist 
 
Man gewinnt eine Menge an Erkenntnis-
sen, wenn man die gegenwärtige Krise als 
eine Oberflächeneruption betrachtet, die 
durch eine tiefe tektonische Verschiebung 
in der räumlich-zeitlichen Anordnung der 
kapitalistischen Entwicklung hervorgeru-
fen wurde. Die tektonischen Platten be-
schleunigen ihre Bewegung und die 
Wahrscheinlichkeit von häufigeren und 
heftigeren Krisen in der Art, wie sie seit 
1980 aufgetreten sind, wird mit großer 
Wahrscheinlichkeit zunehmen. Die Art, 
die Form, die räumlichen und zeitlichen 
Erscheinungen dieser Oberflächenerupti-
onen sind unmöglich vorherzusagen, aber 
es ist nahezu sicher, dass sie häufiger 
vorkommen und heftiger ausfallen wer-
den. Die Ereignisse von 2008 müssen 
deshalb im Zusammenhang mit einem 
tiefer zugrunde liegenden Muster gesehen 
werden. Da diese Krisenzeiten der kapita-
listischen Dynamik inhärent sind – das 
schließt einige anscheinend extern verur-
sachte Ereignisse wie eine katastrophische 
Pandemie nicht aus – was für ein besseres 
Argument sollte es geben, als dass- wie 
Marx es einmal ausdrückte - „der Kapita-
lismus sich überlebt hat und Platz machen 
sollte für eine andere und vernünftigere 
Produktionsweise“. 
 
Ungleiche Entwicklung 
 
Ich beginne mit dieser Schlussfolgerung, 
weil ich es wichtig, wenn nicht gar dra-
matisch finde, wie ich es immer wieder 
über die Jahre in meinen Schriften ver-
sucht habe darzustellen, dass es ein Fehler 
ist, wenn man die geographische Dyna-
mik des Kapitals nicht versteht oder die 
geographische Dimension nur als etwas 

Beschränkendes oder Zweitrangiges an-
sieht. Es würde bedeuten, sowohl den 
Kern der ungleichen geographischen 
Entwicklung des Kapitalismus zu miss-
verstehen, als auch Möglichkeiten zu 
verpassen, radikale Alternativen aufzu-
bauen. Aber dies stellt eine akute Schwie-
rigkeit der Analyse dar, da wir ständig 
damit konfrontiert sind, universelle Prin-
zipien betreffs der Rolle von Räumen, 
Orten und Umfeldern in der kapitalisti-
schen Dynamik aus dem Meer der oft 
flüchtigen geographischen Besonderhei-
ten herauszufischen. Also: können wir ein 
geographisches Verständnis in unsere 
Theorien des evolutionären Wandels 
integrieren? Schauen wir uns die tektoni-
schen Verschiebungen genauer an. 
 
Im November 2008, kurz nach der Wahl 
eines neuen Präsidenten, gab der National 
Intelligence Council (NICS) der USA 
seine  Mutmaßungen heraus, wie die Welt 
2025 aussehen würde. 
 
Vielleicht zum ersten Mal prophezeite 
eine quasi offizielle Einrichtung in den 
USA, dass die USA bis 2025 zwar immer 
noch der mächtigste, einzelne Player in 
Weltangelegenheiten sein wird, aber nicht 
mehr der beherrschende. Die Welt würde 
multipolar sein, weniger zentriert, und die 
Macht von nicht staatsgebundene Akteu-
ren würde zunehmen. Der Bericht räumte 
ein, dass die Vorherrschaft der USA sich 
schon lange, mal stärker, mal schwächer, 
abgeschwächt hat, betont aber, dass ihre 
wirtschaftliche, politische und sogar mili-
tärische Dominanz nun systematisch 
verblasst. Darüber hinaus werde sich (und 
es ist wichtig zu beachten, dass der Be-

richt vor dem Zusammenbruch des US- 
und britischen Finanzsystems vorbereitet 
wurde) „die beispiellose Verschiebung in 
Reichtum und wirtschaftlicher Macht von 
West nach Ost, die bereits in Vorberei-
tung ist,   fortsetzen“. 
 
Diese „beispiellose Verschiebung“ hat 
den lang anhaltenden Sog von Reichtum 
vom Osten, Südosten und Süden Asiens 
nach Europa und Nordamerika umge-
kehrt, den es seit dem 18. Jahrhundert 
gab, ein Sog, den Adam Smith in seinem 
Buch „Wohlstand der Nationen“ bedauer-
te, der sich aber während des ganzen 
19.Jahrhunderts ständig beschleunigte.  
 
Der Aufstieg Japans in den 60ern, gefolgt 
von Südkorea, Taiwan, Singapore und 
Hongkong in den 70ern und dann das 
schnelle Wachstum von China nach 1980, 
später begleitet durch die Industrialisie-
rungsspurts in Indonesien, Indien, Viet-
nam, Thailand und Malaysia während der 
90er hat das Gravitationszentrum der 
kapitalistischen Entwicklung verän-
dert, obwohl es überhaupt nicht glatt 
verlief. Die ost- und südostasiatische 
Finanzkrise 1997/8 führte zu einem kur-
zen aber heftigen Rückfluss von Reich-
tum, zurück an die Wallstreet und hin zu 
den europäischen und japanischen Ban-
ken. Die wirtschaftliche Hegemonie 
scheint sich hin zu einer Konstellation 
von Mächten in Ostasien zu bewegen. 
Krisen sind, wie schon häufig festgestellt, 
Momente von radikalen Veränderungen in 
der kapitalistischen Entwicklung. Es ist 
eine Tatsache, dass die USA mit einer 
Staatsverschuldung auf enorm hohem 
Niveau jetzt ihren Weg aus den finanziel-
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len Schwierigkeiten mit noch größeren 
Defiziten finanzieren muss, die zum größ-
ten Teil gedeckt werden durch jene Län-
der mit angesparten Überschüssen: Japan, 
China, Südkorea, Taiwan und die Golf-
staaten. Jetzt scheint der Augenblick 
gekommen zu sein für die Konsolidierung 
einer solchen Verschiebung. 
 
Verschiebungen dieser Art hat es in der 
langen Geschichte des Kapitalismus 
schon früher gegeben.  
In Giovanni Arrighis gründlicher Dar-
stellung in „Das lange 20. Jahrhundert“ 
sehen wir die Hegemonie sich verschie-
ben von den Stadtstaaten Genua und Ve-
nedig im 16. Jahrhundert hin zu Amster-
dam und den Niederlanden in dem 17. 
Jahrhundert, bevor sie sich im späten 18. 
Jahrhundert in Großbritannien konzent-
rierte und schließlich die USA 1945 die 
Kontrolle übernahmen. Arrighi unter-
streicht  eine Reihe von typischen Merk-
malen bei diesen Übergängen, die für 
unsere Analyse relevant sind.  
Arrighi betont, dass jede Verschiebung 
mit dem Ausbruch einer heftigen Finanz-
krise zusammen hing (er zitiert zustim-
mend Braudels Maxime, dass Finanzkri-
sen den Herbst einer Hegemonialkonfigu-
ration ankündigen).  
Jeder Übergang zog auch einen radikalen 
Wechsel in der Größenordnung der wirt-
schaftlichen Aktivitäten nach sich, von 
den kleinen Städten zu Beginn bis hin zur 
kontinentalen Wirtschaft der US in der 
zweiten Hälfte des 20sten Jahrhunderts. 
Dieser Wechsel der Größenordnung 
macht Sinn angesichts des kapitalistischen 
Gesetzes der endlosen Akkumulation und 
der ständigen Wachstumsrate von mindes-
tens 3%.  
Allerdings sind hegemoniale Verschie-
bungen, so argumentiert Arrighi, nicht im 
Voraus determiniert. Sie hängen davon 
ab, ob eine Macht auftaucht, die wirt-
schaftlich fähig und politisch und militä-
risch bereit ist, die Rolle des globalen 
Hegemons (mit seinen Vor- und Nachtei-
len) zu spielen. Die Weigerung der USA 
vor dem 2. Weltkrieg, diese Rolle anzu-
nehmen, bedeutete ein Interregnum von 
multipolaren Spannungen, das nicht die 
Tendenz zum Krieg aufhalten konnte 
(Großbritannien war nicht länger in der 
Lage, seine frühere Hegemonialrolle 
aufrecht zu erhalten). 
Vieles hängt auch davon ab, wie der frü-
here Hegemon sich angesichts des 
Schrumpfens seiner früheren Rolle ver-
hält. Er kann sich friedlich oder kriege-
risch aus der Geschichte verabschieden. 
Aus dieser Sicht schafft die Tatsache, 
dass die USA noch immer eine überwälti-

gende Macht besitzt, ein beängstigendes 
Scenario für jeden zukünftigen Übergang, 
vor allem vor dem Hintergrund ihrer 
schwächer werdenden wirtschaftlichen 
und finanziellen Macht und ihrer zuneh-
mend schwankenden moralischen und 
kulturellen Autorität. Noch dazu ist es 
nicht klar, ob China - Hauptkandidat für 
die Nachfolge der USA - die Fähigkeit 
oder den Willen besitzt, eine Hegemonial-
rolle einzunehmen. Chinas Bevölkerung 
ist zweifellos groß genug, um die Anfor-
derungen der wachsenden Größenordnung 
zu erfüllen, aber weder seine Wirtschaft 
noch seine politische Autorität (oder nicht 
einmal sein politischer Wille) deuten auf 
eine leichte Thronfolge als globaler He-
gemon hin. Bei den gegebenen nationalen 
Trennungen ist die Idee, dass ein Bündnis 
von ostasiatischen Mächten die Aufgabe 
übernehmen könnte, ebenso unwahr-
scheinlich wie die Möglichkeit, eine zer-
stückelte und gespaltene Europäische 
Union oder die so genannten BRIC-
Mächte (Brasilien, Russland, Indien und 
China) könnten langfristig auf gemeinsa-
mem Pfad bleiben. Deshalb erscheint die 
Voraussage plausibel, dass für eine lange 
Zeit ein weiteres Interregnum multipola-
rer und konfliktträchtiger Interessen und 
globaler Instabilität vor uns liegt. 
. 
Schulden als Hauptindikator 
 
Die tektonische Verschiebung weg von 
der US Dominanz und Hegemonie findet 
schon seit einiger Zeit statt und wird jetzt 
viel deutlicher. Die These sowohl von 
einer exzessiven Finanzkrise und von den 
„Schulden als einem Hauptindikator für 
die Entkräftung von führenden Weltmäch-
ten“ hat eine populäre Stimme in den 
Schriften Kevin Phillips gefunden. Die 
gegenwärtigen Versuche, die Herrschaft 
der USA wieder aufzubauen durch Re-
formen in der Struktur sowohl der natio-
nalen und globalen Verknüpfungen von 
Staaten und Finanzmärkten scheinen nicht 
zu wirken, während der Ausschluss, der 
dem Rest der Welt bei der Suche nach 
einer neuen die Architektur auferlegt 
wird, ziemlich sicher heftige Opposition, 
wenn nicht sogar offene Wirtschaftskon-
flikte provozieren wird.  
 
Tektonische Verschiebungen dieser Art 
passieren nicht wie durch Zauberei. Wäh-
rend die historische Geographie sich ver-
schiebender Tektonik, wie sie Arrighi 
beschreibt, ein klares Muster hat und es 
von der Historie aus auch klar ist, dass 
solchen Verschiebungen Perioden der 
Finanzialisierung vorangehen, liefert 
Arrighi keine tiefgehende Analyse der 
Prozesse, die solche Verschiebungen zu 

allererst produzieren. Natürlich führt er 
die „endlose Akkumulation“ und deshalb 
das Wachstumssyndrom (die 3%  Wachs-
tumsregel) zur Erklärung an. Das impli-
ziert, dass sich die Hegemonie im Laufe 
der Zeit von kleineren (z. B. Venedig) hin 
zu größeren Einheiten (z.B. USA) bewegt. 
Es ist auch klar, dass die Hegemonie in 
einer politischen Einheit liegen muss, in 
der ein großer Teil der Wertschöpfung 
produziert wird (oder zu dem ein großer 
Teil der Wertschöpfung fließt in Form 
von Abgaben oder imperialen Abzügen). 
So betrug 2005 bei einem globalen Output 
von 45 Bill. $ der US-Anteil 15 Bill. $. 
Die USA hatten damit den dominanten 
Anteil am globalen Kapitalismus und 
diktierten auch die globale Politik (z.B. 
als Hauptanteilseigner in den internationa-
len Institutionen wie Weltbank und IWF). 
Der NCIS-Bericht (s.o.) begründet seine 
Voraussage vom Verlust der Vorherr-
schaft bei gleichzeitigem  Erhalt einer 
starken Position u. a. mit dem fallenden 
Anteil der USA am globalen Output rela-
tiv zum Rest der Welt und insbesondere 
gegenüber China. 
 
 
Politische Auswirkungen  
ökonomischer Verschiebungen 
 
Es ist keineswegs ausgemacht, meint 
Arrighi, wie die politische Ebene auf 
solche Verschiebungen reagiert. Das 
Angebot der USA für globale Hegemonie 
unter Woodrow Wilson während und 
unmittelbar nach dem 1. Weltkrieg wurde 
in den US vereitelt durch eine innere 
Präferenz für Isolationismus (deshalb 
scheiterte auch der Völkerbund) und erst 
nach dem 2. Weltkrieg (in den die Bevöl-
kerung ja vor Pearl Harbor nicht eintreten 
wollte) nahmen die USA ihre Rolle als 
globaler Hegemon an, durch eine überpar-
teiliche Außenpolitik, die mit dem Bretton 
Woods Abkommen verankert wurde und 
damit festlegte, wie die Nachkriegsord-
nung (angesichts des Kalten Krieges und 
der sich ausdehnenden Bedrohung des 
Kapitalismus durch den internationalen 
Kommunismus) organisiert werden sollte. 
Dass die USA sich schon lange in einen 
Staat entwickelt hatten, der prinzipiell die 
Rolle eines globalen Hegemons hätte 
spielen können, war evident seit ihren 
frühen Jahren. Sie besaßen relevante 
Doktrinen wie „Manifest Destiny“ 
(schicksalsmäßige Aufgabe zur kontinen-
talen geographischen Ausdehnung, die 
sich schließlich über den Pazifik und die 
Karibik ergoss, bevor sie global wurde 
ohne weitere territoriale Erwerbungen) 
oder die „Monroe Doktrin“, welche die 
Europäischen Mächte warnte, den ameri-
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kanischen Kontinent in Ruhe zu lassen 
(die Doktrin war in Wirklichkeit vom 
britischen Außenminister Canning in den 
1820er Jahren formuliert worden, aber 
sofort von den USA übernommen wor-
den). Die USA besaßen die notwendige 
Dynamik, um einen wachsenden Anteil 
des globalen Outputs zu erstellen und 
verpflichteten sich auf eine Version von 
beschränktem Markt- oder „Monopol“- 
Kapitalismus, getragen von einem Ellbo-
gen-Individualismus. Daher gibt es die 
Vorstellung, dass sich die USA in ihrer 
ganzen Geschichte auf die Übernahme der 
Rolle als Welthegemon vorbereitet habe. 
Die einzige Überraschung bestehe darin, 
dass es der 2. statt des 1. Weltkriegs war, 
der sie dazu führte, diese Rolle zu über-
nehmen. So wurden die Zwischenkriegs-
jahre der Multipolarität und der chaoti-
schen Konkurrenz imperialen Ehrgeizes 
überlassen, der Art, wie sie der NCIS 
Bericht als Situation ab 2025 befürchtet. 
 
Reaktionen auf die Krise 
 
Die tektonische Verschiebung, die sich 
jetzt vollzieht, ist jedoch beeinflusst durch 
die radikale geographische Ungleichheit 
der ökonomischen und politischen Mög-
lichkeiten, auf die augenblickliche Krise 
zu reagieren. Lassen Sie mich mit einem 
handgreiflichen Beispiel illustrieren, wie 
sich diese Ungleichheit auswirkt.  
Als sich die Depression, die 2007 begann, 
vertiefte, wurde von vielen das Argument 
vorgebracht, dass es einer voll entwickel-
ten keynesianischen Lösung bedürfe, um 
den globalen Kapitalismus aus dem 
Durcheinander zu führen, in dem er sich 
befand. Zu diesem Zweck wurden eine 
Reihe von Konjunkturanreizen und Maß-
nahmen zur Stabilisierung von Banken 
vorgeschlagen und bis zu einem bestimm-
ten Grad in verschiedenen Ländern in 
unterschiedlicher Weise durchgeführt, in 
der Hoffnung, diese Maßnahmen würden 
die Schwierigkeiten lösen. Die vielen 
angebotenen Lösungen unterschieden sich 
immens, abhängig von den ökonomischen 
Umstände und den vorherrschenden poli-
tischen Meinungen (die Deutschland zum 
Beispiel in eine feindliche Position ge-
genüber Frankreich und GB in der EU 
brachten). 
 
Barrieren in den USA 
 
Man beachte die unterschiedlichen öko-
nomischen und politischen Möglichkeiten 
in den US und China und die potentiellen 
Folgen für beides, für die Machtverschie-
bung in der Welt und für die Methoden, 
mit der die Krise gelöst werden könnte.  
 

In den USA ist jeder Versuch, eine adä-
quate keynesianische Lösung zu finden, 
von Anfang an zum Scheitern verurteilt 
durch wirtschaftliche und politische Hin-
dernisse, die kaum überwunden werden 
können.  
 
Wenn eine keynesianische Lösung Erfolg 
haben sollte, würde das eine massive und 
lang andauernde Defizitfinanzierung 
erforderlich machen. Zu recht wurde 
argumentiert, dass Roosevelts Versuch 
1937/8, zu einem ausgeglichenen Haus-
halt zurückzukehren, die US wieder zu-
rück in die Depression warf, und dass es 
deshalb der 2. Weltkrieg war, der die 
Lage rettete und nicht Roosevelts zaghaf-
ter Versuch der Schuldenfinanzierung des 
New Deal. Selbst wenn die institutionel-
len Reformen sowie der Anstoß zu einer 
egalitäreren Politik die Fundamente für 
die Nachkriegserholung legten, so ist der 
New Deal gescheitert bei dem Versuch, 
die Krise in den US alleine zu lösen.  
 
Das Problem der USA 2008/9 ist, dass sie 
mit einer chronischen Verschuldung 
gegenüber dem Rest der Welt beginnen 
(sie haben sich in den letzten 10Jahren 
täglich mehr als $ 2 Milliarden geliehen) 
und das setzt eine ökonomische Grenze 
für das Ausmaß der zusätzlichen Defizit-
ausgaben, die man jetzt vornehmen kann. 
(Das war kein ernsthaftes Problem für 
Roosevelt, der mit einem einigermaßen 
ausgeglichenen Haushalt begann).  
Es gibt da auch eine geopolitische Gren-
ze, denn die Finanzierung jedes zusätzli-
chen Defizits  ist begrenzt von der Bereit-
schaft anderer Mächte (hauptsächlich aus 
Ostasien  und den Golfstaaten) zu leihen. 
In beiderlei Hinsicht wird der ökonomi-
sche Stimulus, der den US zur Verfügung 
steht, aller Voraussicht nach weder groß 
genug noch nachhaltig genug sein, um die 
Aufgabe zu erfüllen, die Wirtschaft wie-
der zum Wachsen zu bringen.  
Dieses Problem wird verschlimmert durch 
den ideologischen Widerstand von Teilen 
beider Parteien, so große Defizitausgaben 
zu bejahen, die erforderlich sind, ironi-
scher Weise teilweise weil die frühere 
Republikanische Regierung nach Dick 
Cheneys Prinzip arbeitete:„Reagan lehrte 
uns, dass Defizite nicht wichtig sind.“ 
Wie Paul Krugman, der führende öffentli-
che Fürsprecher einer keynesianischen 
Lösung, argumentiert hat, sind die $800 
Mrd., die der Kongress 2009 widerwillig 
beschlossen hat, wenn auch besser als 
nichts, so doch bei weitem nicht ausrei-
chend. Es bräuchte etwas in der Größen-
ordnung von 2 Billionen Dollar, um die 
Aufgabe zu erledigen, und das ist wirklich 
zuviel an Schulden im Vergleich zum 

jetzigen Schuldenstand der USA. Die 
einzige mögliche wirtschaftliche Option 
läge darin, den schwachen Keynesianis-
mus exzessiver Militärausgaben durch 
stärkere keynesianische Sozialprogramme 
zu ersetzen. Das Halbieren des US Ver-
teidigungshaushalts (den man dann – als 
Anteil am BiP - mehr dem europäischen 
Niveau angleichen würde ) könnte helfen, 
aber das wäre natürlich politischer 
Selbstmord für jeden, der das vorschlagen 
würde, wenn man die Haltung der Repub-
likanischen Partei und vieler Demokraten 
berücksichtigt. 
 
Die zweite Barriere ist rein politisch. Um 
wirksam zu sein, muss das Konjunktur-
programm so verwaltet werden,, dass es  
zu Ausgaben für Waren und Dienstleis-
tungen kommt, sodass die Wirtschaft 
wieder zum Brummen gebracht wird. Das 
heißt alle Unterstützungen müssen an jene 
gehen, die das Geld auch sofort wieder 
ausgeben werden, d.h. an die unteren 
Klassen, denn selbst die Mittelschicht 
wird alles Geld sehr wahrscheinlich wie-
der für den Kauf von Vermögensanlage 
ausgeben (z.B. zum Kauf von zwangsver-
steigerten Häusern), anstatt ihre Ausgaben 
für den Kauf von Waren oder Dienstleis-
tungen zu erhöhen. Jedenfalls tendieren 
viele Leute in schlechten Zeiten dazu, 
zusätzliches Einkommen für die Rückzah-
lung von Schulden zu verwenden oder zu 
sparen (so wie es in großem Umfang mit 
den $600 Steuernachlässen passierte, die 
die Bush Regierung im Frühsommer 2008 
gewährte). 
Was weise und vernünftig für die einzel-
nen Haushalte erscheint, verspricht nichts 
Gutes für die Volkswirtschaft als Ganzes ( 
ähnlich wie die Banken, die vernünftiger 
Weise öffentliche Gelder genommen 
haben und sie entweder gehortet oder 
Vermögenswerte gekauft haben, statt sie 
zu verleihen). Die vorherrschende Feind-
schaft in den USA, „Wohlstand zu vertei-
len“ und irgendeine Form der Unterstüt-
zung zu vergeben außerhalb von Steuerer-
leichterungen, entspricht der hart gesotte-
nen neoliberalen Ideologie ( keineswegs 
beschränkt auf die Republikanische Par-
tei), dass die privaten „Haushalte es am 
besten wissen“.  
Diese Doktrinen sind weit verbreitet wie 
ein Glaubensbekenntnis, akzeptiert nach 
mehr als 30 Jahren neoliberaler Indoktri-
nierung in der amerikanischen Öffentlich-
keit Wir sind, wie ich wo anders bereits 
ausgeführt habe, „jetzt alle Neoliberale“, 
meistens ohne es überhaupt zu wissen. Da 
gibt es ein stilles Einverständnis, z.B. dass 
„Lohndrücken“ - eine Schlüsselkompo-
nente des augenblicklichen Problems – 
eine „normale“ Lage der Dinge in den 
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USA ist. Eines der drei Bestandteile einer 
keynesianischen Lösung: mehr Macht der 
Arbeiterbewegung, Lohnsteigerungen und 
Umverteilung hin zu den unteren Klas-
sen, ist zum augenblicklichen Zeitpunkt 
politisch nichtdurchsetzbar. Allein der 
Vorwurf, dass solch ein Programm dem 
„Sozialismus“ gleich komme, lässt die 
Reihen des politischen Establishments 
erschaudern wie bei einem terroristischen 
Anschlag.  
Die Arbeiterbewegung ist nach 30 Jahren 
der Schläge durch die politischen Mächte 
nicht stark genug; es ist momentan keine 
breite soziale Bewegung in Sicht, die eine 
Umverteilung zu Gunsten der arbeitenden 
Klassen erzwingen kann. 
 
Ein zweiter Weg, keynesianische Ziele zu 
erreichen, besteht darin, Gemeinschafts-
güter bereitzustellen. Dies hat traditionell 
Investitionen in sowohl materielle wie 
auch soziale Infrastruktur nach sich gezo-
gen. Die WPA- (Work Progress Admi-
nistration) Programme der 30er Jahre sind 
ein Vorläufer davon. Deshalb gibt es den 
Versuch, in die Konjunkturprogramme 
Programme einzufügen, um Infrastruktur 
für Verkehr, Kommunikation, Energie 
und andere öffentliche Arbeiten wieder 
aufzubauen oder auszudehnen, gleichzei-
tig mit erhöhten Ausgaben für Gesund-
heit, Erziehung, städtische Dienstleistun-
gen und ähnliches. Diese kollektiven 
Güter haben das Potential, Multiplikator-
effekte zu erzeugen, sowohl direkt für die 
Beschäftigung als auch indirekt für die 
effektive Nachfrage nach weiteren Gütern 
und Dienstleistungen.  Die Annahme ist, 
dass diese kollektiven Güter ab einem 
bestimmten Punkt zu der Kategorie „pro-
duktive Staatsausgaben“ gehören werden 
(d.h. weiteres Wachstum anregen) statt 
eine Reihe von öffentlichen „weißen 
Elefanten“ zu erzeugen, die, wie Keynes 
vor langer Zeit bemerkte, nichts anderes 
bedeuteten als Leute einzustellen zum 
Ausgraben von Gräben und sie dann wie-
der aufzufüllen. In anderen Worten: eine 
Infrastruktur- Investment- Strategie muss 
abzielen auf die systematische Wiederbe-
lebung von 3%Wachstum  durch z.B. die 
systematische Planung unserer urbanen 
Infrastruktur und Lebensweise. Dies wird 
nicht gelingen ohne ausgeklügelte staatli-
che Planung plus eine existierende pro-
duktive Grundlage, die die neuen infra-
strukturellen Konfigurationen ausnutzen 
kann. Auch hier machen die lange Ge-
schichte der Deindustrialisierung in den 
USA und die intensive ideologische Geg-
nerschaft zu staatlicher Planung (Elemen-
te davon waren in Roosevelts New Deal 
vorhanden und setzten sich fort bis in die 
1960er Jahre, bis sie durch den neolibera-

len Angriff auf die Staatsmacht in den 
1980er Jahren abgeschafft wurden) und 
die offensichtliche Präferenz für Steuerer-
leichterungen statt für infrastrukturelle 
Transformationen es unmöglich, in den 
US eine vollständige keynesianische 
Lösung zu verfolgen.  
 
 
 
China ist anders 
 
In China dagegen existieren sowohl die 
wirtschaftlichen wie die politischen Be-
dingungen für eine konsequente keynesi-
anische Lösung, und es gibt dort eine 
Vielzahl an Anzeichen dafür, dass ein 
solcher Weg beschritten wird.  
 
Zu allererst: China hat eine riesige Reser-
ve an ausländischer Währung und auf 
dieser Basis ist eine Schuldenfinanzierung 
einfacher als auf der Basis eines bereits 
großen Schuldenberges wie im Fall der 
USA. Es ist auch wichtig zu beachten, 
dass seit Mitte der 1990er Jahre die „toxi-
schen Papiere“  (die nicht verkäuflichen, 
faulen Anleihen) der chinesischen Banken 
(einige Schätzungen setzten sie auf 40%  
aller Kredite 2000 an) aus den Büchern 
der Banken getilgt sind durch gelegentli-
chen Zuweisungen  von Währungsreser-
ven. Die Chinesen haben ein langfristiges 
Programm, das dem TARP Programm 
(Troubled Asset Relief Programm = Ban-
kensicherungsprogramm der USA vom 
Sept. 2008) in den US gleichwertig ist 
und sie wissen augenscheinlich, wie man 
das macht (wenn auch viele dieser Trans-
aktionen durch Korruption befleckt sind).  
 
Die Chinesen haben die wirtschaftlichen 
Mittel, sich in einem massiven Ausgaben-
programm zu engagieren und sie haben 
einen zentralisierten staatlichen Finanz-
apparat, um dieses Programm auch effek-
tiv zu verwalten. Die Banken, die lange 
Zeit staatlich waren, sind nominell priva-
tisiert, um den WTO-Anforderungen zu 
genügen und um ausländisches Kapital 
und Experten anzulocken, aber sie können 
leicht an den Staat gebunden werden, 
während in den US nur die geringste 
Anspielung von staatlicher Leitung ge-
schweige denn von Verstaatlichung zu 
einem politischen Aufruhr führt. 
 
Es gibt auch absolut keine ideologischen 
Barrieren gegen eine Umverteilung wirt-
schaftliche Vorteile zugunsten der bedürf-
tigsten Sektoren der Gesellschaft, obwohl 
es einige verfestigte Interessen wohlha-
bender Parteimitglieder und einer entste-
henden Kapitalistenklasse zu überwinden 
gilt. Der Vorwurf, dies würde „Sozialis-

mus“ bedeuten oder noch schlimmer 
„Kommunismus“, würde in China nur mit 
Schmunzeln beantwortet werden. Aber in 
China wird das Entstehen von Massenar-
beitslosigkeit (im letzten Bericht sprach 
man von einigen 20 Millionen Arbeitslo-
sen als Ergebnis des Wachstumsrück-
gangs), und die ersten Anzeichen von 
weit verbreiteten und schnell eskalieren-
den Unruhen ganz sicher die Kommunis-
tische Partei zu massiven Umverteilungen 
bewegen. Anfang 2009 schien diese Um-
verteilung in erster Linie darauf gerichtet 
zu sein, die rückständigen ländlichen 
Gebiete zu beleben, in die viele arbeitslo-
se Wanderarbeiter zurückgekehrt sind, da 
sie ihre Arbeitsplätze in den Gebieten des 
verarbeitenden Gewerbes verloren haben. 
In diesen Gebieten fehlt es sowohl an 
sozialer wie auch an materieller Infra-
struktur. Ein starker Zuschuss der Zentral-
regierung wird die Einkommen erhöhen, 
effektive Nachfrage schaffen und den 
langen Prozess der Konsolidierung des 
inneren chinesischen Marktes in Angriff 
nehmen. 
 
Zweitens gibt es eine starke Neigung, die 
massiven Investitionen in die Infrastruktur 
zu unternehmen, die in China immer noch 
fehlen (während Steuererleichterungen 
nahezu keinen politischen Reiz haben). 
Während einige davon sich in „weiße 
Elefanten“ verwandeln könnten, so ist 
doch die Wahrscheinlichkeit dafür viel 
geringer, da ja noch eine immens große 
Arbeit getan werden muss, um den chine-
sischen Raum zu integrieren und sich so 
mit dem Problem der ungleichen geogra-
phischen Entwicklung zwischen den Küs-
tenregionen mit ihrem hohen Entwick-
lungsniveau und den verarmten inneren 
Provinzen auseinanderzusetzen. Die Exis-
tenz einer extensiven, wenn auch Pro-
blem beladenen industriellen und hand-
werklichen Basis, die dringend der räum-
lichen Rationalisierung bedarf, macht es 
wahrscheinlicher, dass die chinesischen 
Bemühungen in die Kategorie produktiver 
Staatsausgaben fallen. Für die Chinesen 
kann viel von dem Überschuss in die 
weitere Entwicklung des Raumes gesteckt 
werden, auch wenn man zugeben muss, 
dass in Städten wie Shanghai – ähnlich 
wie in den USA - die Spekulation auf den 
urbanen Immobilienmärkten ein Teil des 
Problems und nicht Teil der Lösung ist. 
Infrastrukturelle Ausgaben, vorausgesetzt 
sie werden in ausreichender Größenord-
nung durchgeführt, werden eine ganze 
Menge erreichen auf dem Weg, über-
schüssige Arbeitskraft zu integrieren und 
dadurch soziale Unruhe zu reduzieren und 
den inneren Markt zu fördern.  
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Internationale Implikationen 
 
Diese völlig verschiedenen, ja gegensätz-
lichen Möglichkeiten für eine voll entwi-
ckelte keynesianische Lösung in China 
und in den USA haben tiefe internationale 
Implikationen. 
 
Falls China mehr von seinen finanziellen 
Reserven benutzt, um seinen inneren 
Markt zu fördern, wie es aus politischen 
Gründen ziemlich sicher gezwungen sein 
wird, wird es weniger davon übrig haben, 
um sie den  USA zu leihen. Weniger 
Käufe amerikanischer Schuldverschrei-
bungen werden (in den US, d. Übers.) 
höhere Zinsen erzwingen und die innere 
Nachfrage in den USA negativ beeinflus-
sen, und wenn es nicht vorsichtig gemacht 
wird etwas lostreten, was jedermann 
fürchtet und was bisher abgewendet wer-
den konnte: den Verfall des Dollars.   
 
Eine stufenweise Abkehr von der Abhän-
gigkeit von den US Märkten und den 
Ersatz des inneren Marktes als Quelle 
effektiver Nachfrage für die chinesische 
Industrie wird das Machtgleichgewicht 
bedeutend verändern (und wird - nur am 
Rande bemerkt - stressig sein sowohl für 
China wie auch die US). Die chinesische 
Währung wird notwendigerweise gegen-
über dem Dollar steigen (eine Bewegung, 
die die amerikanischen Behörden seit 
langem gefordert aber insgeheim gefürch-
tet haben), was die Chinesen zwingt, sich 
umso mehr auf für die Gesamtnachfrage 
ihres inneren Marktes zu verlassen. 

Die Dynamik innerhalb Chinas wird - im 
Gegensatz zur fortgesetzten Rezession in 
den USA - immer mehr von den globalen 
Rohstofflieferungen in den chinesischen 
Handelskreislauf hineinziehen und die 
relative Bedeutung der US im internatio-
nalen Handel mindern.  
 
Der Gesamteffekt wird sein, dass sich der 
Reichtumsdrift vom Westen nach dem 
Osten beschleunigt und die Balance der 
hegemonialen ökonomischen Macht sich 
schnell verändern wird. Die tektonische 
Verschiebung in der Balance der globalen 
kapitalistischen Macht wird sich intensi-
vieren mit allen möglichen unvorhersag-
baren politischer und ökonomischer Aus-
wirkungen in einer Welt, in der die USA 
nicht mehr in einer dominierenden Positi-
on sein werden,  auch wenn sie noch 
bedeutsame Macht besitzen.  
Die feine Ironie ist natürlich, dass die 
politischen und ideologischen Hindernis-
se, ein voll entwickeltes keynesianisches 
Programm durchzuführen, ziemlich sicher 
den Verlust der US-Dominanz in den 
Weltangelegenheiten beschleunigen 
wird, auch wenn die Welteliten (ein-
schließlich der chinesischen) diese Domi-
nanz so lange wie möglich erhalten möch-
ten. 
Ob in Chinas ein echter Keynesianismus  
(zusammen mit Ländern in ähnlicher 
Position) ausreichen wird, um das unaus-
weichliche Scheitern des zögerlichen 
Keynesianismus im Westen wettzuma-
chen oder nicht, ist eine offene Frage, 
aber die Ungleichheit, gekoppelt mit der 

schwindenden US Hegemonie, könnte gut 
der Vorbote sein für das Auseinanderbre-
chen der Weltökonomie in regionale hie-
rarchische Strukturen, die genauso leicht 
heftig mit einander konkurrieren könnten 
wie sie zusammenarbeiten können an der 
elenden Frage, wer die Hauptlast einer 
lang anhaltenden Depression zu tragen 
haben wird.  
Das ist nicht gerade ein ermutigender 
Gedanke, aber wenn man an eine solche 
Aussicht denkt, könnten viele im Westen 
durch die Dringlichkeit der Aufgaben 
vorher aufgeweckt werden. Und sie könn-
ten die politischen Führer dazu bringen, 
aufzuhören, Banalitäten über die  Wieder-
herstellung von Vertrauen zu verbreiten 
und endlich damit anzufangen, was zu tun 
ist: den Kapitalismus vor den Kapitalisten 
und ihrer falschen neoliberalen Ideologie 
zu retten.  
Und wenn das heißt: Sozialismus, Ver-
staatlichung, starke staatliche Lenkung, 
verbindliche internationale Zusammenar-
beit und eine neue, inklusive (ich wage zu 
sagen „demokratische“) internationale 
Finanzarchitektur, na bitte, dann soll, 
dann muss es eben so sein. 
 
David Harvey ist ordentlicher Professor am 
Graduiertenzentrum der City University New 
York. Er unterhält den Blog „Marx`Kapital 
Lesen“ http://davidharvey.org/) 
 
Übersetzung: Gerd Röder; Lektorat:SiG-
Redaktion 

 
 
 

VSA-Verlag zum Tod von Giovanni Arrighi (1937-2009) 
 
Wir trauern um unseren Autor Giovanni Arrighi, der am 18. Juni 2009 an den Folgen 
einer Krebserkrankung in Baltimore verstorben ist. Er gehörte zu den bedeutendsten 
marxistischen Theoretikern des 20. und beginnenden 21. Jahrhunderts. Mit seinen 
Texten über "The Long Twentieth Century: Money Power and the Origins of Our 
Times", "Chaos and Governance in the Modern World System" und vor allem mit 
seiner jüngsten Buchveröffentlichung "Adam Smith in Beijing" mischte er sich immer 
wieder in die Auseinandersetzungen um die Deutung der Ursachen und Konsequenzen 
von Ungleichheiten in Wohlstand, Status und der Macht von Nationen ein. 
Giovanni Arrighi wurde 1937 in Italien geboren und erwarb sein erstes Ökonomie-
Diplom 1960 in Mailand. In den 1960er Jahren arbeitete er zunächst in Rhodesien 
(Zimbabwe), später am University College von Dar es Salaam (Tansania). Zu Beginn 
der 1970er Jahre kehrte er nach Italien zurück und gründete gemeinsam mit anderen 
die "Gruppo Gramsci". Von 1979 an lehrte und forschte er (u.a. gemeinsam mit 
Immanuel Wallerstein) am "Fernand Braudel Center for the Study of Economies, 
Historical Systems, and Civilizations" an der Binghamton University, State University 

of New York, das er zu einem wichtigen Zentrum der Weltsystemanalysen ausbaute. Später wurde er Professor für So-
ziologie an der Johns Hopkins Universität in Baltimore, an der er – gemeinsam mit seiner Lebensgefährtin Beverly Sil-
ver – zu den Schwerpunkten komparative und historische Soziologie, Weltsystemanalyse und Wirtschaftssoziologie 
forschte und lehrte. Seine Interventionen und profunden Analysen werden uns fehlen. Eine ausführliche Würdigung sei-
nes Wirkens wird in der Juli/August-Ausgabe der Zeitschrift „Sozialismus“ erscheinen. 
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Christa Wichterich 
Krisen, Kapital und Kosten:  

Ein feministischer Blick auf die globalen Krisen 
 
Ein Gutes hat diese Krise: Der Mythos, dass 
der Markt alles richtet und ein win-win-
Spiel für alle sei, ist zerplatzt wie eine Spe-
kulationsblase. Gut ist auch, dass die öffent-
liche Empörung darüber wächst, dass die 
Krise menschengemacht und der Profitlogik 
des Kapitalismus geschuldet ist. Zudem 
mehren sich gerade Stimmen, keineswegs 
nur von Feministinnen, die sagen, dass der 
Crash männergemacht ist und Derivate und 
Hedge Fonds Hirngeburten einer ebenso 
verantwortungs- wie maßlosen Männerkul-
tur mit hohem Testosteronpegel seien. Die 
Regierungen, die das Kasino durch den 
Abbau von Kapitalkontrollen möglich ge-
macht, und die Beratungsfirmen, die all dies 
empfohlen haben, sind auch nicht gerade 
frauendominiert.  
Die Krise bietet damit eine gute Gelegenheit 
marxsche Kategorien mit denen feministi-
scher Ökonomie zu verbinden. Wodurch ist 
diese Systemkrise des Kapitalismus zustan-
de gekommen? Welche Funktionslogik steht 
hinter boni-geilen Ackermännern und 
selbstverliebten Machermachos? 
 
Die Krise markiert das Ende einer giganti-
schen Wachstumsphase. Dieser Expansi-
onsboom, der gemeinhin Globalisierung 
genannt wird, war der Weg aus der Über-
produktionskrise der 1970er Jahre. Damals 
floss wegen der übervollen Warenmärkte 
immer mehr Kapital auf den Finanzmarkt, 
Produktion wurde in die Billiglohnländer 
des Südens verlagert, zur Neuorganisation 
der internationalen Arbeitsteilung wurden 
immer mehr Frauen und selektiv auch 
MigrantInnen als flexible, unterbezahlte 
Arbeitskräfte am unteren Ende in die Wert-
schöpfungsketten integriert. Den Zugriff auf 
die Biodiversität und lokales Wissen konn-
ten Konzerne sich durch Patentierung si-
chern, durch Privatisierung wurde die öf-
fentliche Daseinsvorsorge den Marktprinzi-
pien unterworfen, öffentliche Güter wurden 
privat angeeignet. Immer mehr Ressourcen, 
Menschen und Lebensbereiche wurden in 
die Warenproduktion und den Rendite-
zwang einbezogen.  
Die Expansionsstatistiken und Handelsbi-
lanzen zeigen nicht, dass kapitalistische 
Wertschöpfung überall auf Grundlage eines 
Polsters von sozialer Regeneration, von 
überwiegend unbezahlter und von Frauen 
geleisteter Sorgearbeit und sozialer Siche-
rungsnetze einerseits und der regenerativen 
Kräfte der Natur andererseits funktioniert. 
Die Märkte setzen diese sozialen und natür-
lichen Leistungen voraus und eignen sie 
sich ständig an, ohne Entgelt oder gnadenlos 
unterbezahlt wie personennahe Dienstleis-

tungen, z.B. Altenpflege, weil sie angeblich 
„unproduktiv“ sind.  
Die Logik von Wachstum und Profit – das 
eherne Gesetz kapitalistischer Märkte - 
funktioniert durch einen doppelten Mecha-
nismus: zum einen werden neue Märkte und 
Ressourcen erschlossen, neue Terrains und 
Methoden des Profitmachens erfunden – 
wie in der Globalisierung. Die andere Seite 
der Medaille ist Kostensenkung und dazu 
gehört, dass soziale und ökologische Kosten 
immer weiter aus den Märkten externalisiert 
und an die Individuen, sozialen Zusammen-
hänge und die Natur verschoben werden. 
Diese Kosten gehen nicht in die Preisbil-
dung ein, was die Waren auf den Märkten 
so preiswert und den globalisierten Kapita-
lismus für Konsumenten so attraktiv macht. 
Je neoliberaler die Politik, desto weniger 
Kontrolle und Regulierung dieser Prozesse. 
So erzeugte der Globalisierungsboom 
Wohlstand und Konsum auch in Ländern 
des Südens, gleichzeitig aber auch in hohem 
Maße versteckte soziale und ökologische 
Kosten, neue Armut, soziale Unsicherheit, 
Hunger, Ressourcennot und Umweltkatas-
trophen. Eine gigantische Schere hat sich 
zwischen Gewinnen und Verlusten geöffnet, 
und Frauen schultern überproportional viel 
von den Verlusten und Kosten.  
So wie feministische Ökonomie das Ganze 
von Wirtschaft und Arbeit, Produktion wie 
Reproduktion, bezahlte wie unbezahlte 
Arbeit, Haushalts- und Marktökonomie, in 
den Blick nimmt, so muss sie auch das 
Ganze der Krise in den Blick nehmen. Auch 
wenn im Augenblick alle über die Finanz-
marktkrise, die nun auf die Realwirtschaft 
durchschlägt, reden, zeigt sich die System-
krise des Kapitalismus nicht nur im Platzen 
irrwitziger Spekulationsblasen und in Ban-
kencrashs, sondern auch in einer tiefgehen-
den Reproduktions- und Versorgungskrise, 
nämlich der Ernährungs- und Armutskrise 
wie auch in der Energie- und Klimakrise. 
Spekulation mit Pensionsfonds und Termin-
geschäfte mit Nahrungsmitteln verdeutli-
chen, wie unter dem Expansionszwang 
Versorgung und Bedürfnisbefriedigung – 
das Ausgangsziel allen menschlichen Wirt-
schaftens - der Logik von Profit und Wachs-
tum untergeordnet werden. Sie haben Sym-
bolkraft für die Sorglosigkeit des Finanzka-
pitalismus gegenüber den Grundbedürfnis-
sen der Menschen. Den Preis zahlen die 
Menschen mit ihrer Ernährungs- und sozia-
len Sicherheit: so stieg die Zahl der Hun-
gernden in der zweiten Hälfte von 2008 um 
50 Millionen auf fast eine Milliarde. 
 

Frauen, die Jobgewinnerinnen?  
Die Globalisierungsmacher, die Weltbank, 
das Weltwirtschaftsforum in Davos, die EU 
und im Wahlkampf selbst Franz Müntefe-
ring stellen fest, dass kein Land, das auf 
dem Weltmarkt konkurrieren will, es sich 
leisten kann, das „Human- und Sozialkapi-
tal“ seiner Frauen brach liegen zu lassen. 
Die Devise lautet: Frauen nutzen, Effektivi-
tät steigern, Wachstum ankurbeln.  
Frauen konnten im Globalisierungsboom 
weltweit in die Arbeitsmärkte vorstoßen, 
mit guten Qualifikationen und der Hoffnung 
auf Existenzsicherung, gleiche Rechte und 
Chancen. Gleichwohl sind sie von Gleich-
behandlung und Gleichstellung noch immer 
weit entfernt. Je frauentypischer und je 
haushaltsnäher Arbeit ist, desto weniger ist 
sie auf dem Markt wert. Die „unsichtbare 
Hand“ des Marktes verschiebt die Mehrzahl 
der Jobgewinnerinnen in flexible, geringent-
lohnte, sozial ungesicherte Jobs, und sie 
bleiben dort kleben. Deshalb schließt sich 
die Lohnschere zwischen Männern und 
Frauen partout nicht, deshalb sind 60 % der 
working poor Frauen.  
Ökonominnen haben am Beispiel der A-
sienkrise von 1997/8 die Bedeutung von 
Frauen in der Boomphase der Schwellen-
länder und in der Krise analysiert. Tatsäch-
lich beruhte eine der Wachstumsstrategien 
des Kapitalismus in der Globalisierung 
darauf, Frauen und MigrantInnen zu integ-
rieren, meist am unteren Ende der transnati-
onalen Wertschöpfungsketten. In den 
Schwellenländern waren die jungen Frauen 
in den Weltmarktfabriken ein komparativer 
Vorteil, der ausländische Investoren und 
Aufträge für billige Massenware anzog. 
Gleichzeitig kam es infolge der Migration in 
die Metropolen zu einer transnationalen 
Neuverteilung von Sorgearbeit: mittelstän-
dische Frauen überließen das Putzen und 
Windeln Migrantinnen, die mit ihren Devi-
senüberweisungen den Staatshaushalt und 
die privaten Haushaltskassen daheim auf-
füllten. 
In der Asienkrise fand dann ein „Download“ 
der Risiken in die Küchen statt, so die femi-
nistische Ökonomin Diane Elson. Während 
Rettungspakete kranke Banken und Konzer-
ne re-animierten, wurden die Kosten des 
Crashs durch Währungsverfall, Entlassun-
gen und Lohnsenkung an die Privathaushal-
te verschoben. Unbezahlte Mehrarbeit im 
Haushalt und den lokalen Gemeinschaften, 
zwei bis drei Mini-Jobs oder aber Migration 
waren individuelle Abfederungsstrategien 
der Prekarisierten, Ausgegrenzten, Subal-
ternen, vor allem der Frauen, um Löcher im 
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Portemonnaie und in der öffentlichen Da-
seinsvorsorge zu kompensieren. Allein in 
Indonesien verarmten 40 Millionen Men-
schen. Ungleichheiten und soziale Spaltun-
gen der Gesellschaften nahmen massiv zu, 
Abholzung und Ressourcenraubbau eben-
falls. 
Der Politik waren die sozialen Air-Bag-
Leistungen hoch willkommen. Die süd-
koreanische Regierung war sich nicht zu 
schade, die Frauen als Quelle sozialer Re-
produktion anzurufen, sie mögen die entlas-
senen Männer „re-energetisieren“, um die 
Konjunktur wieder anzukurbeln. Und ein 
Freihandelsabkommen zwischen Japan und 
den Philippinen öffnete den Markt für „Un-
terhaltungskünstlerinnen“ - sprich: Nach-
schub für die Prostitution. 
Als Reaktion auf die Krise formierten sich 
von der südkoreanischen „Gewerkschaft“ 
erwerbsloser Frauen bis zum Volksparla-
ment der Armen in Thailand heftige Proteste 
gegen die Liberalisierung der Märkte, die 
agrarische Exportpolitik, den ressourcen-
fressenden Wachstumskurs. Sie forderten 
eine Demokratisierung von Wirtschaft, 
Arbeitsteilung und Wohlstandsverteilung. 
Derweil verkündeten Regierungen und 
internationale Finanzinstitutionen damals, 
ihre Lektionen gelernt zu haben: es müsse 
Transparenz der Finanzmärkte hergestellt, 
eine neue internationale Finanzarchitektur 
und soziale Auffangnetze geschaffen wer-
den. Wenig davon geschah. 
 
Die Krise wirkt nicht geschlechtsneutral 
Nach Angaben der Internationalen Arbeits-
organisation ILO zeigte sich Ende 2008 die 
Krise bereits mit steigenden Zahlen von 
Erwerbslosigkeit, von working poor und 
informell Arbeitenden. Global betrachtet 
sind Frauen ohnehin schon die Mehrzahl in 
diesen drei prekären Bereichen und damit 
schlecht für Krisenzeiten gewappnet. Nicht 
zu vergessen, dass die Frauen in der Küche 
einen Zweitjob haben, woran die Mehrbe-
lastung durch Erwerbstätigkeit nichts geän-
dert hat. Knappe Haushaltskassen machen 
bekanntlich diesen Küchenjob und die Ver-
sorgung nicht leichter. 
Die „Erstrundeneffekte“ der jetzigen Krise 
wirken sektoral und regional unterschied-
lich. Kurz gesagt: in den Industrienationen 
sind Männer stärker betroffen, in den Ent-
wicklungsländern Frauen. Beispiel Auf-
tragseinbrüche im Exportsektor. Das trifft in 
Ländern des Südens vor allem die Arbeite-
rinnen in Industrien wie Textilien, Schuhe 
und Spielzeug. In China standen in den 
vergangenen Monaten etwa 10 Millionen 
Wanderarbeiterinnen vor verschlossenen 
Fabriktoren. Im Norden verlieren dagegen 
Männer in den kapitalintensiven Schlüssel-
industrien wie Automobil und Maschinen 
ihre Jobs. Hinzu kommen Jobverluste im 
stark konjunkturabhängigen Baugewerbe. In 
den USA entfallen derzeit 82 % aller Stel-

lenstreichungen auf Männer. Allerdings 
trifft es dort auch die Aufsteigerinnen im 
Dienstleistungssektor, nämlich Frauen in 
der Finanz- und Immobilienbranche.  
Als „Zweitrundeneffekte“ werden die staat-
lichen Ausgaben wegen der Verschuldung 
und die privaten Ausgaben wegen sinkender 
Beschäftigung und Entlohnung zurückge-
hen. Eine neue Welle des Kleinhackens von 
Beschäftigung in Teilzeit-, Leih- und prekä-
re Arbeit steht an. Ebenso sind Lohnabbau 
und Entlassungen durch Abspecken des 
öffentlichen Sektors, der Medien und des 
Handels zu erwarten – alles frauenintensive 
Sektoren. Die ILO geht davon aus, dass 
2009 22 Millionen Frauen durch die Krise 
ihren Job verlieren werden. MigrantInnen 
werden von Einheimischen verdrängt, so-
dass sie weniger nach Hause rücküberwei-
sen können.  
Wie in früheren Krisen werden Frauen als 
soziale Air Bags gefragt sein, die mit Mehr-
arbeit im Haushalt Lohnkürzungen und 
Kündigung der Männer auffangen, mit zwei 
Mini-Jobs die eigene Entlassung ausglei-
chen, mit Ehrenamt oder Selbsthilfe das 
Schrumpfen öffentlicher Leistungen abfe-
dern. Während die Ernährerrolle der Männer 
durch die Krise weiter ausgehöhlt wird, 
schultern die flexiblen Frauen mehr Ver-
antwortung und Lasten zur Existenzsiche-
rung der Familien. Frau van der Leyen hat 
bereits darauf verwiesen, dass die Familie in 
der Krise als „Bedarfsgemeinschaft“ Kon-
junktur hat. 
 
Der Rettungsstaat im Weiter so-Modus 
Der Staat von den USA bis Deutschland 
agiert zu allererst als Rettungsstaat, um die 
Funktions- und Konkurrenzfähigkeit der 
nationalen Ökonomien zu erhalten. Er ver-
schenkt Milliarden an die Brandstifter, 
Zockerbanken und Überproduktionsindus-
trien, nachdem er jahrelang mit dem Argu-
ment leerer Kassen die Daseinsvorsorge 
gekürzt und mit seiner Fiskal- und Deregu-
lierungspolitik gesellschaftlichen Reichtum 
zugunsten des Kapitals umverteilt hat. Jetzt 
verteilt er Verluste und Risiken von oben 
nach unten um. 
Dabei bricht die staatliche Rettung keines-
wegs mit der Funktionslogik der kapitalisti-
schen Märkte oder stellt sich Konzerninte-
ressen entgegen. Im Gegenteil: sie ver-
pflichtet sich erneut dem Wachstum – siehe 
Abwrackprämie und Finanzspritzen für die 
Kaufkraft -, und damit genau der Strategie, 
die die Krisen ausgelöst hat. Es wird be-
hauptet, Wachstum würde Jobs sichern, 
obwohl Konzernwachstum in den vergange-
nen Jahrzehnten mehr Beschäftigung durch 
Flexibilisierung, Prekarisierung und Stellen-
streichungen gefährdet als neue geschaffen 
hat und viele Sektoren unter Wachstum 
ohne Jobs leiden. Alle Rettungspakete, 
besser: Erneuerungspakete bleiben der kapi-
talistischen Logik treu, dass allein Finanz-

markt und Realwirtschaft Wachstum und 
Wert schaffen und zementieren den Wider-
sinn, dass die Wachstums- und Kostensen-
kungsstrategie Probleme des sozialen Be-
reichs wie auch Umweltzerstörung ver-
schärft.. 
Zwar haben selbst die G20 angekündigt, die 
Finanzmärkte strenger zu regulieren, und 
den neoliberalen Staatsrückzug aus dem 
Markt partiell und vorübergehend rückgän-
gig machen zu wollen. Gleichzeitig drängt 
aber die EU im Rahmen ihrer „Global Eu-
rope“-Strategie Länder des Südens zu neuen 
Freihandelsabkommen, um für europäisches 
Kapital neue Märkte, Wachstums- und 
Profitchancen zu erschließen. In intranspa-
renten Verhandlungen und ohne demokrati-
sche Kontrolle preist die EU Liberalisierung 
– auch der Finanzmärkte - als besten Weg 
aus der Krise.  
Würde die Politik die Funktionslogik des 
Kapitalismus tatsächlich verändern wollen, 
dann müsste sie der Versorgung und Repro-
duktion von Gesellschaft und Natur den 
Vorrang vor Wachstum und Profit geben, 
d.h. sie müsste die Wirtschaft vom spekula-
tiven Kopf auf die versorgenden Füße stel-
len. Dazu gehört unter anderem ein neuer 
Protektionismus, der die Ernährung, soziale 
Sicherheit und öffentliche Güter vor den 
Finanzmärkten schützt, sprich: Nahrungs-
mittel, Renten, Bildung und Bahn dürfen 
nicht ins Kasino. Zudem reicht es nicht, die 
absurde Kasinologik der Finanzmärkte zu 
zähmen. Vielmehr gilt es, auch die indus-
trielle ressourcen- und energieintensive 
Wachstumsbesessenheit in Frage zu stellen.  
Wo aber infolge gesteigerter Produktivität 
weniger bezahlte Arbeit notwendig ist, um 
gesellschaftlichen Wohlstand zu produzie-
ren, könnte dies auch als Chance zur Neu-
verteilung aller Arbeit, Erwerbs-, Sorge- 
und Freiwilligenarbeit genutzt werden. Wo 
die Ungleichbewertung und –entlohnung 
von Arbeit in Form von Bankerboni und 
Managerabfindungen einerseits, Zeit- und 
Leiharbeitslöhnen oder 1-Euro-Jobs ande-
rerseits öffentlich nicht mehr akzeptiert 
wird, könnte dies Chance zu einer gerechte-
ren Bewertung aller Arbeit, Erwerbs- und 
unbezahlter Sorgearbeit sein. Dies wäre eine 
tragende Säule für eine demokratische und 
solidarische Wirtschaft jenseits der Wachs-
tums- und Renditelogik. 
Ob aber die wirtschaftlichen Spielregeln 
demokratisch neu ausgehandelt werden und 
Kapitalinteressen zurückstecken müssen, 
hängt davon ab, wie sehr sich soziale Kräfte 
mit Interessen an Existenzsicherheit, gutem 
Leben und Gerechtigkeit als (Gegen-)Macht 
gegen Profitmaximierung formieren und den 
gesellschaftlichen Konsens des Wachstums 
aufkündigen werden. Im Kapitalismus gibt 
es jedenfalls kein Wachstum ohne Downlo-
ad der Kosten an die Schwachen und ebenso 
kein Wachstum ohne die nächste Krise.  
 
In „Lunapark 21“ Heft 6  erschienen 
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Martin Khor  
Eine Milliarde Menschen mehr in Armut? 

Die Krise im globalen Süden 
 

Auszüge aus einer Sendung von Democracynow! Vom 17.2.09 
 

AMY GOODMAN: In den Medien wird 
viel über den Zustand der US-Wirtschaft 
diskutiert. Doch was ist mit der übrigen 
Welt? Von Griechenland bis Guadeloupe, 
von Italien bis Indonesien, von Chile bis 
China, von Ägypten bis Indien fühlen 
Länder auf der ganzen Welt die Hitze der 
Rezession, die vor mehr als einem Jahr in 
den Vereinigten Staaten begann. Japan, 
die zweitgrößte Volkswirtschaft, gab am 
Montag bekannt, dass es mit seiner 
schlimmsten Wirtschaftsflaute seit dem 2. 
Weltkrieg konfrontiert ist. Bei ihrer Rede 
in Tokio rief Hillary Clinton zu einer 
koordinierten Antwort auf, um die globale 
Wirtschaft wieder anzukurbeln. Schät-
zungsweise 50 Millionen Werktätige auf 
der ganzen Welt könnten bis Ende von 
2009 ihre Arbeit verlieren, so die Interna-
tionale Arbeitsorganisation der Vereinten 
Nationen. Explodierende Arbeitslosenzif-
fern und steigende Preise haben zu einer 
weltweiten Welle der Proteste und Streiks 
geführt. (…) Bei mir im Studio ist jetzt 
Martin Khor, Ökonom, Direktor des Third 
World Networks. Es hat seinen Sitz in 
Penang, Malaysia. Willkommen bei De-
mocracynow. 
 
MARTIN KHOR: Vielen Dank. 
 
AMY GOODMAN: Sprechen Sie über 
die globale Krise. 
 
MARTIN KHOR: Die USA sind von 
dieser Krise getroffen worden, aber die 
Entwicklungsländer werden noch 
schlimmer getroffen werden. Die US-
Wirtschaft ging um rund 4 Prozent zu-
rück; aber in Asien ging das BSP, quar-
talsweise analysiert, weitaus stärker zu-
rück, in Korea um 21 %. In Singapur um 
17 %, in Japan um 13 %. Und selbst in 
China wuchs die Wirtschaft kaum. Be-
trachtet man die Ausfuhr, sehen wir, dass 
die Exporte in Taiwan um 42 % zurück-
gingen, in Japan um 35 %, in Singapur 
um 20 % und in China um 3 %. Wir sehen 
also den Beginn einer sehr ernsten Krise 
in den Entwicklungsländern und falls 
diese Krise weitere drei bis vier Jahre 
andauert, wie viele Ökonomen voraussa-
gen, dann werden wir verheerende Zu-
nahmen bei der Arbeitslosigkeit, bei der 
Armut und im Rückgang der Wirtschaft in 
vielen Entwicklungsländern sehen, die 

weitaus schlimmere Auswirkungen als in 
den USA haben werden.  
 
AMY GOODMAN: Ihre Gedanken zu 
Hillary Clinton? Ihre erste Auslandsreise 
als Außenministerin ging nach Asien.  
 
MARTIN KHOR: Ich hoffe dass Hillary 
Asien nicht belehren wird, sondern sehr 
genau hinhört, weil das Entwicklungsmo-
dell, das auf einem freien Fluss von Kapi-
tal und auf der Abhängigkeit von Export 
beruht, etwas ist, was uns von den USA 
und durch Institutionen wie die Weltbank 
und den IWF gelehrt wurde. Und jetzt 
erleidet dieses Modell einen harten Rück-
schlag. Sie sollte Asien gestatten, sich 
selbst durch diese Krise hindurch zu den-
ken und seine eigenen Lösungen zu ent-
wickeln und nicht über Währungspolitik 
belehrt zu werden oder wie Asien die 
Krise angehen sollte. 
 
AMY GOODMAN: Können Sie über die 
Verbindung zwischen der Finanzkrise und 
Nahrungsmitteln sprechen? 
 
MARTIN KHOR: Ich denke, dass die 
Nahrungsmittelkrise, die wir im vergan-
genen Jahr erlebten, der rasante Anstieg 
der Preise und die Knappheit der Le-
bensmittel, zum Teil durch Spekulation 
verursacht wurde, da man ja jetzt die 
Preise nach unten schießen sieht. Eben die 
Finanzmärkte, die zur Immobilienkrise 
und zu Arbeitslosigkeit führten, betreffen 
durch Finanzspekulation also auch die 
Lebensmittel. Wir müssen daher ernsthaft 
regulieren und diese Finanzspekulation 
stoppen.  
Aber zweitens ist die Nahrungsmittelkrise 
in vielen Teilen Afrikas, aber auch in 
Lateinamerika, teilweise mitverursacht 
durch den falschen Rat, den der IWF und 
die Weltbank gegeben haben. Sie gingen 
nach Afrika und sagten den afrikanischen 
Regierungen, dass sie aufhören sollen, in 
die Landwirtschaft zu investieren, dass sie 
ihre Agrar-Subventionen abbauen müs-
sen, dass sie damit aufhören sollen, Er-
zeugnisse der lokalen Bauern zu kaufen, 
weil Subventionen schlecht für Afrika 
seien.  
Außerdem wurden die Zölle abgebaut. 
Auch die Zölle auf Nahrungsmittel wur-
den in vielen afrikanischen Ländern redu-

ziert, und als Ergebnis dessen überfluteten 
billiger Reis, der in den Vereinigten Staa-
ten subventioniert wird, oder billige Hüh-
ner, die in Europa subventioniert werden, 
die Märkte in Ghana, und in vielen Teilen 
Westafrikas, was die landwirtschaftliche 
Produktion dort senkte. 
Daher ist dies der Zeitpunkt, wo wir unse-
re gesamte Betrachtungsweise von Nah-
rungsmitteln überprüfen müssen. Ex-
Präsident Clinton gab im vergangenen 
Monat tatsächlich bei den Vereinten Nati-
onen zu, dass wir „versagt haben“, sich 
selbst eingeschlossen, dass wir Afrika zur 
falschen Politik geraten haben, sie ihnen 
aufgezwungen haben, und dass wir unsere 
gesamte Politik überdenken müssen. 
 
AMY GOODMAN: Martin Khor, Sie 
sind seit langer Zeit Aktivist gegen die 
konzerngetriebene Globalisierung, sind 
auf Forum nach Forum in der gesamten 
Welt gewesen. Über Protektionismus 
wurde auf dem G7-Treffen intensiv debat-
tiert, einschließlich der „Kauf-
amerikanisch-Klausel“ im USStimulie-
rungspaket. Können Sie erklären, um was 
es da geht? Sie haben gerade beschrieben, 
wie die USA und die internationalen 
Finanzinstitutionen jahrelang dafür 
kämpften, dass die ärmeren Länder keinen 
Protektionismus betreiben, und dennoch 
haben sie diese protektionistische Klausel 
in dieses Stimulierungspaket aufgenom-
men, um Amerikaner zu schützen. 
 
MARTIN KHOR: Wenn Sie ein armes 
Land sind und Sie haben keine effizienten 
Industrien, dann müssen Sie Ihre einhei-
mische Industrien vor billigen Einfuhren 
schützen, besonders die Einfuhren, die 
subventioniert werden. Jetzt in der Fi-
nanzkrise stellen wir eine große Heuche-
lei fest: Die reichen Regierungen wie die 
USA fahren damit fort, dem Rest der Welt 
zu sagen, dass sie ihre Wirtschaft öffnen 
sollen, während sie selbst Billionen von 
Dollar an Subventionen in ihre Unter-
nehmen pumpen, die sonst pleite gegan-
gen wären. 
Wenn also Entwicklungsländer ihre 
Märkte öffnen sollen, werden sie feststel-
len, dass bankrotte Autofabriken, wie in 
Detroit, in der Lage sind, ihre Autos im 
Ausland billiger zu verkaufen, weil sie 
Subventionen erhalten haben; bankrotte 



---------------------------------------------------    Sand im Getriebe Nr. 74       Seite 11     ------------------------------------------------- 

Banken wie Citibank werden imstande 
sein, in Entwicklungsländer einzudringen, 
während unsere lokalen Banken auch 
ruiniert werden - aber wir haben nicht die 
Billionen von Dollar um unsere ruinierten 
Banken wieder aufzubauen, und wir wol-
len nicht, dass die ruinierten Banken der 
USA oder Europas oder Japans in unser 
Territorium eindringen. 
Was die „Kauf-amerikanisch-Klausel“ im 
Stimulierungspaket angeht: Es werden 
zusätzliche 800 Milliarden Dollar an 
öffentlichen Ausgaben ausgegeben, vieles 
davon in öffentlicher Infrastruktur und so 
weiter; aber wenn der Stahl und die ande-
ren Produkte, die in diese Projekte flie-
ßen, nur aus den Vereinigten Staaten 
selbst kommen, dann wird dies Produkte 
ausschließen, die aus Asien kommen, aus 
Afrika oder aus Lateinamerika – und 
daher die Depression verstärken, der wir 
uns bereits durch den Zusammenbruch 
unserer Exporte gegenübersehen. 
 
AMY GOODMAN: Präsident Obama 
unterschreibt die wirtschaftliche Stimulie-
rungspaket in Denver im Museum für 
Natur und Wissenschaft. Dieser Ort wur-
de anderem deshalb gewählt, weil er 465 
Solarpanels auf dem Dach hat. Sie haben 
geschrieben „Wenn die USA und Europa 
innerhalb von wenigen Monaten so viele 
Billionen an Dollar aufbringen können, 
um ihre finanziellen Institutionen zu ret-
ten, dann gibt es sicher auch Geld, um die 
Klimakrise anzugehen, die ein weitaus 
größeres Problem darstellt, das sogar das 
Überleben des Planeten infrage stellt.“ 
 
MARTIN KHOR: Im Dezember werden 
wir die große Klima-Konferenz in Ko-
penhagen haben, und wir brauchen eine 
globale Übereinkunft, um die Klimakrise 
anzugehen. Aber die Entwicklungsländer 
haben nicht das Geld oder die Technolo-
gie, um ihre Wirtschaft auf eine CO2-
arme Gesellschaft und eine CO2-arme 
Wirtschaft umzustellen. Der Weg zu einer 
globalen Übereinkunft führt, soweit es die 
Entwicklungsländer betrifft, darüber, dass 
es gelingt, einen Fond innerhalb der Kli-

marahmenkonvention der UN einzurich-
ten, der in der Lage ist, die technologi-
schen und wirtschaftlichen Veränderun-
gen zu finanzieren, die wir in den Ent-
wicklungsländern brauchen. Wenn wir 
imstande sind, im Zeitraum von 5 bis 6 
Monaten 4 Billionen Dollar zu finden, um 
Banken und Autounternehmen zu subven-
tionieren, dann können wir sicherlich 100 
Milliarden Dollar aufbringen, um den 
Fond innerhalb der UN an den Start zu 
bringen, um Entwicklungsländern dabei 
zu helfen, den Klimawandel anzugehen. 
Wenn wir einen solchen Fond nicht ha-
ben, dann werden wir es sehr schwer 
haben, eine globale Übereinkunft zu er-
reichen –und wir werden eine Verwüs-
tung der Umwelt sehen. 
Auf eine gewisse Art war die Wirt-
schaftskrise positiv, da sie uns gezeigt hat, 
dass Billionen an Dollar möglich sind, 
wenn es den politischen Willen gibt. Und 
welche größere Aufgabe kann es geben, 
als den Entwicklungsländern dabei zu 
helfen, den Klimawandel und die Armut 
gleichzeitig anzugehen? 
 
AMY GOODMAN: Sie hörten gerade 
den Direktor des Nationalen Nachrichten-
dienstes, Dennis Blair, sagen, dass die 
wirtschaftliche Krise eine größere Bedro-
hung ist als der Terrorismus. 
 
MARTIN KHOR: Ich denke, dass er 
Recht hat. Wenn Menschen in wirtschaft-
licher Unsicherheit leben, wenn sie keine 
Jobs haben, wenn sie in Armut leben und 
es keine Hoffnung im System gibt, dann 
greifen sie aus lauter Frustration und 
Hoffnungslosigkeit zu allen möglichen 
Mitteln. Daher müssen wir das Problem 
der Jobs und Armut in den Entwicklungs-
ländern angehen. Mit der Rezession, die 
in den Vereinigten Staaten begann, wird 
die Wirtschaft in den Entwicklungslän-
dern leider abstürzen. Daher müssen wir 
die Art und Weise, wie die globale Wirt-
schaft betrieben wird, überdenken, und 
wir müssen den Entwicklungsländer den 
Freiraum geben, politische Optionen zu 
ergreifen, die sie benötigen, um ihre Wirt-

schaften wieder aufzubauen, mit finan-
zieller und technologischer Hilfe - und 
gleichzeitig mit dem, was sie brauchen, 
um den Klimawandel parallel anzugehen. 
 
AMY GOODMAN: Die Weltbank sagt , 
dass die Krise zusätzliche 100 Millionen 
Menschen in die Armut drängt und die 
Kindersterblichkeitsraten ansteigen lässt. 
 
MARTIN KHOR: Ich denke, dass dies 
eine grobe Untertreibung ist. Der oberste 
Wirtschaftsberater des Premierministers 
Gordon Brown, Ed Balls, sagte vergange-
ne Woche, dass diese Wirtschaftskrise 
schlimmer sein wird als die der Großen 
Depression. Dass es die schlimmste De-
pression in mehr als hundert Jahren sein 
wird und dass die Auswirkungen 15 Jahre 
lang anhalten werden. Wir haben in den 
vergangenen Monaten bereits den Verlust 
von 20 Millionen Jobs in China gesehen. 
Und das ist erst der Anfang. Ich weiß, 
dass die Gewerkschaften über China sehr 
in Sorge sind. Und Sie haben bereits drei 
Millionen Jobs in den Vereinigten Staaten 
verloren, aber in China haben sie bereits 
20 Millionen Jobs verloren, wegen des 
Verlustes an Ausfuhren in die USA und 
den Rest der Welt. Und das ist nur China. 
Was ist mit Afrika? Was ist mit so vielen 
anderen Ländern? Wir könnten wegen 
dieser Krise über eine Milliarde mehr 
Menschen in den Entwicklungsländern in 
neue Armut abstürzen sehen. 
 
AMY GOODMAN: Martin Khor, ich  
möchte Ihnen danken, dass bei uns waren. 
 
http://www.democracynow.org/ 
Übersetzung: Paul Woods und Fabian 
Scheidler 
 

Martin Khor, Ökonom, Journalist und 
Direktor des Third World Networks, 

Penang, Malaysia. Er ist auch Berater für 
verschiedene Agenturen der Vereinten 
Nationen und der Autor von mehreren 

Büchern zur Reform des WTO (Welthan-
delsorganisation), zum internationalen 
Handel und zur globalen Wirtschaft. 

 
Erschienen in „Fernsichten“ 

http://www.attac.de/aktuell/fernsichten/details/datum/2009/02/19/fernsichten-3-1-milliarde-menschen-mehr-in-armut/?cHash=5b93a6cd80 
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Obamas Rede in Kairo: Wende in der US-Außenpolitik? 
Vor einem Jahr hatte Uri Avnery, Veteran der israelischen Friedensbewegung „Gush Shalom, „Obamas unterwürfige 

Rede vor der Israel-Lobbygruppe AIPAC“ kritisiert (1) – Obamas Rede in Kairo am 4. Juni betrachtet er aber als „revo-
lutionär“ und freut sich über „die riesige Kluft zwischen den Regierungen Israels und der USA“  

– Andere, wie Chomsky, fragen: Was ändert sich wirklich? und ordnen diese neuen Töne eines US-Präsidenten  
als Versuch ein, “Israel in die "moderaten" arabischen Staaten einzubinden: Israel als Bollwerk der amerikanischen 

Vorherrschaft in diesen so lebenswichtigen und Energie produzierenden Regionen. Das passt gut zu Obamas generellen 
Programmen für Afghanistan und Pakistan, wo die Militäroperationen eskalieren und riesige "Botschaften"  

- nach dem Bagdader Muster einer Stadt in der Stadt - errichtet werden.“ (2)  
 

Uri Avnery 
Der Ton macht die Musik 

 
06.06.2009  
EIN MANN sprach zur Welt, und die 
Welt hörte ihm zu.  
Er schritt zum Rednerpult in Kairo, allein, 
ohne Gastgeber und ohne Assistenten. 
Und er hielt vor einem Auditorium von 
Milliarden eine Predigt. Ägypter und 
Amerikaner, Israelis und Palästinenser, 
Juden und Araber, Sunniten und Schiiten, 
Kopten und Maroniten - sie alle lauschten 
ihm aufmerksam. 
Er breitete vor ihnen die Karte einer neu-
en Welt aus, einer anderen Welt, deren 
Werte und Gesetze er in einfacher und 
klarer Sprache darstellte – in einer Mi-
schung von Idealismus und praktischer 
Politik, von Vision und Pragmatismus.  
Barack Hussein Obama – er legte deutlich 
Wert darauf, beim vollen Namen genannt 
zu werden – ist der mächtigste Mann der 
Erde. Jedes von ihm geäußerte Wort ist 
eine politische Tatsache. 
 
„EINE HISTORISCHE REDE“, verkün-
deten Kommentatoren in hundert Spra-
chen. Ich würde lieber ein anderes Adjek-
tiv verwenden. 
Die Rede war genau richtig. 
Jedes Wort war an seinem Platz, jeder 
Satz präzise, jeder Ton in Harmonie. Das 
Meisterstück eines Mannes, der der Welt 
eine neue Botschaft bringt. 
Vom allerersten Wort an spürte jeder 
Zuhörer in der Halle und in der Welt die 
Ehrlichkeit dieses Mannes, dass sein Herz 
und seine Zunge im Einklang waren, dass 
dies kein Politiker des alten und wohlbe-
kannten Schlages ist – heuchlerisch, 
frömmelnd, berechnend. Seine Körper-
sprache war eindeutig, genau so sein 
Gesichtsausdruck. 
Deshalb war die Rede so bedeutsam. Die 
neue moralische Integrität und das Gefühl 
für Ehrlichkeit vermehrte die Wirkung 
des revolutionären Inhalts.  
 

UND ES WAR ganz gewiss eine revolu-
tionäre Rede.  
In 55 Minuten wischte sie nicht nur die 
acht Regierungsjahre von George W. 
Bush weg, sondern auch vieles der vo-
rausgegangenen Jahrzehnte seit dem 2. 
Weltkrieg.  
Das amerikanische Schiff drehte sich -- 
nicht mit großer Schwerfälligkeit, wie 
jeder erwartete, sondern mit der Wendig-
keit eines Schnellboots.  
Es ist mehr als nur ein politischer Wandel. 
Dies geht bis an die Wurzeln des ameri-
kanischen Bewusstseins. Der Präsident 
spricht zu hundert Millionen amerikani-
schen Bürgern, genau so wie zu einer 
Milliarde Muslimen. 
Die amerikanische Kultur gründet sich 
auf den Mythen des Wilden Westens – 
mit seinen guten und seinen bösen Kerlen, 
mit Gewalt im Dienste der Gerechtigkeit, 
Duellen in der Mittagssonne. Da sich die 
amerikanische Nation aus Immigranten 
aus aller Welt zusammensetzt, schien es, 
als bräuchte ihre Einigkeit einen die Welt 
bedrohenden bösen Feind wie die Nazis, 
die Japaner, die Kommunisten. Nach dem 
Kollaps der Sowjetherrschaft wurde diese 
Rolle dem Islam übertragen.  
Der grausame, fanatische, blutdürstige 
Islam; der Islam als eine Religion des 
Mordes und der Zerstörung; der Islam, 
der nach dem Blut von Frauen und Kin-
dern schreit. Dieser Feind hatte die Phan-
tasie der Massen besetzt und versorgte die 
Medien – das Fernsehen und die Filme – 
mit Stoff. Er lieferte Vorlesungsthemen 
für gelehrte Professoren und inspirierte 
Schriftsteller der Populärliteratur. Das 
Weiße Haus war von einem Schwachkopf 
besetzt, der einen weltweiten „Krieg ge-
gen den Terrorismus“ erklärte.  
Wenn Obama jetzt diesen Mythos mit der 
Wurzel ausreißt, revolutioniert er die 
amerikanische Kultur. Er wischt das Bild 
des einen Feindes weg, ohne ein anderes 

an seine Stelle zu setzen. Er predigt gegen 
die gewalttätige, feindselige Haltung 
selbst und bemüht sich, sie durch eine 
Kultur der Partnerschaft zwischen Natio-
nen, Zivilisationen und Religionen zu 
ersetzen.  
Ich sehe Obama als den ersten großen 
Botschafter des 21. Jahrhunderts. Er ist 
das Kind eines neuen Zeitalters, in dem 
die Wirtschaft global ist und die ganze 
Welt sich einer existenzbedrohenden 
Gefahr gegenübersieht. Eine Ära, in der 
das Internet einen Jungen in Neuseeland 
mit einem Mädchen in Namibia in Echt-
zeit verbindet, in der eine Krankheit in 
einem kleinen mexikanischen Dorf sich 
innerhalb weniger Tage über den Globus 
verbreiten kann.  
Diese Welt braucht ein Weltgesetz, eine 
Weltordnung, eine Weltdemokratie. Des-
halb war diese Rede wirklich historisch: 
Obama skizzierte die grundlegenden 
Umrisse einer Weltverfassung. 
 
WÄHREND OBAMA das 21. Jahrhun-
dert proklamiert, kehrt die Regierung 
Israels ins 19. Jahrhundert zurück.  
Es war das Jahrhundert, in dem ein enger 
egozentrischer, aggressiver Nationalismus 
in vielen Ländern Wurzel fasste. Es war 
das Jahrhundert, das Nationen die Legiti-
mität zusprach, Minderheiten zu unter-
drücken und benachbarte Staaten zu un-
terwerfen. Es war das Jahrhundert, das 
den modernen Antisemitismus hervor-
brachte und als Antwort darauf - den 
modernen Zionismus.  
Obamas Vision ist nicht anti-national. Er 
sprach voller Stolz über die amerikani-
sche Nation. Aber sein Nationalismus ist 
von anderer Art: ein inklusiver, multikul-
tureller und anti-sexistischer Nationalis-
mus, der alle Bürger eines Landes ein-
schließt und andere Nationen respektiert. 
Dies ist der Nationalismus des 21. Jahr-
hunderts, der langsam übernationale, 
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regionale und weltweite Strukturen an-
nimmt.  
Verglichen damit, wie miserabel sieht da 
doch die geistige Welt der israelischen 
Rechten aus! Wie miserabel ist die ge-
walttätige, fanatisch-religiöse Welt der 
Siedler, das chauvinistische Ghetto von 
Netanyahu, Lieberman und Barak, die 
rassistisch-faschistisch verschlossene 
Welt ihrer Kahane-Verbündeten!  
Man muss diese moralische und spirituel-
le Dimension von Obamas Rede verste-
hen, bevor man noch seine politischen 
Implikationen betrachtet. Nicht nur in der 
politischen Sphäre sind Obama und Neta-
nyahu auf Kollisionskurs. Die Hauptkolli-
sion geschieht zwischen zwei geistigen 
Welten, die so verschieden sind wie Son-
ne und Mond.  
In Obamas geistiger Welt gibt es keinen 
Platz für die israelische Rechte und ihre 
Äquivalente anderswo. Weder was ihre 
Terminologie noch ihre „Werte“ betrifft 
und am wenigsten ihre Aktionen.  
 
AUCH IN der politischen Sphäre hat sich 
eine riesige Kluft zwischen den Regie-
rungen Israels und der USA gebildet. 
Während der letzten paar Jahre haben auf 
einander folgende israelische Regierun-
gen die Islamophobie, die sich in der 
westlichen Welt ausbreitete, geschickt zu 
ihren Zwecken ausgenutzt. Die islamische 
Welt wurde als tödlicher Feind betrachtet, 
Amerika galoppierte verbissen auf den 
„Kampf der Kulturen“ zu, jeder Muslim 
wurde zum potentiellen Terroristen.  
Die führenden Kräfte vom israelischen 
rechten Flügel konnten feiern. Schließlich 
sind die Palästinenser Araber, und die 
Araber sind Muslime, die Muslime sind 
Terroristen - so dass Israel als der zentrale 
Ort im Kampf der Söhne des Lichts gegen 
die Söhne der Finsternis galt.  
Es war ein Paradies für rassistische De-
magogen. Avigdor Lieberman konnte die 
Vertreibung der Araber aus Israel befür-
worten; Ellie Yishai konnte Gesetze für 
die Außerkraftsetzung der Staatsbürger-
schaft von Nicht-Juden erlassen, obskure 
Knessetmitglieder konnten mit Program-

men Schlagzeilen machen, die so aussa-
hen, als seien sie in Nürnberg inspiriert 
worden.  
Dieses Paradies gibt es nicht mehr. Ob 
sich nun die Auswirkungen schnell oder 
langsam realisieren - die Richtung ist 
offensichtlich. Wenn wir auf unserm Weg 
weitergehen, werden wir eine Aussätzi-
genkolonie.  
 
DER TON macht die Musik – und dies 
gilt auch für die Worte des Präsidenten, 
die er über Israel und Palästina gesagt hat. 
Er sprach ausführlich über den Holocaust 
– ehrliche und mutige Worte, voller Em-
pathie und Mitleid, die von den Ägyptern 
schweigend, aber mit Respekt aufge-
nommen wurden. Er betonte Israels Exis-
tenzrecht, und ohne Pause dazwischen 
sprach er über das Leiden der palästinen-
sischen Flüchtlinge, über die unerträgli-
che Situation der Palästinenser im Gaza-
streifen, die palästinensischen Hoffnun-
gen auf einen eigenen Staat.  
Er sprach auch respektvoll über die Ha-
mas – nicht mehr als „terroristischer Or-
ganisation“, sondern als einem Teil des 
palästinensischen Volkes. Er verlangte, 
dass es Israel anerkennen und der Gewalt 
abschwören solle, aber deutete auch an, 
dass er eine palästinensische Einheitsre-
gierung willkommen heißen würde.  
Die politische Botschaft war klar und 
eindeutig: die Zwei-Staaten-Lösung wird 
in die Tat umgesetzt. Er selbst will dafür 
sorgen. Die Siedlungsaktivitäten müssen 
gestoppt werden. Er sprach nicht wie sein 
Vorgänger nur über „Palästinenser“, son-
dern nannte den ausdrücklichen Namen: 
„Palästina“ – also den Namen eines Staa-
tes mit dem dazugehörigen Gebiet. 
Und nicht weniger bedeutsam: der Iran 
war von der Agenda gestrichen, der Dia-
log mit Teheran als Teil der neuen Welt 
ist zeitlich nicht eingeschränkt worden. 
Ab jetzt kann keiner davon träumen, dass 
die Amerikaner ein Okay für einen israe-
lischen Angriff geben. 
 
WIE HAT das offizielle Israel reagiert? 
Die erste Reaktion war Leugnung. ‚Eine 

unwichtige Rede’. ‚Da gab es nichts Neu-
es’, die Kommentatoren des Establish-
ments pickten einzelne pro-israelische 
Sätze aus dem Text und ignorierten alles 
andere. Und schließlich ‚dies sind nur 
Worte. So hat er geredet. Nichts wird 
daraus kommen.’ 
Das ist Unsinn. Die Worte des Präsiden-
ten der USA sind mehr als nur Worte. Es 
sind politische Fakten. Sie verändern die 
Vorstellungen von hundert Millionen. Die 
muslimische Öffentlichkeit hörte zu. Die 
amerikanische Öffentlichkeit hörte auch 
zu. Es wird einige Zeit dauern, bis die 
Botschaft durchsickern wird. Aber nach 
seiner Rede wird die Pro-Israel-Lobby 
nicht mehr dieselbe sein wie davor. Die 
Ära der „Foile Shtik“ (jiddisch für raffi-
nierte Tricks) ist vorbei. Die gerissene 
Unehrlichkeit eines Shimon Peres, die 
arglistigen Täuschungen eines Ehud Ol-
mert, das süße Gerede eines Netanyahu – 
sie gehören alle der Vergangenheit an. 
Das israelische Volk muss nun entschei-
den: ob es der rechts orientierten Regie-
rung in eine unvermeidliche Kollision mit 
Washington folgen will, so wie die Juden 
vor 1940 Jahren, als sie den Zeloten in 
einen selbstmörderischen Krieg gegen 
Rom folgten, - oder ob sie sich Obamas 
Marsch in eine neue Welt anschließen. 
 
Uri Avnery ist Gründer der Bewegung Gush 
Shalom. Der Publizist und langjährige 
Knesset-Abgeordnete Avnery, 1923 in Be-
ckum geboren und 1933 nach Palästina 
ausgewandert, gehört seit Jahrzehnten zu 
den profiliertesten Gestalten der israeli-
schen Politik. 
 
Originalartikel: uri-avnery.de  
Übersetzt von: Ellen Rohlfs  
http://www.zmag.de/artikel/der-ton-macht-
die-musik 
 
1. Übersetzung in Sand im Getriebe Nr 67, 
http://sandimgetriebe.attac.at/6663.html) 
2. in „Wendepunkt?“, 
http://www.zmag.de/artikel/der-wendepunkt-
teil-2  

 
Vom selben Autor: 
„Denkschrift für Obama“, Dez 2008     http://www.uri-avnery.de/magazin/artikel.php?artikel=470&type=&menuid=4&topmenu=4 
„Auf der falschen Seite“, Januar 2009  http://www.uri-avnery.de/magazin/artikel.php?artikel=477&type=&menuid=4&topmenu=4 
„Zwischen Tel Aviv und Teheran“ http://www.uri-avnery.de/magazin/artikel.php?artikel=502&type=&menuid=4&topmenu=4 
 
 

Hael Al-Fahoum, Generaldelegierter Palästinas in Deutschland zu der Rede von Obama: 
 

 „Die Rede des US-Präsidenten Barack Obama am 04. Juni in Kairo war in vieler Hinsicht eine historische Rede. Er 
sprach klar und deutlich über die Rechte, Leiden und Hoffnungen des palästinensischen Volkes, aber auch über sein 
eigenes persönliches Engagement, diesen Konflikt zu beenden. Der Generaldelegierte Palästinas, Hael Al-Fahoum, 
begrüßt die neuen Entwicklungen innerhalb der US-Politik, die jedoch unmittelbar und konkret umgesetzt werden müs-
sen, damit neue Perspektiven sichtbar werden.“  
Text auf Englisch unter http://www.palaestina.org/news/stellungnahmen/zeigeStellungnahme.php?ID=59. 
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Noam Chomsky 
Obama und der Nahe Osten - Wendepunkt??? 

 
05.06.2009 — ZNet 
 
 In einer Schlagzeile auf CNN über die 
Kairoer Rede am 4. Juni stand vorab: 
"Obama will die Seele der muslimischen 
Welt erreichen". Vielleicht war dies wirk-
lich die Absicht, die er hegte. Entschei-
dender aber ist: Was verbarg sich hinter 
der Rhetorik, oder genauer gesagt, was 
wurde weggelassen? 
 
Beschränken wir uns auf das Thema 
Israel/Palästina - über alles andere hatte 
er nichts Substantielles zu sagen.  
 
Obama rief Araber und Israelis dazu auf, 
nicht "mit dem Finger" aufeinander "zu 
zeigen" und den "Konflikt nicht nur aus 
Sicht der einen bzw. anderen Seite zu 
betrachten". Aber es gibt eine dritte Seite 
- die der USA. Sie spielt eine entschei-
dende Rolle bei der Aufrechterhaltung 
des heutigen Konfliktes. Obama machte 
keine Andeutungen, dass diese Rolle sich 
ändern sollte, ja, dass dies überhaupt in 
Betracht gezogen werde. 
 
Wer sich mit der Geschichte (der Region) 
auskennt, wird daraus die rationale 
Schlussfolgerung ziehen, dass Obama 
den Weg des unilateralen Rejektionismus 
der USA weitergehen wird. 
 
Wieder einmal pries Obama die  
Arabische Friedensinitiative.  
Die Araber sollten diese Initiative als 
"bedeutenden Anfang" sehen, "jedoch 
nicht als das Ende ihrer Verantwortung", 
sagte er lediglich.  
Wie sollte die Obama-Administration sie 
sehen? Obama und seine Berater sind 
sich sicher bewusst, dass diese Initiative 
den seit langem bestehenden internatio-
nalen Konsens, der eine Zwei-Staaten-
Lösung mit der internationalen Grenze 
(wie sie vor Juni 1967 bestand) fordert, 
wiederholt. (…)  
Obama rief die arabischen Staaten dazu 
auf, diese Normalisierung weiter voran-
zutreiben. Allerdings vermied er es tun-
lichst, die notwendige politische Lösung 
zu erwähnen, die ja eine Vorbedingung 
für die Normalisierung wäre. Die (Arabi-
sche) Initiative kann kein "Anfang" sein, 
wenn sich die USA weiter weigern, deren 
wesentliche Bedingungen zu akzeptieren 
oder auch nur zur Kenntnis zu nehmen. 
(1) 
 

Dahinter steckt ein Ziel der Obama-
Administration, das Senator John Kerry 
(Vorsitzender des 'Foreign Relations 
Committee' des US-Senates) am klarsten 
formuliert hat. Es geht um das Schmieden 
einer Allianz zwischen Israel und den 
"moderaten" arabischen Staaten - gegen 
den Iran. Der Begriff 'moderat' hat nichts 
mit dem Charakter dieser Staaten zu tun, 
sondern bezieht sich auf deren Bereit-
schaft, Forderungen der USA zu akzep-
tieren. 
 
Was wird von Israel erwartet - als 
Gegenleistung für die Schritte der Araber 
zur Normalisierung der Beziehungen?  
 
Die stärkste, von der Obama-Regierung 
zu diesem Punkt bislang vertretene Posi-
tion besagt, dass Israel Phase I der Road 
Map von 2003 erfüllen soll. Dort steht: 
"Israel friert sämtliche Siedlungsaktivitä-
ten ein (einschließlich des natürlichen 
Siedlungswachstums)." Alle Seiten be-
haupten, die Road Map zu akzeptieren.  
 
Was wird übersehen: 
 
Dabei wird übersehen, dass Israel sofort 
14 Bedingungen an die Road Map ge-
knüpft hatte, die deren Umsetzung un-
möglich machen. 
 
Und noch ein Punkt wird in der Debatte 
um die Siedlungen übersehen: Selbst 
wenn Israel Phase I der Road Map erfül-
len sollte, bliebe alles unangetastet, was 
von dem Siedlungsprojekt bereits entwi-
ckelt wurde - mit maßgeblicher amerika-
nischer Unterstützung entwickelt wurde, 
damit Israel wertvolles Land hinter der 
illegalen "Separationsmauer" (einschließ-
lich der wichtigsten Wasservorräte der 
Region) und das Jordantal übernehmen 
kann. Der eingekerkerte Rest wird auf 
diese Weise von den Ausläufern der 
Infra-struktur/Siedlungen, die bis weit in 
den Osten hineinragen, zerteilt werden.  
 
Nicht erwähnt wurde zudem, dass Israel 
dabei ist, den Großraum Jerusalem (Grea-
ter Jerusalem) zu übernehmen. Hier fin-
den derzeit die größten israelischen Ent-
wicklungsprogramme statt, bei denen 
viele Araber vertrieben werden. Die rest-
lichen Palästinenser werden vom Zent-
rum ihres kulturellen, ökonomischen und 
sozio-politischen Lebens abgeschnitten.  
 

Unerwähnt blieb zudem, dass all dies 
einen Verstoß gegen internationales 
Recht darstellt - was von der damaligen 
israelischen Regierung nach ihrem Feld-
zug 1967 eingestanden wurde und durch 
mehrere UNO-
Sicherheitsratsresolutionen und den In-
ternationalen Gerichtshof (International 
Court of Justice) bestätigt wurde.  
 
Zudem gewinnt Israel durch die "Separa-
tionsmauer" Kontrolle über die Quellen 
(Aquifer), die unter der Westbank liegen. 
Somit wird Israel weiterhin in der Lage 
sein, dafür zu sorgen, dass die Palästinen-
ser nur ein Viertel des Wassers erhalten, 
das Israelis zur Verfügung steht (wie die 
Weltbank im April berichtete). In einigen 
Fällen haben die Palästinenser weniger 
Wasser als das (von der UNO empfohle-
ne) Mindestmaß. Im Gazastreifen, dem 
anderen Teil Palästinas, führen regelmä-
ßige israelische Bombardierungen und 
der brutale Belagerungszustand zu einer 
noch weit massiveren Wasserknappheit. 
 
Unerwähnt blieben auch die israelischen 
Operationen seit 1991, mit denen Israel - 
erfolgreich - die Trennung der Westbank 
vom Gazastreifen betrieben hat. Gaza 
wurde zu einem Gefängnis, in dem ein 
Überleben kaum noch möglich ist. Dies 
untergräbt die Hoffnungen auf einen 
lebensfähigen Palästinenserstaat zusätz-
lich. 
 
Es gibt einen weiterer Punkt, der nicht 
vergessen werden sollte. Die Regierung 
Bush I tat ein klein wenig mehr als nur zu 
reden, um gegen illegale israelische Sied-
lungsprojekte vorzugehen - vor allem, 
indem sie ihnen US-Wirtschaftsbeihilfen 
vorenthielt. Im Gegensatz hierzu erklär-
ten Offizielle der Obama-Regierung, 
solche Maßnahmen stünden "nicht zur 
Debatte", und der Druck, der auf Israel 
ausgeübt werde, um die Road Map zu 
erfüllen, werde "überwiegend symbo-
lisch" sein. So stand es am 1. Juni in der 
New York Times (in einem Artikel von 
Helene Cooper). 
 
Obama (…)  fordert sogar eine beträcht-
liche Aufstockung der Militärhilfen für 
Israel über einen nie da gewesenen Zeit-
raum von zehn Jahren (siehe Stephen 
Zunes in Foreign Policy in Focus vom 4. 
März).  
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GAZA 
 
Gazas zwangsweise Trennung von Paläs-
tina und die miserablen Bedingungen, die 
dort herrschen, werden fast völlig ver-
drängt. Wir dürfen nicht - durch still-
schweigenden Konsens - zu diesen Greu-
eln beitragen. Die israelische Journalistin 
Amira Hass ist eine der führenden Exper-
tinnen zu Gaza. Sie schreibt: "Die Ein-
schränkung der Bewegungsfreiheit für 
Palästinenser, wie sie von Israel im Ja-
nuar 1991 eingeführt wurde, kehrte jenen 
Prozess um, der im Juni 1967 begann. 
Damals wurde es dem überwiegenden 
Teil des palästinensischen Volkes - zum 
ersten Mal seit 1948 - wieder möglich, in 
der territorialen Offenheit eines einzigen 
Landes zu leben, eines besetzten Landes 
natürlich, aber immerhin eines ganzen... 
Die totale Isolierung des Gazastreifens 
von der Westbank ist einer der größten 
Erfolge der israelischen Politik. Das Ziel, 
das über allem steht, ist, eine Lösung auf 
der Basis internationaler Entscheidungen 
und Übereinkünfte zu verhindern, um 
stattdessen ein Arrangement, das auf der 
militärischen Überlegenheit Israels ba-
siert, zu diktieren.... Seit Januar 1991 
perfektioniert Israel die Spaltung und 
Trennung in bürokratischer und logisti-
scher Hinsicht - nicht nur zwischen den 
Palästinensern in den besetzten Gebieten 
und ihren Brüdern in Israel, sondern 
auch zwischen den palästinensischen 
Einwohnern Jerusalems und den Men-
schen in den übrigen (besetzten) Gebieten 
sowie zwischen denen in Gaza, der West-
bank und denen in Jerusalem. Auf dem-
selben Gebiet leben Juden - in einem 
abgetrennten, überlegenen System, mit 
Privilegien, eigenen Gesetzen, Dienstleis-
tungen, einer physischen Infrastruktur 
und mit Bewegungsfreiheit" (erschienen 
auf BitterLemons.org am 24. April). 
 
Sara Roy, eine der führenden akademi-
schen Expertinnen zu 'Gaza', ergänzt: 
"Gaza ist ein Beispiel für eine Gesell-
schaft, die bewusst in den Zustand abso-
luten Zerfalls versetzt wurde und deren 
einst produktive Bevölkerung zu hilfeab-
hängigen Bettlern gemacht wurde... Die 
Unterwerfung Gazas begann lange vor 
dem jüngsten israelischen Krieg gegen 
(Gaza). Die israelische Besatzung... von 
der internationalen Gemeinschaft seit 
langem vergessen oder geleugnet, rui-
niert die Wirtschaft und die Menschen in 
Gaza, insbesondere seit 2006... Nach dem 
israelischen Angriff im Dezember (2008) 

sind die ohnehin schwierigen Bedingun-
gen in Gaza praktisch unerträglich ge-
worden. Häuser, Existenzen und die 
öffentliche Infrastruktur wurden beschä-
digt oder zerstört und zwar in einem 
Ausmaß, dass selbst das Israelische Ver-
teidigungsministerium zugab, dass es 
nicht zu rechtfertigen sei. Heute existiert 
in Gaza kein privater Sektor mehr, der 
der Rede wert wäre und keine Industrien. 
80 Prozent des landwirtschaftlichen An-
baus im Gazastreifen wurden zerstört. 
Die Israelis schießen weiter auf Bauern, 
die versuchen, zu pflanzen oder sich um 
ihre Felder zu kümmern, die in der Nähe 
der gut mit Zäunen und Patrouillen gesi-
cherten Grenze liegen. Ein Großteil der 
produktiven Aktivität wurde ausge-
löscht... Heute hängen 96% der Bevölke-
rung des Gazastreifens - 1,4 Millionen 
Menschen - von humanitärer Hilfe ab, um 
ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen. 
Laut des Welternährungsprogrammes 
würde der Gazastreifen täglich mindes-
tens 400 Lastwagenladungen mit Nah-
rung benötigen, um allein die Grundver-
sorgung der Bevölkerung mit Nahrungs-
mitteln sicherzustellen. Trotz der Ent-
scheidung des israelischen Kabinetts vom 
22. März, alle Einfuhrbeschränkungen 
für Lebensmittel nach Gaza aufzuheben, 
durften in der Woche vom 10. Mai nur 
653 Lastwagen mit Nahrung und anderen 
Gütern passieren. Das entspricht bestens-
falls 23% der benötigten Güter... Heute 
genehmigt Israel die Einfuhr von 30 bis 
40 verschiedenen Arten von kommerziel-
len Gütern. Vor dem Juni 2006 waren es 
4000". (erschienen in der Harvard Crim-
son am 2. Juni 2009). 
 
Es kann nicht oft genug betont werden, 
dass Israel keine glaubwürdige Rechtfer-
tigung für seinen Angriff im Dezember 
auf Gaza hatte. Die Attacke erfolgte mit 
voller Rückendeckung der USA und mit 
dem illegalen Einsatz von Waffen aus 
den USA. 
 
(…) Allerdings bewegt sich Israel auf 
dünnem Eis, wenn es sein Glück zu sehr 
strapaziert. Das hat die Geschichte immer 
wieder gezeigt. Noch werden die extre-
mistischen Torheiten der aktuellen israe-
lischen Regierung durch einige nüchter-
nere Elementen in Schach gehalten. So 
wurde beispielsweise der Vorschlag, 
allen (arabischen) Israelis einen Loyali-
tätseid abzuverlangen oder den Bürgern 
zu verbieten, der Nakba - der großen 
Katastrophe der Palästinenser (1948) -, 

zu gedenken, zurückgestellt. Falls Israel 
jedoch zu weit geht, könnte es doch noch 
zu jener eruptiven Konfrontation kom-
men, die so viele Kommentatoren derzeit 
- noch ziemlich grundlos - wahrnehmen. 

 
----------------------------------------------- 
(1) Hinweis der SiG-Redaktion:  
Die arabische Friedensinitiative sieht vor: 
– den Rückzug Israels auf die Grenzen von 
1967; 
- die Schaffung eines Palästina-Staates mit 
Ostjerusalem als Hauptstadt; 
- eine gerechte Lösung der Flücht-
lingsfrage (LMD Französische Ausgabe, 
Atlas von Jan 2003, S. 181) 
 
„Diese Initiative wurde im Nachhinein 
auch von der 'Organisation der Islami-
schen Staaten' - einschließlich des Iran - 
akzeptiert (siehe Akiva Eldars Artikel in der 
Haaretz vom 1. Juni)“ (Chomsky). 
 
(2) Über die Situation in Gaza:  
- N. Chomsky „Löscht alle Wilden aus!“  
http://www.zmag.de/artikel/gaza-2009-1 
- Mehrere Artikel in SiG Nr 71 
http://sandimgetriebe.attac.at/6971.html 
 
---------------------------------------------- 
Auszüge aus   
The Grim Picture Of Obama's Middle East 
http://www.zmag.org/znet/viewArticle/21632 
 Und “Turning Point? “ 
http://www.zmag.org/znet/viewArticle/21649 
 
Übersetzt von: Andrea Noll 
http://www.zmag.de/artikel/obama-und-der-
nahe-osten 
http://www.zmag.de/artikel/der-wendepunkt 
und 
http://www.zmag.de/artikel/der-wendepunkt-
teil-2 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Rede von Obama  
ist nachzulesen unter: 
http://www.whitehouse.gov/the_press_office/
Remarks-by-the-President-at-Cairo-
University-6-04-09/ 
 
Offizielle Übersetzung: 
http://amerikadienst.usembassy.de/us-
botschaft-cgi/ad-detailad.cgi?lfdnr=2365 
http://amerikadienst.usembassy.de/us-
botschaft-cgi/ad-detailad.cgi?lfdnr=2366 
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Ali Abunimah: Ein Bush im Schafspelz 
 

Im Londoner Guardian vom 4.6.2009 zeigt Ali Abunimah, dass Obamas Rede wenig Veränderungen enthält.  
In Bezug auf die meisten Themen enthält seine Analyse die gescheiterte amerikanische Politik 

 
Wenn man die „mujamalat“ abzieht – die 
Höflichkeiten, die zwischen Gast und Gast-
geber ausgetauscht werden, enthält die 
Substanz von Präsidents Obamas Rede in 
Kairo, dass es wahrscheinlich wenig reale 
Veränderungen in der US Politik geben 
wird. Das ist nicht notwendigerweise die 
Intention des göttlichen Obama – er mag 
tatsächlich völlig ernsthaft sein und ich 
glaube auch, er ist es – Es ist seine Analyse 
und seine Richtlinien, die in den meisten 
Beziehungen die verfehlte amerikanische 
Politik intakt lassen. 
Obwohl er versprach, „ die Wahrheit zu 
sagen, so gut ich kann“ so gab es doch eine 
Menge, die der Präsident ausließ. Er sprach 
von Spannungen zwischen „zwischen den 
Vereinigten Staaten und den Muslimen 
überall auf der Welt“ – das erste ein konkre-
ter spezifischer Platz, das letzte ein vages 
Gebilde, das Völker, Traditionen, Ge-
schichtliche Erfahrungen und Länder zu-
sammenfasst, die sich mehr unterscheiden 
als dass sie ähnlich sind.  
Indem er Amerikas „andere Seite“ als nebu-
lös und den „allumfassenden Islam“ auf der 
anderen Seite benennt (auch wenn er sich 
für Annäherung und Respekt bekennt), so 
ist es ein Weg, das anzuerkennen, was in der 
Tat die Völker vieler moslemischen Länder 
vereint und mobilisiert: nämlich die über-
wältigende öffentliche Opposition gegen die 
zunehmende aggressive und gewalttätige 
amerikanischen militärischen politischen 
und ökonomischen Interventionen in diesen 
Ländern. Es ist diese Opposition und der 
Widerstand, den sie generiert, die von den 
Unterstützern dieser Intervention mit dem 
Islam gleichgesetzt werden. 
Es ist enttäuschend, dass Obama die Vor-
stellungen seines Vorgängers übernommen 
hat, wonach ein „gewalttätiger Extremis-
mus“ in einem Vakuum existiert, ohne Be-
ziehung zu Amerikas (und ihrer Helfershel-
fer) exponentiell größerem Gebrauch von 
Gewalt vor und nach dem 11. September 
2001. Er liest sich ausführlich aus über das 
enorme Trauma , das den USA angetan 
wurde, als fast 3000 Menschen an diesem 
Tag getötet wurden, aber er sagte kein ein-
ziges Wort über die Hunderttausenden Wai-
sen und Witwen, die in Irak übrig geblieben 
sind – diejenigen, an die der fliegende 
Schuh von m a für ein paar von Sekunden 
die Amerikaner erinnert hat. Er ignorierte 
die Dutzenden von Zivilisten, die jede Wo-
che in dem „notwendigen“ Krieg in Afgha-
nistan sterben oder die Millionen von 
Flüchtlingen, die vor der US angestoßenen 
Eskalation in Pakistan fliehen. 
Genauso wie Präsident G. Bush es oft tat, 
betonte Obama, dass es nur eine gewalttäti-
ge Minderheit ist, die den Namen der gro-

ßen und friedlichen Mehrheit der Muslime 
in den Schmutz zieht. Er scheint einmal 
mehr zu unterstellen, dass alle Muslime 
verdächtig sind, wenn er warnt „je schneller 
die Extremisten isoliert werden und in mos-
lemischen Gesellschaften nicht willkommen 
angesehen werden, umso schneller werden 
wir alle sicher sein.“ 
Nirgendwo sind diese blinden Flecken of-
fensichtlicher als in seinen Stellungnahmen 
zu Palästina/Israel. Er erteilt seinen Zuhö-
rern eine detaillierte Lektion über den Holo-
caust und benutzte das explizit als eine 
Rechtfertigung für die Schaffung von Israel. 
„Andererseits lässt es sich auch nicht leug-
nen,“ sagte der Präsident „dass die Palästi-
nenser – Muslime und Christen – auf der 
Suche nach einer Heimat gelitten haben. 
Seit mehr als sechzig Jahren ertragen sie 
den Schmerz der Vertreibung.“ Suche nach 
einer Heimat? Schmerzen der Vertreibung? 
Sie hatten schon eine Heimat, sie litten unter 
ethnischer Säuberung und wurden enteignet 
und daran gehindert zurückzukommen, mit 
der Begründung, dass sie der falschen ethni-
schen Gruppe angehören. Warum ist es 
immer noch so schwierig es zu sagen? 
Er belehrte die Palästinenser „Widerstand 
durch Gewalt und Morden ist falsch und 
führt nicht zum Erfolg“ und er warnte sie , 
„es ist ein Zeichen weder von Mut noch von 
Macht, wenn man Raketen auf schlafende 
Kinder schießt oder wenn man alte Frauen 
in einem Bus in die Luft jagt. Das ist nicht 
der Weg, um moralische Autorität zu errei-
chen; so verliert man sie.“ 
Fair enough – aber hat Obama sich wirklich 
eingebildet, dass solche Worte eine arabi-
sche Öffentlichkeit beeindrucken, die mit 
Schrecken beobachtet hat, wie Israel im 
letzten Winter 1400 Menschen schlachtete 
einschließlich Hunderte von schlafenden, 
fliehenden und terrorisierten Kindern, und 
zwar mit von Amerika gelieferten Waffen. 
Hat er gedacht, dass seine Zuhörer sich 
nicht daran erinnern würden, dass die An-
zahl der palästinensischen und libanesischen 
Zivilisten, die von Israel getötet wurden, 
immer bei weitem um ein Vielfaches die 
Anzahl der durch Araber getöteten Israelis 
übertroffen hat, genau dank der amerikani-
schen Waffen, die er nach wie vor Israel 
versprochen hat ohne Rechenschaft zu ver-
langen. Amnesty International hat neulich 
bestätigt was Palästinenser schon seit lan-
gem wussten: Israel hat den verhandelten 
Waffenstillstand gebrochen, als es Gaza am 
4.November letzten Jahres angriff und da-
durch erst die Vergeltung mit Raketen her-
vorgerufen hat. Diese töteten keine Israelis 
– bis nach der viel größeren Aggression von 
Israel auf Gaza. Dass er immer noch 
schweigt über das, was in Gaza geschah und 

sich weigert Israel zur Rechenschaft zu 
ziehen, zeigt etwas völlig anderes als seine 
Verpflichtung die voll Wahrheit zu sagen. 
Einige Leute sind bereit, Obama das alles 
durchgehen zu lassen weil er zumindest 
endlich deutlich Worte zu den israelischen 
Siedlungen in der besetzten Westbank fin-
det. In Kairo sagte er „Die Vereinigten 
Staaten betrachten die fortgesetzte israeli-
sche Besiedelung nicht als legitim. Sie ver-
letzt bestehende Abkommen und untergräbt 
die Bestrebungen, Frieden zu erreichen. Es 
ist an der Zeit, dass diese Besiedelung auf-
hört.“ (1) 
Diese sorgfältig gewählten Wörter fokussie-
ren nur auf den fortgesetzten Bau, nicht auf 
die Existenz der Siedlungen selbst; sie sind 
völlig kompatibel mit dem Konsens der 
Friedensprozessbemühungen, dass die be-
stehenden Siedlungen dort bleiben werden 
wo sie sind, und zwar für immer. Das stellt 
die Frage, in welche Richtung Obama gehen 
will. Er versteht unter den legitimen Bestre-
bungen der Palästinenser die Errichtung 
eines Staates. Das ist zu einem bequemen 
Slogan geworden, der die Durchsetzung der 
Rechte und der Gerechtigkeit ersetzen soll – 
wobei durch den Vorschlag eines solchen 
Staates die Verwirklichung dieser Rechte 
tatsächlich verneint wird. Obama hat schon 
früher das Rückkehrrecht der Palästinenser 
verneint und hat niemals die Rechte der 
Palästinenser in Israel unterstützt, frei von 
rassistischen und religiösen Verunglimp-
fungen, Verfolgungen und Handlungen, die 
durch Israels höchste Regierungsmitglieder 
angetrieben werden und in Israels Gesetzen 
festgeschrieben werden. 
Er mag eine andere Zielbestimmung als sein 
Vorgänger haben, aber er ist nach wie vor 
verpflichtet auf eine unpraktikable Zwei-
staaten Vision, die nicht darauf abzielt, 
palästinensische Rechte wiederherzustellen, 
sondern die darauf aus ist, Israel als ein 
Enklave von israelischen-jüdischen Privile-
gien aufrechtzuerhalten. Das ist eine Sack-
gasse. 
Es gab einen Satz in seiner Rede, den ich 
begeistert unterstütze und an den er sich 
halten sollte: „Angesichts unserer gegensei-
tigen Abhängigkeit wird jede Weltordnung, 
die eine Nation oder eine Gruppe von Leu-
ten gegenüber anderen erhebt, unweigerlich 
scheitern.“ 
------------------------------------------ 

1) “The United States does not accept the 
legitimacy of continued Israeli settlements.  
This construction violates previous agreements 
and undermines efforts to achieve peace.  It is 
time for these settlements to stop.” 
 
http://www.guardian.co.uk/commentisfree/200
9/jun/04/barack-obama-middleeast 
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Bundesausschuss Friedensratschlag zu den Protesten und Unruhen im IRAN  

Für Menschenrechte, Gewaltlosigkeit und Frieden 
 
27. Juni 2009 
 
Auch wenn der Ausgang des gegenwärti-
gen Ringens um die Macht im Iran unsi-
cher bleibt, eines lässt sich mit Gewissheit 
sagen: Nach den Protesten gegen das 
Regime Ahmadinedschad wird das Land 
und wird die iranische Gesellschaft nicht 
mehr so sein, wie sie waren. Zu sehr ha-
ben die anhaltenden Demonstrationen 
gegen die Staatsmacht und deren gewalt-
same Reaktionen darauf großen Teilen 
der Bevölkerung den Glauben an die 
Unantastbarkeit der theokratischen Ord-
nung geraubt. Heute geht ein tiefer Riss 
nicht nur quer durch die Gesellschaft, 
sondern auch durch die politische und 
geistliche Führung des Landes. 
 
Die politische Demontage der herrschen-
den Macht in Teheran hat der Wächterrat, 
das oberste „Kontroll“organ des Iran, 
selbst zu verantworten. Mit dem – späten 
- Eingeständnis, es habe in 50 Bezirken 
Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen 
gegeben, und dem gleichzeitigen Behar-
ren auf der Rechtmäßigkeit des Wahlsiegs 
von Ahmadinedschad, haben die Mehrheit 
im Wächterrat und der geistliche Führer 
des Iran, Ayatollah Ali Chamenei, die 
Zweifel der Bevölkerung keineswegs 
zerstreut, sondern nur weiter verstärkt. 
Dabei ist es unerheblich, wie groß die 
Manipulationen am Wahlergebnis tatsäch-
lich waren: Die Tatsache allein, dass es 
„Unregelmäßigkeiten“ gab und dass diese  
offiziell eingestanden wurden, hätte schon 
genügt, um eine komplette Neuauszäh-
lung der Stimmen vorzunehmen mit der 
Option einer Stichwahl zwischen Ahma-
dinedschad und seinem wohl aussichtsrei-
chen Herausforderer, Mir Hussein Mus-
sawi. 
 
Die Friedens- und Menschenrechtsbewe-
gung hier zu Lande sollte sich nicht zum 
Richter über die Akteure im gegenwärti-
gen Machtkampf im Iran aufschwingen. 
Genauso wenig sollte sie sich auf die 
Seite irgendeiner Partei stellen. Und noch 
viel weniger kann sie abschätzen, wie das 
iranische Volk am 12. Juni tatsächlich 
gewählt hat. In einem darf es aber kein 
Vertun geben: Die Friedens- und Men-
schenrechtsbewegung wendet sich ent-
schieden gegen die politische und polizei-
liche Repression der Opposition und for-

dert das Regime dazu auf, den Menschen 
im Land uneingeschränkte Meinungs- und 
Demonstrationsfreiheit zu geben. Iran 
gehört zu den über 170 Staaten der Erde, 
die sich zur Einhaltung der „Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte“ und der 
beiden Menschenrechtskonventionen 
„Zivilpakt“ und „Sozialpakt“ verpflichtet 
haben. 
 
Diese Verpflichtung schließt die Gewäh-
rung des Rechts auf freie politische Betä-
tigung ein. 
 
Scheinheilig ist es dagegen, wenn Bun-
deskanzlerin Angela Merkel die Men-
schenrechtsverletzungen im Iran anpran-
gert und das Regime auffordert, „friedli-
che Demonstrationen zuzulassen“ und 
„keine Gewalt gegen Demonstranten 
anzuwenden“. Hat sie doch unlängst beim 
NATO-Gipfel in Straßburg/Kehl mit 
keinem Wort gegen die massive Behinde-
rung der Anti-NATO-Proteste Einspruch 
erhoben. Die sozialen Bewegungen in 
Deutschland können wahrlich ein Lied 
singen über Einschränkungen ihres De-
monstrationsrechts sowie über den schlei-
chenden Ausbau des Überwachungsstaa-
tes. 
 
Für die Friedensbewegung von allergröß-
tem Interesse ist selbstverständlich auch 
die außen- und sicherheitspolitische Ori-
entierung der gegenwärtigen oder künfti-
gen iranischen Machthaber.  
 
Hier sollten sich die westlichen „Freunde“ 
der iranischen Opposition über eines im 
Klaren sein: Auch ein Präsident Mussawi 
wird nicht darauf verzichten, das seit 
langem beschlossene Atomprogramm 
fortzuführen. Der Atomwaffensperrver-
trag gibt nun einmal jedem Land der Welt 
das Recht auf den eigenen Ausbau der 
Kernenergie zur zivilen Nutzung bis hin 
zur Schließung des Brennstoffkreislaufs, 
also unter Einschluss der Urananreiche-
rung (Art. IV). Auf dieses Recht wird jede 
Regierung in Teheran pochen – schon 
allein um deutlich zu machen, dass sie 
keine von außen diktierte Einschränkung 
der staatlichen Souveränität zulässt.  
 
Auf der außenpolitischen Agenda Tehe-
rans bleibt auch die erhoffte Anerkennung 
iranischer Sicherheitsbedürfnisse durch 

den Westen. Vor allem muss die in den 
letzten Jahren gegen den Iran in Stellung 
gebrachte Drohkulisse abgebaut werden. 
Hierzu gehört in erster Linie die Reduzie-
rung der militärischen Präsenz der USA 
und NATO in der Region des Persischen 
Golfs. Überlegungen europäischer Regie-
rungen, wonach im Iran ein „Regime-
wechsel“ herbeigeführt werden müsse, 
sind nicht nur völkerrechtswidrig, sondern 
auch im höchsten Grad kontraproduktiv. 
Nichts schweißt die iranische Gesellschaft 
mehr zusammen als die als unerlaubte 
Einmischung empfundenen „Ratschläge“ 
des Westens.In allen Verlautbarungen der 
letzten Tage betont Ahmadinedschad eben 
diesen Aspekt - wohl wissend, dass er 
wenigstens hierin auf breite Zustimmung 
in der Bevölkerung hoffen darf.  
 
Ob schließlich ein anderer Präsident als 
Ahmadinedschad einen anderen Ton 
gegenüber Israel anschlägt, hängt nicht 
zuletzt auch von Israel selbst, von den 
USA und von dem israelisch-
palästinensischen Friedensprozess ab. 
Solange es hier keinen wirklichen Fort-
schritt gibt – und den wird es ohne Betei-
ligung von Hamas nicht geben -, fällt 
antiisraelische Rhetorik im Iran auf einen 
fruchtbaren Boden. 
 
Zusammengefasst:  
Unabhängig davon, wer die Wahl im Iran 
wirklich „gewonnen“ hat und welcher 
Präsident künftig die Geschicke des Lan-
des (mit)bestimmt, fordert die Friedens-
bewegung von den iranischen Machtha-
bern 
� ein Ende der Gewalt gegen die eigene 
Bevölkerung, 
� die Respektierung grundlegender Men-
schen- und Freiheitsrechte im Iran. 
 
Vom Westen, insbesondere der Bundes-
regierung erwarten wir 
� keine Drohgebärden oder gar verschärf-
te Sanktionen gegen Teheran, 
� keine „Ratschläge“ oder gar Anwei-
sungen des Westens, die in Teheran als 
„Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten“ gewertet werden müssen, 
� stattdessen die Einleitung eines wirkli-
chen Dialogs über die Frage der Atombe-
waffnung sowie über Probleme einer 
nahöstlichen Friedensordnung. 

 

V.i.S.d.P.: P. Strutynski, BA Friedensratschlag, c/o DGB Kassel, Spohrstr. 6, 34117 Kassel 
 

Iran Dossier vom friedensratschlag:http://www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Iran/Welcome.html 
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Aufruf einer Gruppe von Antikriegsaktivisten  
an den künftigen iranischen Präsidenten 

 
Der Aufruf, datiert vom 8. Juni 2009, erschien ursprünglich in persischer Sprache und wurde von verschiedenen Zeitun-
gen im Iran, darunter Etemad-e Melli und Andisheh-ye No – veröffentlicht. Die englische Übersetzung erschien in Fol-
ge dessen auf den Webseiten der britischen Tageszeitung The Guardian, von Tehran Bureau, Monthly Review Webzine 

und Global Research. 
 
Wir sind eine Gruppe iranischer AkademikerInnen und Anti-
kriegs-AktivistInnen aus Europa und den USA. In den vergan-
genen Jahren haben wir durchweg Irans nationale Interessen in 
all ihren Bereichen verteidigt, einschließlich jener des Rechts, 
friedliche Atomtechnologie zu entwickeln. Im Angesicht der 
Anti-Iran-Propaganda der Neokonservativen im Westen haben 
wir zahlreiche Aktionen durchgeführt: wir haben Pressekonfe-
renzen organisiert, an Radio- und TV-Debatten teilgenommen, 
Antikriegs-Webseiten im Internet aufgebaut, Bekanntmachun-
gen und Newsletter herausgegeben, Kommentare und Leser-
briefe, an nationalen sowie internationalen Antikriegs-
Konferenzen teilgenommen, sowie westliche PolitikerInnen und 
ParlamentarierInnen durch Petitions- und Lobbyarbeit auf diese 
Fragestellung aufmerksam gemacht. 
 
Wir haben gegen die Politik der USA und ihrer westlichen Ver-
bündeten Friedenskampagnen geführt. Diese Länder haben 
unberechtigterweise den Iran zur Zielscheibe erklärt, indem sie 
die iranische Atomakte an den UN-Sicherheitsrat überwiesen, 
Sicherheitsresolutionen verhängt, verdeckte und offizielle An-
strengungen zur Stiftung von Unruhe und Destabilisierung 
unternommen und nicht zuletzt – seitens der USA und Israels – 
mit militärischer Intervention und Bombardierung iranischer 
Anlagen gedroht haben. 
 
In Bezug auf die Präsidentschaftswahlen im Iran, sehen wir es 
als unsere Pflicht an, die Erfahrungen unserer Antikriegs-
Aktivitäten zu teilen und zu betonen, welche nationale Politik 
die Interessen des Iran in nachhaltiger Weise auf internationaler 
Bühne verteidigen kann, ohne dass das Land isoliert und Opfer 
weiterer UN-Sanktionen wird. 
 
Um die nationalen Rechte des Iran erfolgreich sicherzustellen, 
sind wir der Ansicht, dass folgende Aspekte in der Agenda des 
künftigen Staatspräsidenten berücksichtigt werden müssen: 

1. Die Infragestellung des Holocaust – welche in hohem Maße 
den Falken im Westen in die Hände gespielt hat – muss be-
endet und durch eine konstruktive Außenpolitik, frei von 
provokativer Rhetorik, ersetzt werden. 

2. Die Entlassung aller politischen Gefangenen, Pressefreiheit, 
Freiheit zur Bildung von Organisationen und Parteien, sowie 
Versammlungsfreiheit friedlicher Gruppierungen. Anerken-
nung des Rechtes aller BürgerInnen, ohne politische Ein-
flussnahme und Überprüfungen bei Wahlen zu kandidieren. 

3. Die Abschaffung mittelalterlicher Folter- und Bestrafungs-
methoden, wie die Steinigung oder das Abschneiden von 

Gliedmaßen, sowie die Abschaffung öffentlicher Exekutio-
nen und der Hinrichtung von Minderjährigen. 

4. Die Anerkennung umfassender und bedingungsloser 
Gleichberechtigung von Frauen und ethnischen Minderheiten 
in allen Bereichen der Gesellschaft; die Anerkennung unein-
geschränkter Staatsbürgerschaftsrechte für sowohl offiziell 
anerkannte als auch nicht anerkannte religiöse Minderheiten. 

Die Vernachlässigung dieser notwendigen Schritte würde die 
gesellschaftliche und politische Entwicklung des Landes nach-
drücklich behindern und das iranische Volk in seinem Wider-
stand gegenüber dem unbefugten neokolonialen Druck und der 
Doppelmoral des Westens spalten. Zudem würde ein Ausblei-
ben dessen den Falken und ihrer Verbündeten in den 
Mainstream-Medien mächtige Propagandainstrument zur Hand 
geben, um den Iran zu isolieren und ihm seiner fundamentalen 
Rechte in Internationalen Organisationen berauben. 
 
Würden diese vorgeschlagenen Schritte jedoch eingeleitet wer-
den, könnte unser Land schnell auf den Weg zum Fortschritt 
gebracht, IranerInnen aus allen Gesellschaftsschichten vereint 
und die Neokonservativen in ihrer aggressiven Propaganda 
gegen den Iran entwaffnet werden. 
 
Unterzeichnet von 
Prof. Dr. Ervand Abrahamian, City University of New York (CUNY) 
Dr. Arshin Adib-Moghaddam, School of Oriental and African Studies (SOAS), 
University of London / Prof. Dr. Haleh Afshar, University of York, GB 
Prof. Dr. Mohammad Ala, Persian Gulf Task Force / Dr. Mohammad Borghei, 
Strayer University, USA / Prof. Dr. Hamid Dabashi, Columbia University, New 
York / Prof. Dr. Abbas Edalat, Imperial College, London 
Ali Fathollah-Nejad, Universität Münster und School of Oriental and African 
Studies (SOAS), University of London / Dr. Mehri Honarbin, Canterbury Christ 
Church University, GB / Dr. Farhang Jahanpour, University of Oxford 
Mohammad Kamaali, Campaign Against Sanctions and Military Intervention in 
Iran (CASMII), GB 
Prof. Dr. Mahmoud Karimi-Hakkak, Siena College, New York 
Prof. Dr. Fatemeh Keshavarz, Washington University in St. Louis, USA 
Dr. Ziba Mir-Hosseini, School of Oriental and African Studies (SOAS), Univer-
sity of London 
Prof. Dr. Pirouz Mojtahedzadeh, Tarbiyat Modares University, Teheran 
Prof. Dr. Davood Nabi-Rahni, Pace University, New York 
Prof. Dr. Azam Niroomand-Rad, Georgetown University, Washington DC 
Dr. Ali Rastbeen, International Institute of Strategic Studies, Paris 
Dr. Elaheh Rostami, School of Oriental and African Studies (SOAS), University 
of London / Prof. Dr. Nader Sadeghi, George Washington University Hospital, 
Washington DC / Shirin Saeidi, University of Cambridge 
Prof. Dr. Muhammad Sahimi, University of Southern California, Los Angeles 
Leila Zand, Fellowship of Reconciliation (Internationaler Versöhnungsbund) 
 
http://www.monthlyreview.org/mrzine/iran100609.html 
http://www.zmag.de/artikel/aufruf-einer-gruppe-iranischer-
akademikerinnen-und-antikriegs-aktivistinnen-aus-europa-und-den-usa 

 
Autorenbeiträge zum Iran von Pedram Shahyar, Mitglied im Attac-Koordinierungskreis: 

" ... so viel geweint: Exiliraner in Berlin mit großen Hoffnungen" 
Neues Deutschland, 26. Juni, www.neues-deutschland.de/artikel/151191.so-viel-geweint.html 

(s. auch Artikel in ND vom 17.6. und 19.6.) 
 

Offener Brief von Mohssen Massarrat, Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats von attac Deutschland, an Merkel 
http://www.lebenshaus-alb.de/magazin/005791.html 
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Berliner Compagnie     Theaterstück „DIE VERTEIDIGUNG DEUTSCHLANDS AM HINDUKUSCH“ 

Gastspiele möglich vom  15.-26.09.2009, 12.-22.11.2009; 5.-14.03.2010 
www.berlinercompagnie.de 

 

 
 

Weil die wahre Geschichte der Kriege die 
Geschichte der Opfer ist, steht im Zentrum 
des Stückes eine afghanische Familie.  
Gezeigt wird der bittere Weg durch den 
mittlerweile 30jährigen Krieg: von der 
Revolution 1978 über den sowjetischen 
Einmarsch und den darauf folgenden Krieg 
mit einer Million Toten, den Krieg zwischen 
den Mujaheddin danach, die schreckliche 
Zeit der Taliban, die Bombardierung Af-
ghanistans durch die USA, die bis zum 
heutigen Tag andauernden und vor allem 
für die Zivilbevölkerung immer verlustrei-
cheren Kämpfe von OEF und ISAF.  
 
Die letzten Szenen spielen in der Zukunft.  

 
Mit den Familienmitgliedern kommen ande-
re Figuren ins Spiel: Soldaten der verschie-
denen Besatzungsmächte, Mujaheddin, 
Taliban, Politiker, Entwicklungshelfer, 
Friedenskämpfer.  
Und immer wieder befreit sich wer aus dem 
Teufelskreis von Terror und Gegenterror, 
taucht inmitten des düsteren Geschehens 
eine Alternative auf, die Möglichkeit der 
friedlichen Lösung eines scheinbar unlösba-
ren Konflikts. Immer wieder gibt es auch 
Grund zur Bewunderung menschlicher 
Größe... und Gelegenheit zum Lachen. 

 

Gegen Krise und Krieg 
Sommerakademie 2009 des „Friedensratschlags“ 

17.-19. Juli in der Bildungsstätte „Reinhardswaldschule“ (Fuldatal, Nähe Kassel) 
Info: www.sommerakademie-frieden.de/ � 0151 - 51 66 34 95 

 
 

Attac München  
 

Friedensrisiko NATO? Attac trifft die Münchner Sicherheitskonferenz 
= Ein Streitgespräch über NATO, "Sicherheitskonferenz" und Kriege als Machtinstrument 

 

München, Freitag, 3.7.2009, 19:00 Uhr 
EineWeltHaus (Großer Saal), Schwanthalerstr. 80, U4/U5 Theresienwiese 

Eintritt frei, Spenden zur Deckung der Unkosten willkommen 
  

Seit Jahren beteiligt sich Attac an den Aktionen gegen die Münchner Sicherheitskonferenz und gegen die Politik der 
NATO. Jetzt lädt Attac München zwei hochrangige Vertreter der westlichen Sicherheits- und Außenpolitik  

zum Streitgespräch über Krieg als Instrument der Politik, das westliche Militärbündnis  
und die alljährliche "Munich Security Conference" ein. 

 
Es diskutieren: 

• Claudia Haydt, Referentin der "Informationsstelle Militarisierung" in Tübingen 
• Andreas Zumach, taz-Korrespondent in Genf und Autor des Buchs "Die kommenden Kriege" 

mit: 
• Botschafter Wolfgang Ischinger, Vorsitzender der Münchner Sicherheitskonferenz 

• Niels Annen, MdB, Mitglied des Auswärtigen Ausschusses und des SPD-Parteivorstands 
 

Als Diskussionsthemen sind u. a. vorgesehen: 
• Kriege als Instrument hegemonialer Politik 

• Dominanz des Westens als politische Doktrin 
• Rolle von Völkerrecht und UN in der aktuellen NATO-Strategie 

• Sicherheitskonzepte und die Rolle der Münchner Sicherheitskonferenz 
 

Moderation: Renate Börger 
   

Rückfragen und Informationen: Hagen Pfaff, presse@attac-m.org 
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G20 oder G192 
UNO-Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise  

24. – 26. Juni 
http://www.un.org/ga/econcrisissummit/ 

Diese UNO-Konferenz  ist das Ergebnis vielfältiger Initiativen und insbesondere des Präsidenten der Vollversammlung 
der UNO – Miguel d´Escoto Brockmann. Es ist ein Treffen der G192 statt der G20. Dieser leiseste Ansatz von Demokra-

tie wird von manchen westlichen Staaten mit Geringschätzung begegnet –und die meisten Medien schweigen. 
Wer sich informieren will, kann es unter anderem auf der Seite http://tendays.socialwatch.org : Eine 10tägige  

Versammlung einer Reihe von NGOs begleitete kritisch die UNO-Konferenz; die Rede von Miguel d´Escoto Brockmann 
– in englischer Sprache - auf der Eröffnungsveranstaltung ist unter http://tendays.socialwatch.org/?p=205 zu lesen. 

Die für diese Konferenz gebildete Kommission unter dem Vorsitz hat einen Bericht veröffentlicht, unter 
http://www.stiglitz-sen-fitoussi.fr/en/index.htm zu lesen. Die Eröffnungsrede von Miguel d´Escoto Brockmann findet man 

auf spanisch unter http://www.forumdesalternatives.org/ES/readarticle.php?article_id=22352. 
Die Abschlusserklärung steht unter http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/CONF.214/3&Lang=E 

Über Ergebnisse und Einschätzungen dieser UNO-Konferenz werden wir in der nächsten SiG berichten.  
Wir veröffentlichen hier nur eine Stellungnahme von Attac Frankreich und eine weitere von Attac Deutschland –mit 

anderen Akzenten -  und eine kurze Einschätzung von attac Deutschland 
 

Attac Frankreich zum Stiglitz-Bericht:  
Die UNO soll die Regulierung der Welt übernehmen  

 
Auf der UNO-Konferenz Ende Juni 2009  
sollen Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Krise, die die gesamte Welt in Mitleiden-
schaft zieht, besprochen werden. Eine 
Kommission unter der Leitung von Joseph 
Stiglitz (Nobelpreis für Wirtschaft) ist mit 
der Ausarbeitung von Vorschlägen beauf-
tragt worden; sie hat soeben ihre Ergebnisse 
und Empfehlungen veröffentlicht. 
 
Attac Frankreich begrüßt die Einberufung 
einer Konferenz der Vereinten Nationen zur 
Wirtschafts- und Finanzkrise und zu deren 
Auswirkungen auf die Entwicklung. Da-
durch wird vermieden, dass die reichen 
G20-Länder allein über die Zukunft der 
Welt beraten. 
Der Bericht der Stiglitz-Kommission, deren 
Vorschläge auf dieser Konferenz vorgestellt 
und diskutiert werden, analysiert zwar die 
globale Natur der Krise, zieht aber nur 
Maßnahmen im Finanzbereich in Betracht.  
Attac Frankreich weist erneut darauf hin, 
dass nur weit reichende Reformen, die die 
wirtschaftlichen, handelspolitischen, steuer-
lichen, ökologischen und sozialen Fragen 
behandeln, der Vermarktung der Welt ein 
Ende setzen können.  
 

Ein erster Schritt 
Attac ist der Auffassung, dass dieses Vor-
gehen der UNO zwei positive Aspekte be-
sitzt  
Die Uno befasst sich mit der Krise …  
Seit langem schon wird von der UNO er-
wartet, dass sie sich mit der Frage der Mittel 
zur Bekämpfung der Krise befasst, damit 
vermieden wird, dass die Antwort darauf 

den mächtigsten Regierungen oder interna-
tionalen Finanzinstituten überlassen wird, 
deren Verantwortung für das Aufkommen 
der Krise überdeutlich ist. Die Maßnahmen, 
die auf den im Herbst 2008 und im Frühjahr 
2009 abgehaltenen G20-Gipfeln beschlos-
sen wurden, waren nicht nur lächerlich - 
deren Umsetzung wurde obendrein denjeni-
gen anvertraut, die das ganze Unglück ver-
ursacht hatten. Der Ernst der Lage erklärt 
sicherlich das Interesse der UNO für die 
Koordination von politischen Maßnahmen 
zur Vermeidung eines solchen Desasters, 
und sie ist die einzige Einrichtung mit einer 
demokratischen Legitimität auf der Grund-
lage einer Charta und der Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte. Doch üben die 
Regierungen der großen Mächte bereits 
starken Druck aus, damit die nächste UNO-
Konferenz wenig Beachtung findet.   
 
… und nimmt den globalen und mehrdi-
mensionalen Charakter dieser Krise 
wahr  
Der zweite positive Aspekt des Verfahrens 
der UNO betrifft ihre Diagnose der Krise. 
Es handelt sich um eine globale Krise, da 
sie ausnahmslos jede Gesellschaft betrifft 
und mehrere Dimensionen aufweist: finan-
zielle, wirtschaftliche, soziale und ökologi-
sche. Die Analysen der Bewegung für eine 
Andere Welt, die lange mit Herablassung 
oder Gleichgültigkeit behandelt wurden, 
werden bestätigt. Der beträchtliche Anstieg 
der Ungleichheiten, die Arbeitslosigkeit, der 
übersteigerte Wettbewerb, die verhängnis-
vollen Freihandelsabkommen usw. werden 
endlich eingestanden.  

Die Stiglitz-Kommission:  
ein allzu beschränktes Mandat und 

allzu zaghafte Vorschläge 
Die durch das Vorgehen der UNO geweckte 
Hoffnung wird dennoch durch die enorme 
Kluft zwischen der Diagnose einer globalen 
Krise und dem Umfang der vorgeschlage-
nen Maßnahmen gedämpft, die meistens 
bloß auf die Finanzmärkte begrenzt bleiben, 
ohne dass die Zusammenhänge zwischen 
dem finanziellen Anteil der Krise und ihren 
übrigen Aspekten ausgesprochen werden. 
Wenn die Welt wirklich eine systemische 
Krise durchlebt, dann müssen die Lösungen 
auch auf dieser Ebene gesucht werden. 
Bedauerlicherweise beschränkt sich das 
Mandat, mit dem die Kommission betraut 
wurde, nur auf die Reform des internationa-
len Währungssystems.  
 

Der IWF wird weiterhin  
nicht kontrolliert 

Die Kommission Stiglitz schlägt vor, mit 
den deregulierten Finanzmärkten aufzuräu-
men, die Mittel des IWF zu verstärken und 
unter Verweis auf die Sonderziehungsrechte 
eine internationale Währung einzuführen. 
Aber nicht in Betracht gezogen wird die 
Möglichkeit einer Rückkehr des IWF unter 
die Kontrolle der UNO, um zu vermeiden, 
dass dieser den armen Ländern weiterhin 
Strukturanpassungspläne verordnet. 
 

Die Ungleichheiten wirklich abbauen 
Sich die Verschärfung der Ungleichheiten 
vor Augen führen ist eine Sache, ihre Til-
gung vorzuschlagen wäre aber als nächster 
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Schritt bitter nötig. Die Bereicherung der 
Reichen und die Verarmung der Armen 
gehören erwiesenermaßen zu den wichtigs-
ten Faktoren, die den Ausbruch der Krise 
herbeigeführt haben.  
Das lässt sich im sozialen Bereich genauso 
wie in der Ökologie nachweisen. Die ersten 
Opfer der ökologischen Krise, der Verknap-
pung der Ressourcen und der globalen Er-
deerwärmung sind und werden die Ärmsten 
auf der Welt sein. 
Die UNO sollte sich also nicht nur mit der 
eindringlichen Forderung nach öffentlicher 
Hilfe begnügen, sie sollte alle Entschei-
dungsträger dazu bringen, den kostenlosen 
Zugang zum Wissen und zu den Technolo-
gien als unumgängliche Voraussetzung 
einer echten Entwicklung anzuerkennen.   
 

Eine doppeldeutige Positionierung  
gegenüber der Liberalisierung  

der Finanzmärkte 
Die Stiglitz-Kommission bringt zwar Kritik 
am Freihandel an, warnt aber in einer selt-
samen Gegenbewegung vor protektionisti-
scher Politik. Man kann sowohl ein verall-
gemeinerter Freihandel als auch ein absolu-
ter Protektionismus als unmöglich halten - 
aber das Recht eines jeden Landes, die 
eigenen Arbeiter vor dem Sozialdumping zu 
schützen, ist genauso zu bekräftigen wie das 
Recht auf Lebensmittelsouveränität.  
Eine Reform des internationalen Währungs- 
und Finanzsystems ist erforderlich, aber sie 
wird nur dann eine tatsächliche Tragweite 
haben, wenn gleichzeitig der Kapitalverkehr 
streng kontrolliert wird, wenn die Welthan-
delsorganisation (WTO) zur Respektierung 
der Menschenrechte und nicht zur Einhal-
tung des Wettbewerbsrechts verpflichtet 
wird, und wenn eine echte Weltumwelt-

schutzorganisation eingerichtet wird, anstatt 
zu abwarten, bis die Erdtemperatur über den 
Markt der Verschmutzungsrechte gesenkt 
wird… 
 

Globale Steuern und globale öffentliche 
Güter, um der Vermarktung der Welt 

Einhalt zu gebieten 
Die sozialen und ökologischen Zerstörungen 
haben ihre Ursache im Prozess der totalen 
Vermarktung, der von den transnationalen 
Unternehmen, den Finanzinstituten, den 
multilateralen Einrichtungen, bestimmten 
regionalen Körperschaften wie der Europäi-
schen Union, den hauptsächlichsten Regie-
rungen und zahllosen privaten Lobbys be-
trieben wird. Die UNO und die Gesamtheit 
der Mitgliedstaaten tragen die Verantwor-
tung für das Ergreifen spürbarer Initiativen, 
um den eigentlichen Ursachen der Krise 
beizukommen.  
In dieser Hinsicht ist die offizielle Anerken-
nung des Bestehens von globalen öffentli-
chen Gütern der Menschheit ein grundle-
gendes Anliegen zu Beginn dieses 21. Jahr-
hunderts. Es geht um das Zugangsrecht aller 
Menschen zur Bildung, zur Kultur, zur 
medizinischen Behandlung, zum Trinkwas-
ser und zum Boden, um sich zu ernähren.   
Die Gewährleistung dieses Zugangsrechts 
geht insbesondere über die Erhebung globa-
ler Steuern. Diese haben eine zweifache 
Bedeutung: Zunächst können dadurch die 
erforderlichen Mittel zusammengebracht 
werden. Außerdem besitzen sie eine starke 
symbolische und politische Tragweite: sie 
bedeuten aller Welt, dass die Vergesell-
schaftung eines Teils der von den menschli-
chen Gesellschaften erzeugten Reichtümer 
und der Schutz der natürlichen Ressourcen 
legitim sind. 

Für eine neue Architektur von Weltwirt-
schaft und Weltfinanzstrukturen 

Attac unterstützt sämtliche Anstrengungen, 
die unternommen werden, um weltweit die 
Politik unter der Leitung einer demokrati-
sierten UNO zu koordinieren. Das Vorha-
ben, einen Weltwirtschaftsrat zu schaffen ist 
viel versprechend, vorausgesetzt, jedes Land 
ist dort vertreten und er ist kein Doppelgän-
ger des G20.  
Schließlich kann nur die zusammenhängen-
de Gestaltung tief greifender Reformen der 
Finanzstrukturen, des internationalen Steu-
ersystems, der Aufteilung der Reichtümer, 
der ökologischen Regulierung, der Ent-
scheidungsinstanzen in den Unternehmen 
dem globalen Charakter der Krise gerecht 
werden. Wir gehen davon aus, dass die 
Wahrnehmung in der UNO über die globale 
Dimension der Krise sich in dem Maße 
verstärken wird, wie sich weltweit die Men-
schen in diesem Sinne engagieren.  
 
17.6.2009 
http://www.france.attac.org/spip.php?article10098 
 
Aus dem Französischen von Angelika Gross, 
ehrenamtliche Übersetzerin coorditrad 
 
 
 
 
Auszüge aus der Konferenz von Attac-
Frankreich in Paris am 15. Juni über die 
UNO-Konferenz und den Stiglitz-Bericht (mit 
Beiträgen von Gus Massiah, Jean-Marie 
Harribey und François Houtart): 
http://www.france.attac.org/spip.php?article10125 
 
Weitere Berichte von Attac Frankreich: 
http://www.france.attac.org/spip.php?rubrique1142 

 
Attac Deutschland fordert, Vorschläge der Stiglitz-Kommission umzusetzen 

 
Frankfurt am Main, 14.06.09 
Das globalisierungskritische Netzwerk 
Attac hat die Bundesregierung aufgefordert, 
ihre Blockadepolitik gegenüber dem Finanz- 
und Wirtschaftsgipfel der Vereinten Natio-
nen (UNO) aufzugeben und einen konstruk-
tiven Beitrag zu seinem Gelingen zu leisten. 
"Die Regierungen der Industrieländer sehen 
offenbar bessere Chancen, ihre egoistischen 
Interessen mit der G20 durchzusetzen, als 
innerhalb wirklich demokratischer Struktu-
ren, die alle 192 Länder der UNO gleichbe-
rechtigt an Entscheidungen beteiligen", 
stellte Kerstin Sack vom bundesweiten 
Attac-Koordinierungskreis fest.  
 
Attac setzt sich dafür ein, die Vorschläge 
der so genannten Stiglitz-Kommission zu 
übernehmen, die konkrete Regulierungen 
für die Finanzmärkte und einen demokrati-
schen Umbau der globalen Finanzarchitek-
tur unter dem Dach der UNO vorsieht. 
 

Die auf Drängen der Entwicklungsländer 
anberaumte UNO-Konferenz ist für den 24. 
bis 26. Juni in New York geplant. Bereits im 
Vorfeld des Treffens gibt es heftige Kon-
flikte um den Entwurf für eine Abschlusser-
klärung, der auf den Empfehlungen der 
Stiglitz-Kommission beruht. Die Auseinan-
dersetzungen haben bereits zu einer Ver-
schiebung der Konferenz geführt. Die UNO-
Mitglieder sind nun aufgefordert, noch in 
der kommenden Woche einen Konsens für 
die Abschlusserklärung zu finden. Doch 
vieles deutet darauf hin, dass die Industrie-
nationen den Verhandlungsprozess weiter-
hin verschleppen werden. 
 
Die Bundesregierung blockiert den Gipfel 
vor allem durch Missachtung. So soll statt 
Bundeskanzlerin Angela Merkel Entwick-
lungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul 
die Bundesregierung in New York vertreten. 
"Offenbar geht es den Regierungen der 
reichen Länder vor allem darum, viele laute 

Töne von sich zu geben, um dann still und 
leise die Finanzmärkte wieder sich selbst 
überlassen. Dieses Spiel lässt sich natürlich 
eher mit der G20 durchsetzen als mit einer 
reformierten UNO, die auch Sozial- und 
Umweltkriterien mit einbezieht", sagte Ro-
land Süß, ebenfalls Mitglied im Attac-
Koordinierungskreis. Am meisten zu leiden 
unter einem "Weiter so" hätten die armen 
oder fast bankrotten Länder. 
Attac setzt sich für eine Aufwertung der 
Vereinten Nationen ein, die Schluss macht 
mit den undemokratischen Strukturen von 
G7 bis G20 und alle 192 Länder der UNO 
an Entscheidungen beteiligt. Attac unter-
stützt die "UNPA Campaign", eine interna-
tionale Kampagne für die Einrichtung eines 
Parlaments bei den Vereinten Nationen. 
 
http://www.attac.de/aktuell/presse/detailsicht/

datum/2009/06/14/bundesregierung-muss-
blockade-des-uno-finanzgipfels-
aufgeben/?cHash=5359506b19 
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Attac Deutschland:   Industrienationen verhindern substanzielle Ergebnisse 
 

Frankfurt am Main, 26.06.09 
 
Anlässlich des am heutigen Freitag en-
denden UN-Finanzgipfels fordert das 
globalisierungskritische Netzwerk Attac, 
den begonnenen Prozess fortzusetzen und 
die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 
zum Hauptthema der nächsten UN-
Generaldebatte ab dem 22. September zu 
machen. "In Folge der Blockadehaltung 
der Industrienationen sind die Ergebnisse 
des ersten UN-Finanzgipfels weitgehend 
enttäuschend und belanglos. Immerhin ist 
es den Regierungen der reichen Länder 
aber nicht gelungen, den Anspruch der 
von der Krise besonders betroffenen ar-
men Länder auf eine gleichberechtigte 
Mitsprache vollkommen zurückzuweisen 
und den begonnen Prozess endgültig 
abzuwürgen", sagte Kerstin Sack vom 
bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.  
 
Nun komme es darauf an, starken Druck 
von unten auf die Politiker der Industrie-
länder auszuüben, damit sie sich einer 

Stärkung der Rolle der Vereinten Natio-
nen nicht weiter entgegen stellen und 
endlich die nötigen Konsequenzen aus der 
von ihnen maßgeblich mit verschuldeten 
Krise ziehen. Attac wird im Vorfeld des 
G20-Gipfels am 24. und 25. September in 
Pittsburgh zu Protesttagen aufrufen und 
für eine globale Bewältigung der Krise im 
Interesse aller Menschen mobilisieren.  
 
Die Industrieländer haben zahlreiche 
Vorschläge, die eine Expertenkommission 
unter Vorsitz des Nobelpreisträgers Jo-
seph Stiglitz gemacht hatte, beim UN-
Finanzgipfel abgelehnt.  
So wurde unter anderem statt eines Welt-
wirtschaftsrats lediglich eine Arbeits-
gruppe der Generalversammlung und ein 
Expertenpanel beschlossen, das dem 
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen zugeordnet werden soll.  
Auch die Schaffung einer neutralen Re-
servewährung, die den Dollar ersetzen 
soll, wurde von den Industrieländern 
abgelehnt. Zumindest aber setzten die 

Länder des Südens in der Grundsatzerklä-
rung des Gipfels den Appell durch, die 
Wirtschafts- und Finanzkrise sowie ihre 
Folgen für die Entwicklung der ärmeren 
Länder zum Hauptthema der nächsten 
UN-Vollversammlung zu machen.  
 
Kerstin Sack: "Wir erwarten, dass Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und Bundes-
finanzminister Peer Steinbrück an der 
geplanten UN-Generaldebatte persönlich 
teilnehmen und dort konstruktiv zu einer 
globalen Lösung der Krise beitragen." 
Die Bundesregierung müsse aufhören, die 
Rolle der UNO bei der Lösung der Krise 
durch gezieltes "Downgrading" zu schwä-
chen. Weder die G20 noch die von den 
Industrienationen beherrschten Institutio-
nen IWF und Weltbank seien legitimiert, 
Entscheidungen für die ganze Welt zu 
treffen.  
 
http://www.attac.de/aktuell/presse/detail-
sicht/?tx_ttnews[tt_news]=3037/ 

 
Berichte über die UNO-Konferenz: 

http://tendays.socialwatch.org,  
http://www.tni.org/detail_page.phtml?&&act_id=19624,        

 http://www.choike.org/2009/eng/informes/7510.html 
Le sommet de l’ONU sur la crise économique, http://www.forumdesalternatives.org/FR/readarticle.php?article_id=5797 

 

 
Rainer Falk (WEED) über die UNO-Konferenz: 

 
Der gefundene Kompromisstext belegt 
„sowohl die Bedeutung der Vereinten 
Nationen als ein Forum, das alle Regie-
rungen einschließt, als auch die Schwie-
rigkeit, einen starken Konsens zu errei-
chen“. 
 
Auf dem zentralen Feld der Re-
Regulierung der Finanzmärkte ist das 
Dokument mit konkreten Vorschlägen 
besonders sparsam (und überlässt damit 
faktisch den G20 das Feld). Eine verpass-
te Gelegenheit ist es auch, dass von der 
Notwendigkeit besonderer Stimulus-
Pakete für die Dritte Welt zwar die Rede 
ist, aber keine einzige konkrete Initiative 
ergriffen wird. Es bleibt vorerst bei den 
1,1 Billionen US-Dollar, die die G20 in 
London angekündigt haben und die 
selbstredend im Wesentlichen über die 
Bretton-Woods-Institutionen, vor allem 
über den IWF, aufgewickelt werden, in 

denen die Industrieländer das Sagen ha-
ben. Und auch in Bezug auf die anste-
henden Reformen bei IWF und Weltbank 
lässt das Resultat des UN-Gipfels neue 
Impulse vermissen. 
 
Und dennoch wurde auf diesem „Gipfel“, 
auf dem ja kaum ein Staats- und Regie-
rungschef anwesend war, der Anspruch 
der Vereinten Nationen, der G192, wie 
sie jetzt genannt werden, neu begründet 
und bekräftigt, in Wirtschafts- und Fi-
nanzfragen ein gewichtiges Wort mitzu-
reden.  
Die Ursachenanalyse, die das Abschluss-
dokument für die Krise gibt, ist weitrei-
chender als alles, was bislang „agreed 
language“ in der UNO war, geschweige 
denn in den Kommuniqués der G8 oder 
auch der G20 stand. (…)  
Am wichtigsten ist wohl, dass es gelun-
gen ist, einen Follow-Up-Mechanismus 

zu installieren und damit den Prozess der 
weiteren Bearbeitung des Konferenzthe-
mas offenzuhalten. Eine zentrale Bedeu-
tung wird hier der neuen Arbeitsgruppe 
der UN-Vollversammlung zukommen 
und der geplanten Expertenkommission, 
die nach dem Modell des UN-Panels zum 
Klimawandel die systemischen Risiken, 
die das herrschende Wirtschafts- und 
Finanzsystem produziert, beobachten und 
Vorschläge zu ihrer Eindämmung unter-
breiten soll.  
 
Das alles ist nicht allzu viel, aber es ist 
besser als nichts. Die UN haben mit die-
ser von den Medien weitgehend totge-
schwiegenen Konferenz einen Fuß in die 
Tür zu den Sälen bekommen, in denen 
über die zukünftigen Gestalt des globalen 
Wirtschafts- und Finanzsystem verhan-
delt wird. Nicht mehr, aber auch nicht 
weniger. 

 
http://baustellen-der-globalisierung.blogspot.com/2009/06/zum-ergebnis-des-un-finanzgipfels-ein.html 
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 Via Campesina 
Der G8- Landwirtschaftsgipfel ohne Landwirte/Landwirtinnen:  

Hunger und Armut im Vormarsch 
 

http://www.fao.org/es/ess/chartroom/chart.asp?image=img/charts/gfap/map18.gif 

(Treviso, 21. April 2009) Die Abschluss-
erklärung des ersten G8-
Landwirtschaftsgipfels, der am 20. April 
in Cison di Valmarino zu Ende ging, 
gesteht sein eigenes Scheitern in der Ver-
gangenheit ein und lässt eine Zukunft 
voller Widersprüche erahnen. Den G8-
Ländern wird es niemals gelingen, den 
Hunger in der Welt zu verringern, wenn 
sie Entscheidungen hinter geschlossenen 
Türen treffen, ohne die Hauptakteure der 
globalen Debatte über die Landwirtschaft 
einzubeziehen – die Millionen Bauern 
und Bäuerinnen, die für die Welternäh-
rung sorgen. 
Die Versicherung der G8, die Bauern 
müssten „die wichtigsten Akteure“ sein, 
klingt besonders falsch, wenn man weiß, 
dass das Treffen an diesem Wochenende 
extra dazu gedacht war, den Zugang der 
Bauernverbände zu begrenzen und deren 
Medienpräsenz zu reduzieren. Die Mit-
glieder der G8 hielten ihre Sitzung in 
einem abgelegenen Schloss in den Bergen 
ab, und der italienische Landwirtschafts-
minister verweigerte sich einem Treffen 
mit den italienischen und internationalen 
Vertretern der Organisationen der Zivil-
gesellschaft, die ihm ihre Ansichten dar-
legen wollten. 
 
Das Abschlussdokument der G8 ist ex-
trem widersprüchlich. Zwar wird darin die 
Rolle der Lebensmittelerzeuger sowie die 
Krise in den ländlichen Gebieten durch-
aus anerkannt, aber eine wirkliche Strate-

gie, die zur Überwindung dieser Krise 
führen könnte, wird nicht definiert. Einer-
seits wird in der Erklärung davon gespro-
chen, „die Landwirtschaft und die ländli-
che Entwicklung … durch die Stärkung 
der Rolle der Familien der Bauern und der 
kleinen Höfe sowie deren Zugang zu 
Grund und Boden“ in den Mittelpunkt 
nachhaltigen Wirtschaftswachstums zu 
stellen, andererseits wird der Abschluss 
der „Doha-Abkommen in ausgewogener, 
vollständiger und ehrgeiziger Art und 
Weise“ angestrebt. Nun sind diese beiden 
Politiken aber unvereinbar – die WTO hat 
gezeigt, dass die von ihr befürwortete 
Liberalisierung der Agrarmärkte und die 
Privatisierung der Naturressourcen katast-
rophale Auswirkungen auf die bäuerliche 
Landwirtschaft gehabt haben. Zudem 
unterstützt die G8-Erklärung den Vor-
schlag der Globalen Partnerschaft für 
Ernährung und Landwirtschaft und er-
kennt gleichzeitig die zentrale Rolle der 
FAO an – zwei unversöhnliche Positio-
nen. Die bestehenden Institutionen der 
Vereinten Nationen müssen im Mittel-
punkt der Lösung der gegenwärtigen 
Krise stehen, und nicht die von der Globa-
len Partnerschaft vertretene Weltbank und 
des IWF. 
 
Abgesehen vom Inhalt ihrer Erklärung 
haben die G8-Mitglieder zumindest etwas 
anerkannt, das seit vielen Jahren für den 
Rest der Welt überdeutlich ist: Die Welt 
hat in ihren in den Millenniums-

Entwicklungszielen formulierten Bemü-
hungen zur Halbierung der Anzahl der 
Hungernden bis 2015 kläglich versagt. 
Verantwortlich dafür ist genau diese G8-
Politik, die den Ländern des Südens über 
Jahrzehnte hinweg aufgezwungen wurde. 
 
Eine Politik, die wirklich darauf ausge-
richtet ist, die Bauern und Bäuerinnen und 
kleine landwirtschaftliche Betriebe  in den 
Mittelpunkt des Geschehens zu stellen, 
würde automatisch den freien Markt und 
die Globale Partnerschaft ablehnen und es 
den Staaten erlauben, das Recht ihrer 
Bürger, zu arbeiten und zu essen, zu 
schützen. Die Bauern und Bäuerinnen, die 
weltweit ungefähr die Hälfte der Werktä-
tigen stellen, sind die ersten, die an Hun-
ger und Unterernährung leiden. Dieses 
Wochenende haben sich die Vertreter der 
internationalen Bauernbewegung La Via 
Campesina in Treviso versammelt, um 
ihre Vorschläge zu Gehör zu bringen. 
 
Ihre Forderungen sind einfach: die Völker 
und Länder zu ermächtigen, ihre eigenen 
Agrarsysteme zu definieren und zu schüt-
zen ohne die anderen zu schädigen.  
Das Agrarmodell, das auf Export orien-
tiert ist, ist sowohl im Norden als auch im 
Süden in ein Modell zu verwandeln, das 
zur Grundlage eine lokale und nachhaltige 
Agrarproduktion, gestützt auf eine nach-
haltige bäuerliche Landwirtschaft hat. Auf 
einem Seminar der Italienischen Plattform 
für die Nahrungsmittelhoheit hat Ibrahim 
Coulibaly, der Präsident der Nationalen 
Koordination der Bauernverbände / Coor-
dination Nationale des Organisations 
Paysannes (CNOP) in Mali, sehr klar 
gesagt: „Afrika ist in der Lage, sich zu 
ernähren“ – „Es braucht keinerlei globale 
Landwirtschaftspolitiken, die ihm durch 
eine unrechtmäßige Gruppe reicher Län-
der aufgezwungen werden ... es ist nicht 
die Rolle der G8, über die internationale 
Landwirtschaftspolitik zu entscheiden!“ 
 
www.viacampesina.org 
Videos zum Thema: www.wsftv.net 
http://www.viacampesina.org/main_fr/ind
ex.php?option=com_content&task=view
&id=399&Itemid=1 
 
S. auch SiG 66  
Ernährungssouveränität! Jetzt! 
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Eric Toussaint und Damien Millet  
Warum gibt es im 21. Jahrhundert immer noch verbreitet  

Hungerkatastrophen und was ist dagegen zu tun? 
 
Wie erklärt sich die Tatsache, dass es im 
21. Jahrhundert noch immer Hungerka-
tastrophen gibt? Von 7 Personen auf die-
sem Planeten hungert eine ständig. 
Die Ursachen sind durchaus bekannt: die 
zutiefst ungerechte Verteilung vom 
Reichtum und eine kleine Minderheit von 
Großgrundbesitzern, die das Monopol auf 
Landbesitz hält. Laut der Nahrungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen FAO (1) litten 2008 963 
Millionen Menschen an Hunger. Parado-
xerweise leben diese Menschen zum gro-
ßen Teil in ländlichen Gebieten. Die 
meisten sind Bauern ohne Landbesitz 
oder mit zu wenig Land und nicht ausrei-
chenden Mitteln, um dieses effektiv zu 
kultivieren. 
 
Was verursachte die Ernährungskrise 
2007/2008? 
 
Es ist wichtig, zu betonen, dass die Zahl 
der Menschen, die an Hunger leiden, 
2007/2008 um 140 Millionen gestiegen 
ist. Dieser scharfe Anstieg war eine Folge 
der Explosion der Nahrungsmittelpreise 
(2): In mehreren Staaten stieg der Laden-
preis für Lebensmittel um 50% oder 
mehr. 
 
Woher dieser Anstieg?  
 
Um diese Frage zu beantworten, ist es 
wichtig, zu verstehen, was in den letzten 
drei Jahren passiert ist. Nur so können 
Alternativen - in Form einer entsprechen-
den Politik - umgesetzt werden. 
 
Einerseits verstärkten die staatlichen 
Behörden im Norden ihre Subventionen 
und Beihilfen für Agrarkraftstoffe (die oft 
fälschlicherweise als Biokraftstoffe be-
zeichnet werden, obwohl sie absolut nicht 
organisch sind). Plötzlich wurde es profi-
tabel, den Anbau von Pflanzen für die 
Ernährung durch Futterpflanzen und Öl-
pflanzen zu ersetzen oder einen Teil der 
Getreideproduktion (Weizen, Mais usw.) 
zur Herstellung von Kraftstoffen einzu-
setzen. 
 
Auf der anderen Seite platzte in Amerika 
die Immobilienblase. Dies hatte Konse-
quenzen für die ganze übrige Welt. Die 
großen Investoren verschoben den 
Schwerpunkt ihrer Spekulationen von 
Rentenfonds, Investmentbanken, Hedge-

fonds usw. auf die Börsenmärkte, auf 
denen Verträge für die Preise künftiger 
Lebensmittel ausgehandelt werden (in den 
USA gibt es drei solcher Börsen - in Chi-
cago, Kansas City und Minneapolis). Aus 
diesem Grund ist es dringlich geboten, 
dass Bürger aktiv werden, um die Speku-
lation auf Nahrungsmittelpreise gesetzlich 
verbieten zu lassen. Obgleich die Speku-
lationen auf eine Preiserhöhung der Le-
bensmittel Mitte 2008 zu Ende ging und 
die Preise an den Zukunftsmärkte in den 
Keller schlossen, folgten die Preise für 
Lebensmittel in den Läden diesem Trend 
nicht.  
Die meisten Menschen auf der Welt ver-
fügen über ein sehr geringes Einkommen. 
Sie leiden bis heute unter den dramati-
schen Folgen des Anstieges der Lebens-
mittelpreise 2007/2008. Für 2009/2010 
wird weltweit mit mehreren zehn Millio-
nen Entlassungen gerechnet - was die 
Situation zusätzlich verschärfen wird. Um 
dieser Situation etwas entgegenzusetzen, 
müssen staatliche Stellen die Nahrungs-
mittelpreise kontrollieren, mit dem Ziel, 
diese herabzusetzen. 
Im April 2009 teilte die FAO den G8-
Staaten mit, es sei zu erwarten, dass die 
Zahl der chronisch Hungernden in diesem 
Jahr um zwischen 75 und 100 Millionen 
steigen werde. Die Gesamtzahl der Hun-
gernden wird sich damit auf mehr als 1 
Milliarde erhöhen.  
 
Noch - zumindest im Augenblick - hängt 
die zunehmende globale Hungersnot nicht 
mit dem Klimawandel zusammen, aber 
künftig wird auch dieser Faktor negative 
Auswirkungen auf die Produktion in be-
stimmten, vor allem subtropischen und 
tropischen, Weltregionen haben. Man 
nimmt an, dass die Produktion in den 
gemäßigten Zonen weniger betroffen sein 
wird. Die Lösung wären radikale Schritte 
zur schnellen Reduzierung der Treibhaus-
gasemissionen. (Das Internationale Kli-
magremium IPPC (3) schlägt eine Redu-
zierung um 80% in den meisten Industrie-
ländern und 20% in den übrigen Staaten 
vor). 
 
Ist es möglich, den Hunger  
zu eliminieren? 
 
Das ist durchaus möglich. Die grundle-
gende Lösung, um dieses lebenswichtige 
Ziel zu erreichen, wäre eine Politik, die 

Nahrungsmittelsouveränität und Agrarre-
formen schafft. Das heißt, die Bevölke-
rungen sollten über eine lokale Produkti-
on versorgt werden. Importe und Exporte 
sind zu begrenzen. 
Nahrungsmittelsouveränität muss im 
Zentrum der politischen Entscheidungen 
von Regierungen stehen. Regierungen 
sollten ihren Schwerpunkt auf bäuerliche 
Familienbetriebe legen, die sich auf den 
Anbau biologischer (organischer) Nah-
rungsmittel ausrichten. Das würde auch 
zu einer guten Nahrungsqualität für die 
Menschen führen: ohne genmanipulierten 
Pflanzen, Pestizide, Herbizide oder che-
mischen Dünger.  
Für dieses Ziel müssten über 3 Milliarden 
Bauern ausreichend mit Land versorgt 
werden, auf dem sie arbeiten können. Das 
würde bedeuten, diese Bauern arbeiten für 
sich selbst und nicht mehr, um den Reich-
tum von Großgrundbesitzern, multinatio-
nalen Agrounternehmen und großen Le-
bensmittelketten zu vermehren. Staatliche 
Hilfen sollten bereitgestellt werden, die es 
den Bauern ermöglichen, ihr Land zu 
kultivieren, ohne es zu schädigen. 
Um dies zu erreichen, braucht es eine 
Agrarreform – diese wäre dringend nötig 
in Brasilien, Bolivien, Paraguay, Peru, in 
Asien oder bestimmten afrikanischen 
Staaten. Diese Agrarreformen müssten 
das Land neu verteilen, privaten Groß-
grundbesitz verbieten und öffentliche 
Hilfen für Bauern bereitstellen. 
 
Es gilt zu betonen, dass der Internationale 
Währungsfonds (IWF) und die Weltbank 
einen Großteil der Verantwortung für die 
Nahrungsmittelkrise tragen.  
• Diese Institutionen rieten den Regie-
rungen des (globalen) Südens, keine Ge-
treidesilos mehr anzulegen, mit denen der 
heimische Markt versorgt wurde, wenn es 
zu Mangel oder massiven Preisanstiegen 
kam.  
• Die Weltbank und der IWF regten die 
Regierungen des Südens zudem dazu an, 
die öffentlichen Kreditanstalten für Bau-
ern zu schließen. Das trieb die Bauern in 
die Hände von privaten Kreditgebern 
(meistens große Kaufleute) oder Privat-
banken, die exorbitante Zinsen verlangen. 
Dadurch haben sich viele Kleinbauern in 
Indien, Nicaragua, Mexiko, Ägypten und 
in Ländern der afrikanischen Subsahara-
Zone hoch verschuldet. In Indien nahmen 
sich im Verlauf des letzten Jahrzehnts 150 
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000 Bauern das Leben. Offizielle Studien 
belegen, dass hohe Verschuldung die 
Hauptursache für diese Selbstmorde war. 
In Indien hatte die Weltbank die Behör-
den erfolgreich davon überzeugt, öffentli-
che Kreditanstalten für Bauern zu schlie-
ßen.  
• Damit nicht genug: In den letzten 40 
Jahren zwangen Weltbank und IWF die 
Staaten der tropischen Regionen, den 
Anbau von Weizen, Reis und Mais zu 
reduzieren und diese Pflanzen durch Ex-
portpflanzen zu ersetzen (Kakao, Kaffee, 
Tee, Bananen, Erdnüsse, Blumen usw.). 
• Die Krönung ihrer Anstrengungen für 
Big Agro und die größten Getreideex-
portnationen (USA, Kanada und Westeu-
ropa - in dieser Reihenfolge) war, dass 
diese Institutionen Regierungen dazu 
gedrängt haben, ihre Grenzen für Le-
bensmittelimporte (die von den massiven 
Regierungssubventionen im Norden profi-
tierten) zu öffnen. Auf diese Weise gin-
gen im Süden viele Bauern bankrot. Der 
wichtige Anbau von Nahrungsmitteln für 
den eigenen lokalen Verbrauch ging zu-
rück. 
 
Fassen wir zusammen:  
 
Es muss Nahrungsmittelsicherheit ge-
schaffen werden, und Agrarreformen 
müssen umgesetzt werden.  
Die Produktion industrieller Agrarkraft-
stoffe muss aufgegeben werden und die 
öffentliche Subventionierung für die Pro-
duzenten dieser Pflanzen gestrichen.  
Im (globalen) Süden müssen wieder öf-
fentliche Nahrungsmittelreserven aufge-
baut werden (vor allem in Form von Reis, 
Weizen, Mais usw.).  
Öffentliche Kreditanstalten für die Bauern 
müssen wiedereingeführt werden und die 
Lebensmittelpreise müssen reguliert wer-
den. Es ist sicherzustellen, dass Menschen 
mit geringem Einkommen Zugang zu 
qualitativ hochwertiger Nahrung zu nied-
rigen Preisen haben.  
Der Staat muss garantieren, dass kleine 
Landwirte ihre Waren zu einem Preis 
verkaufen können, der zu einer merkli-
chen Verbesserung ihrer Lebenssituation 
beiträgt. Die staatlichen Institutionen 
müssen in ländlichen Gebieten öffentliche 
Dienstleistungen (in den Bereichen 'Ge-
sundheit', 'Bildung', 'Kultur') sowie öf-
fentliche Samen-"Banken" usw. bereit-
stellen.  
Der Staat ist durchaus in der Lage, gleich-
zeitig für subventionierte Lebensmittel-
preise für Konsumenten und für Waren-
preise, die den Kleinproduzenten ein 
adäquates Einkommen bieten, zu sorgen. 
 
 

Ist der Kampf gegen den Hunger nicht 
Teil eines viel größeren Kampfes? 
 
Man kann nicht erwarten, den Hunger 
wirklich zu bekämpfen, wenn man die 
grundlegenden Ursachen für die aktuelle 
Situation nicht bekämpft. Verschuldung 
ist eine davon. Das Theater und die Publi-
city um dieses Thema bei den G8- und 
G20-Gipfeln in den vergangenen Jahren 
konnten nicht verhehlen, dass es dieses 
Problem nach wie vor gibt. Die aktuelle 
globale Krise verschärft die Situation in 
den 'Entwicklungsländern'. Der Süden 
sieht sich mit den Kosten der Verschul-
dung konfrontiert, während am Horizont 
neue Schulden drohen. Die Verschuldung 
hat dazu geführt, dass die Menschen des 
Südens - wie reich an menschlichen Res-
sourcen und Naturressourcen sie auch 
sein mögen -, insgesamt verarmen. Ver-
schuldung ist organisierte Plünderung. Sie 
ist dringend zu stoppen. 
Der teuflische Schuldenmechanismus ist 
im Grunde das Haupthindernis, wenn es 
darum geht, die Grundbedürfnisse der 
Menschen zu befriedigen. Zu diesen Be-
dürfnissen zählt auch das Recht auf an-
ständige Nahrung. Es besteht kein Zwei-
fel: Die grundlegenden Bedürfnisse der 
Menschen gehen über alle anderen Erwä-
gungen - seien es geopolitische oder fi-
nanzielle. Moralisch gesehen ist das Recht 
der Gläubiger, der Privatanleger und 
Spekulanten als gering zu bewerten, ver-
glichen mit dem fundamentalen Recht 
von 6 Milliarden Menschen, die im Rä-
derwerk der Verschuldung zerrieben 
werden. 
Es ist unmoralisch, von Ländern, die 
durch eine globale Krise verarmen, für die 
sie in keinster Weise verantwortlich sind, 
zu verlangen, einen Großteil ihrer Res-
sourcen darauf zu verwenden, die reichen 
Gläubiger (ob aus dem Süden oder dem 
Norden) auszuzahlen, anstatt eigene, 
grundlegende Bedürfnisse zu befriedigen. 
Die unmoralische Natur der Verschuldung 
hängt zudem oftmals damit zusammen, 
dass Verträge mit undemokratischen 
Regimen eingegangen wurden, die das 
Geld, das sie erhielten, nicht im Interesse 
ihrer Bevölkerung verwendeten, sondern 
den Großteil für sich selbst. Sie taten es 
mit dem stillschweigenden oder aktiven 
Einverständnis der Staaten des Nordens, 
der Weltbank und des IWF. Die Kredit-
geber in den meisten Industrieländern 
vergaben Kredite, obwohl sie sich völlig 
im Klaren waren, dass es sich häufig um 
korrupte Regime handelte. Nun verlangen 
sie von den Völkern dieser Länder, die 
unmoralischen und illegalen Schulden 
zurückzuzahlen. 
 

Zusammengefasst ist zu sagen, dass 
Verschuldung der wesentliche Mecha-
nismus ist, mit dem der Kolonialismus 
der neuen Art operiert. Leidtragende 
sind die Menschen.  
Zu diesem Mechanismus kommen die 
historischen Verbrechen der reichen Län-
der hinzu: Sklaverei, Auslöschung indi-
gener Populationen, koloniale Unterdrü-
ckung, Plünderung von Rohstoffen, der 
Biodiversität und des Wissens der Bauern 
(durch die Patentierung landwirtschaftli-
cher Anbauprodukte des Südens, siehe 
Basmati-Reis) zum Profit der multinatio-
nalen Agrokonzerne des Nordens. Ge-
plündert werden auch kulturelle Werte. 
Kluge Köpfe wandern ab (brain drain) 
usw.. Zur Durchsetzung der Gerechtigkeit 
wird es Zeit, diese Herrschaftslogik durch 
eine Logik der Neuverteilung von Reich-
tum zu ersetzen. 
 
Die G8, der IWF, die Weltbank und der 
Paris Club stülpen uns ihre eigene Wahr-
heit und ihre eigene „Gerechtigkeit“ über. 
Sie sind Richter und Partei zugleich. An-
gesichts der Krise hat die G20 die Zügel 
in die Hand genommen und den diskredi-
tierten IWF ins Zentrum des politischen 
und ökonomischen Spielfeldes gestellt. 
Wir müssen jene Ungerechtigkeit been-
den, von der die Unterdrücker, im Norden 
und im Süden, profitieren. 
 
 (1) United Nations Food and Agriculture 
Organization www.fao.org 
(2) Siehe den Artikel von 2008: "Why a world 
food crisis? (yet again)'"von Eric Toussaint 
und Damien Millet 
http://www.cadtm.org/spip.php?article3714 
und Eric Toussaints Artikel "Getting to the 
root cause of the food crisis" 
http://www.cadtm.org/spip.php?article3865 
(3) IPCC: International Panel on Climate 
Change www.ipcc.ch/languages/french.htm 
 
Damien Millet  ist Sprecher vom CADTM 
(Komitee für die Abschaffung der Schulden 
in der 'Dritten Welt'), Abteilung Frankreich. 
Millet ist Mathematiker und Autor mehrerer 
Bücher zum Thema. 
Eric Toussaint ist der Präsident vom 
CADTM, Abteilung Belgien. Toussaint ist 
Doktor der Politikwissenschaft und Autor 
mehrerer Bücher. 
 
The Debt in Figures 
http://www.cadtm.org/IMG/pdf/DEF_Figur
es_relating_to_the_Debt_Vademecum_2009
_FEB_2009.pdf 
 
 
Originalartikel: 
http://www.cadtm.org/spip.php?article4336 
Übersetzt von: Andrea Noll; Änderungen 
der SiG-Redaktion 
11.05.2008 — ZNet 



---------------------------------------------------    Sand im Getriebe Nr. 74       Seite 26     ------------------------------------------------- 

 Boliviens Präsident Evo Morales  

Die Revolution ist auf gutem Weg 
• 

In vielen Teilen der Welt werden große 
Erwartungen in die neue US-Regierung von 
Barack Obama gesetzt. Gegenüber Vene-
zuela und Bolivien hat Außenministerin 
Hillary Clinton vor dem Kongress bereits 
ein energischeres Vorgehen angekündigt. 
Beunruhigt Sie das? 
Wir wollen sehen, wie sich das in der Praxis 
entwickelt. Wir haben mit Venezuela und 
Kuba gemeinsam, dass wir nicht der Hinter-
hof der USA sein wollen. Auch andere 
Nachbarn sehen das so. Darüber hinaus 
handelt es sich nicht darum, Entwicklungs-
modelle zu importieren und zu kopieren. 
Jedes Land hat seine eigenen Bedingungen, 
auf die die Politik abgestimmt werden muss. 
Kuba als tropische Insel und Bolivien als 
Andenland mit vielen unterschiedlichen 
Völkern. 
 
• Die neue Verfassung trägt dem zum ersten 
Mal Rechnung. 
Ja. Die Verfassung erkennt den plurinatio-
nalen Charakter an. Gleichzeitig verlangt sie 
eine Entkolonisierung und ist ein Bekennt-
nis gegen den Neoliberalismus: Quechua, 
Aymara, Guaranies, Mestizos, Weiße, Afro-
bolivianer – alle haben gleiche Rechte. Wir 
wissen, dass dies noch keine Realität ist, 
sondern ein Prozess, aber wir arbeiten dar-
an. Autonomien für die Departamentos, auf 
regionaler Ebene, auf Ebene der Gemeinden 
und der indigenen Gemeinschaften werden 
eine Dezentralisierung des Staates ermögli-
chen, eine Emanzipation und mehr Demo-
kratie von unten. Grundbedürfnisse werden 
als Grundrechte festgeschrieben: Wasser, 
Elektrizität und andere. Sie können laut der 
neuen Verfassung nicht privatisiert werden. 
Für die Nutzung unserer Bodenschätze 
suchen wir ausländische Partner, aber wir 
dulden keine Fremdbestimmung mehr. Die 
Nationalisierung der Öl- und Gasressourcen 
im Mai 2006 hat es erlaubt, dass wir zum 
ersten Mal seit vielen Jahren eine positive 
Handelsbilanz haben. Im letzten Jahr sind 
die Devisenreserven auf mehr als acht Mil-
liarden US-Dollar angewachsen. Das mag in 
Europa wenig erscheinen, aber in einem 
armen Land wie Bolivien ist das ein gutes 
Ergebnis und erlaubt uns eine Steigerung 
der öffentlichen Investitionen. 
 
• Auch Kuba und Venezuela leisten tatkräf-
tige Unterstützung ... 
Allerdings. Dank der Hilfe Venezuelas und 
Kubas konnten wir den Analphabetismus in 
unserem Land ausrotten. Wir verbessern das 
Gesundheitssystem und streben an, dass es 
in jeder Gemeinde ein bis zwei Ambulanzen 
gibt. Wir sind ein armes Agrarland. Aber 
ein großer Teil des Bodens liegt brach. 
Einige reiche Familien nutzen ihn zur Spe-
kulation und haben ihn sich zum Teil auch 

illegal angeeignet. Unsere neue Verfassung 
schützt auch das Privateigentum. Aber ille-
gal erworbenes Land muss zurückgegeben 
werden und das Land muss eine wirtschaft-
liche und soziale Funktion haben. Wir ha-
ben Staatsland an Landlose und indigene 
Gemeinschaften verteilt. Die Obergrenze für 
Großgrundbesitz liegt bei 5000 Hektar – 80 
Prozent der Wähler haben das so bestimmt! 
Und erstmals gibt es Besitztitel für Frauen. 
 
• Ist es denn mit einer Umverteilung getan? 
Natürlich nicht. Wir müssen auch die Pro-
duktivität steigern. Wir haben eine staatliche 
Entwicklungsbank zur Förderung von 
Kleinbauern gegründet. Mit Programmen 
zur Mechanisierung der Landwirtschaft 
haben wir erreicht, dass es heute fast in 
jeder unserer 324 Gemeinden drei Traktoren 
gibt – nicht wirklich in jeder, aber im 
Durchschnitt. 
 
• Aber es gibt Widerstände! Im letzten Sep-
tember stand Bolivien vor einem Putsch. 
Wir haben es »Zivilputsch« genannt. Es gibt 
Leute, die gewohnt waren, Privilegien zu 
genießen, die sich gegen diesen Prozess des 
Wandels und der Emanzipation sträuben, 
die ihre Privilegien verteidigen. Sie werden 
sich nicht durchsetzen. Wir haben alle Wah-
len seit meiner Wahl im Dezember 2005 mit 
absoluter Mehrheit gewonnen, damals mit 
fast 54 Prozent; die Wahlen zur verfas-
sungsgebenden Versammlung mit über 51 
Prozent. Beim Abwahlreferendum vom 
August 2008 wurden ich und mein Vizeprä-
sident Alvaro García Linera mit 67 Prozent 
der Stimmen bestätigt und die neue Verfas-
sung wurde in der Volksabstimmung vom 
25. Januar mit 61 Prozent der Stimmen 
angenommen. Wir haben noch viel Arbeit 
vor uns, aber die alten Eliten werden sich 
gegen diese demokratische Revolution nicht 
durchsetzen. 
 
• Eine sehr optimistische Sicht! 
Natürlich kann man die Schäden, die 500 
Jahre Kolonialismus und 25 Jahre Neolibe-
ralismus angerichtet haben, nicht in drei 
Jahren beseitigen. Es bleibt noch viel zu tun. 
Natürlich haben auch wir mit Missständen 
und Problemen zu kämpfen. Es gibt noch 
immer Korruption. Aber unsere demokrati-
sche Revolution ist auf gutem Weg! 
 
• Sie fordern dabei auch eine Neubewertung 
des Kokablatts. Mit welchen Argumenten? 
Koka ist nicht Kokain! Das Kokablatt hat 
eine jahrtausendelange Tradition in unserem 
Volk. Man benutzt es zum Kauen, zu spiri-
tuellen Zwecken, Koka ist ein Heilmittel in 
unserer traditionellen Medizin. Man kann es 
nicht verbieten! Das ist ein Attentat auf die 
Kultur der Andenvölker! Die internationalen 

Konventionen behandeln Koka so, als wäre 
es eine Droge. Das ist ein historischer Irr-
tum: Einen uralten Habitus, der keinerlei 
Gesundheitsschäden herbeiführt, aber für 
große Teile der Menschen in unserem Land 
zum Leben gehört, kann man nicht einfach 
verbieten. Das ist absurd und muss korri-
giert werden.• Aber Koka ist auch Grund-
stoff für die Kokainherstellung und damit 
ein Problem, oder? 
 
Kokain ist unserer Kultur fremd! Meine 
Regierung garantiert einen frontalen Kampf 
gegen den Drogenhandel. Die Beschlag-
nahmungen von Kokain, seinen Vorproduk-
ten und den zur Herstellung notwendigen 
Chemikalien sind höher als bei allen meinen 
Vorgängern. Im letzten Jahr haben wir 24,4 
Tonnen beschlagnahmt – mehr als jemals 
zuvor. Auch die Vereinten Nationen bestäti-
gen in ihren Berichten unsere Erfolge. 
 
• Aber bedeutet mehr Kokaanbau nicht 
potenziell auch mehr Kokain? 
Unsere Strategie zur Drogenbekämpfung 
lautet: »Ja zum Koka, Nein zum Kokain!« 
Wir bekämpfen den Drogenhandel und 
erlauben den Kokaanbau in vernünftigem 
Rahmen. Wir sprechen nicht mehr von 
Kokavernichtung, sondern von »Rationali-
sierung«. Eine Studie, die gerade durchge-
führt und von der EU finanziert wird, ermit-
telt den Kokabedarf für traditionelle Zwe-
cke. Bis dahin haben wir 20 000 Hektar 
erlaubt. Im Augenblick haben wir mehr als 
das. Deshalb »rationalisieren« wir, das 
heißt, die Reduzierung des Kokaanbaus 
wird in Absprache und im Konsens mit den 
bäuerlichen Gemeinschaften durchgeführt. 
Unsere neue Verfassung schützt in ihrem 
Artikel 384 die Koka außerdem als Natur- 
und Kulturgut. Wir möchten, dass die inter-
nationalen Bestimmungen mit der Realität 
in unserem Land in Einklang gebracht wer-
den. 
 
• Die Kokavernichtung war ein Vierteljahr-
hundert lang die wichtigste Ursache für 
soziale Auseinandersetzungen und hat viele 
Todesopfer gefordert. 
Das ist Vergangenheit. Wir reduzieren jetzt 
im Einklang mit unserer Kultur und unseren 
Gegebenheiten und nicht mehr auf Befehl 
aus dem Ausland. Ich selbst bin ja in diesen 
sozialen Kämpfen groß geworden. Der 
Widerstand gegen die Kokavernichtung hat 
mich letztlich zum Präsidenten gemacht, 
wenn Sie so wollen. Ich erinnere mich noch, 
als ich Mitte der 90er Jahre zum ersten Mal 
als Bauernführer nach Wien kam. Man 
wollte mich damals bei den Vereinten Nati-
onen gar nicht hereinlassen! Ich hatte nur 
wenig Budget. Nur für Hotelübernachtung 
und Frühstück, wo ich am Buffet dann 
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immer so viel gegessen habe, bis ich nicht 
mehr konnte, damit es den Tag über vor-
hielt. 
 
• Damals sind Ihre Vorstöße vor allem am 
Widerstand der USA gescheitert. Glauben 
Sie denn, dass heute bessere Chancen be-
stehen? 
Bei meiner Rede vor dem Plenum wurde 
einmal schallend gelacht und viermal ap-

plaudiert. Das ist absolut unüblich bei den 
Vereinten Nationen. Ich weiß, dass das noch 
keine Zustimmung bedeutet. Aber die 
Stimmung hat sich gewandelt. Und was die 
USA betrifft: Wir bemühen uns um gute 
Beziehungen zu allen Nationen. Aber auf 
gleicher Augenhöhe, ohne Bevormundun-
gen und Bedingungen. Präsident Obama und 
ich haben Gemeinsamkeiten. Er als Afro-
amerikaner und ich als Indígena und Cam-

pesino – wir stammen beide aus einer mar-
ginalisierten und unterdrückten Bevölke-
rungsgruppe. Wir wissen, was Diskriminie-
rung ist! Ich hoffe sehr, dass mit seiner 
Regierung ein besseres Verständnis möglich 
ist. 
 
ND-Exklusivinterview: »Wir wollen kein 
Hinterhof sein« 

 

Peru: Sieg am Amazona 
Landverkaufsdekrete gestrichen, Ausnahmezustand aufgehoben, Ministerpräsident bietet Rücktritt an  

  
Peter Kleinert und Harald Neuber  
Widerstand gegen den Landverkauf 
 
(6.6.) Die neoliberal ausgerichtete Regie-
rung in Lima hatte unlängst eine Reihe von 
Gesetzen verabschiedet, um internationalen 
Energiekonzernen Anreize zu schaffen. 
Diese Gesetze sind auch Voraussetzung für 
ein geplantes Freihandelsabkommen zwi-
schen dem südamerikanischen Staat und den 
USA. Die Demonstranten fordern die be-
dingungslose Rücknahme der Gesetze. Sie 
verweisen auf ein Abkommen der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (ILO), das von 
Peru Mitte der 1990er Jahre ratifiziert wurde 
und das den indigenen Gruppen ein Mitbe-
stimmungsrecht über die Nutzung des Bo-
dens und der natürlichen Ressourcen ein-
räumt. 
Nach den blutigen Zusammenstößen kün-
digten die Protestanführer eine verstärkte 
Gegenwehr gegen die bewaffneten Kräfte 
des Staates an. Man habe seit Beginn der 

Proteste in den vergangenen 45 Tagen fried-
lich demonstriert, sagte der Vorsitzende des 
Indigenen-Dachverbandes AIDESEP, Al-
berto Pizango gegenüber dem lateinameri-
kanischen Fernsehsender Telesur. "Eine 
solche Reaktion haben wir nicht erwartet, 
vor allem keine Luftangriffe", so Pizango 
weiter. Die Regierung habe Kriegswaffen 
gegen die Ureinwohner eingesetzt, sagte der 
Protestanführer: "Deswegen klagen wir die 
Ereignisse von Freitag als Völkermord an". 
Die deutsche Bundesregierung unter Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) und die deut-
schen Liberalen unterstützen die Staatsfüh-
rung in Peru. Zwei Tage vor der Ausrufung 
des Ausnahmezustandes im Nordosten 
Perus hatte der FDP-Bundestagsabgeordnete 
Florian Toncar bei einer Debatte im Bun-
destag erklärt, Garcia versuche, die Lage in 
Peru "pragmatisch zu verbessern". 
http://amerika21.de/nachrichten/inhalt/2009/
jun/massaker-825464-peru/  
 

Labournet: Erfolg des Widerstands 
 
19.6. Welch ein Wandel! Die peruanische 
Regierung, in der letzten Woche noch mit 
Schaum vor dem Mund gegen den indigenen 
Widerstand hetzend, hat klein beigegeben: 
Ausgesetzt waren die beiden Dekrete schon, 
denen der Widerstand vor allem galt, aber 
nachdem die Widerstandskoalition auf ihrer 
endgültigen Rücknahme beharrte, gab die 
Regierung klein bei. Als Zugabe bot der 
Ministerpräsident Simon, der die militari-
sierte Polizei auf die Protestaktionen ge-
hetzt hatte und so einer der Verantwortli-
chen für das "Massaker von Bagua" ist, 
seinen Rücktritt an.  
Außerdem wurde der seit dem 9. April, als 
die ersten Massenblockaden stattfanden, 
verhängte Ausnahmezustand in der Region 
Bagua aufgehoben.  
http://www.labournet.de/internationales/pe/a
mazonassieg.html 

Weitere Berichte: http://www.labournet.de/internationales/pe/index.html,  http://www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Peru/Welcome.html 
 

Bil
dquelle: ivcumbrecontinentalindigena.org 

 

4. Gipfeltreffen der indigenen Völker Lateinamerikas: Indigene politisch gestärkt 
 
Von Christian Kliver  
Puno. Die indigenen Völker Lateinamerikas 
wollen künftig international enger zusam-
menarbeiten, um politische Alternativen zu 
entwickeln. Das geht aus der Abschlusser-
klärung des "4. Gipfeltreffens der indigenen 
Völker Lateinamerikas" hervor, das nach 
drei Tagen am Sonntag in dem südperuani-
schen Puno beendet wurde. An dem Treffen 
hatten 5000 Delegierte aus allen Teilen des 
amerikanischen Kontinents teilgenommen. 
Die Organisationen waren sich ihres wach-
senden politischen Einflusses durchaus 
bewusst. Immerhin wurden die linksgerich-

teten Regierungen in Bolivien und Ecuador 
mit Hilfe indigener Bewegungen an die 
Macht gebracht. Auch in Venezuela, Brasi-
lien und Chile haben die Nachkommen der 
Ureinwohner einen erheblichen Einfluss auf 
die Staatsführungen. 
Laut der Abschlusserklärung wolle die 
indigenen Organisationen und Bewegungen 
dieses politische Gewicht nun ausbauen. Die 
gemeinsamen Interessen sollten "über die 
internationale Vereinigung" in einem stärke-
ren Maße verteidigt werden, heißt es in der 
gemeinsamen Erklärung. 
Vor allem ging es den Teilnehmern der 

internationalen Konferenz darum, die Inte-
ressen der angestammten Volksgruppen 
gegen internationale Konzerne zu verteidi-
gen. Besonders in Lateinamerika hat die 
ungehemmte Ausbeutung von Rohstoffen 
durch transnationale Unternehmen in den 
vergangenen Jahren für schwere soziale 
Konflikte gesorgt. 
http://www.amerika21.de/nachrichten/inhalt/2
009/jun/gipfel-736353-indigene/ 
 
Internetseite des Gipfeltreffens  
www.ivcumbrecontinentalindigena.org 
S. auch www.minkandina.org.  
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Am 28.Juni haben Militäreinheiten gegen die demokratisch gewählte Regierung in 
Honduras geputscht. Das erinnert an einen traurigen und blutigen Abschnitt der 

Geschichte Lateinamerikas. 

Der Präsident von Honduras, Manuel 
Zelaya, wurde am Sonntag dem 
28.06.2009 mit Gewalt von Militärs aus 
seinem Haus zu einer Militärbasis und 
von dort nach Costa Rica entführt.  
Der Strom und das Telefonnetz des Lan-
des fiel aus, teilweise war auch das staat-
liche Fernsehen abgeschaltet. Stunden 
später versammelte sich das Parlament 
und setzte Zelaya ab. Es sollen acht Mi-
nisterInnen festgenommen worden sein, 
über deren Verbleib nichts bekannt ist. 
Dieser Putsch ist der Höhepunkt des poli-
tischen Konflikts zwischen dem zuneh-
menden Linkskurs Zelayas und rechten 
Politkern, Teilen des Militärs, wohlha-
benden Gruppen der Gesellschaft sowie 
der katholischen Kirche. Der Putsch erin-
nert an die blutige Geschichte zahlreicher 
Militärregime in Lateinamerika.  

Am Sonntag sollte eine Volksbefragung 
durchgeführt werden, bei der es darum 
ging, ob parallel zu den Präsidentschafts-
wahlen im November eine Volksabstim-
mung über die Einberufung einer verfas-
sungsgebenden Versammlung stattfinden 
soll. Dieser Befragung hatte sich zuvor 
der oberste Gerichtshof und das Militär 
verweigert. Trotzdem sollte die Befra-
gung durchgeführt werden. In allen Teilen 
des Landes versammelte sich die Bevöl-
kerung, um gegen den Putsch zu protes-
tieren. Die EU, die USA, die OAS (Orga-
nisation der Amerikanischen Staaten) und 
quasi alle lateinamerikanischen Präsiden-
tInnen verurteilten den Putsch. Zelaya, 
der der konservativ-liberalen Partei ange-
hört überraschte mit dem Beitritt Hondu-
ras in das ALBA (Bolivarianische Allianz 
der Amerikas), einem zunehmend linken 
Kurs sowie dem Ausbau guter Beziehun-

gen zu Venezuela, Bolivien, Cuba und 
anderen progressiven regierten Staaten. 
Mit dem Referendum sollte wie bereits in 
Venezuela, Bolivien und Ecuador gesche-
hen eine verfassungsgebende Versamm-
lung einberufen werden, die mehr Demo-
kratie und mehr soziale Gerechtigkeit 
ermöglichen sollte.  
 
Die bundesweite Arbeitsgruppe Latein-
amerika von Attac verurteilt den Putsch 
und fordert die Wiedereinsetzung des 
gewählten Präsidenten. Damit unterstützt 
die AG die zahlreichen sozialen Bewe-
gungen, die für die Rückkehr auf die 
Straße gehen.  
 
http://www.attac.de/aktuell/neuigkeiten/detaila
nsicht/datum/2009/06/29/militaerputsch-in-
honduras/?no_cache=1&cHash=fecb0f0918

 
 

Attac Sommerakademien 
 

Österreich 
 

SommerATTACademie  
15. bis 19. Juli  

in Krems a. d. Donau 
 

„Alternativenwerkstatt zur 
globalen Krise – Antworten 

statt Sprachlosigkeit“ 
 
Die Krise ist bei uns allen angekommen
und dominiert seit einigen Monaten Me-
dien, Politik und Alltagsgespräche. Die
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkun-
gen betreffen viele von uns bereits per-
sönlich. Die genauen Auslöser und (viel
wichtiger noch) zukünftigen Alternativen
sind für die meisten aber noch unklar –
obwohl es sie gibt! 
Attac Österreich veranstaltet vor diesem
Hintergrund die achte Sommerakademie
und öffnet damit einen Diskussionsraum 
für den Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch über die Alternativen zur Krise und
jetzt notwendige Weichenstellungen.  

 
 

http://www.attac.at/soak09.html 

Deutschland 
 

Sommerakademie plus  
Ratschlag, 4. bis 9. August 

Waldorfschule Karlsruhe 
 

Aufbruch!  
Mit Wissen, Witz  
und Widerstand 

 
Themen gibt es in der Zeit der "Krise 
des Kapitalismus" mehr als genug: 

Alternative Modelle für Wirtschaft und 
Finanzsystem, 

öffentliche Daseinsvorsorge versus  
Privatisierung (Scheitern der Cross-

Border-Leasing-Geschäfte z.B.), 

globalisierte Ernährung, 

Zukunft der Arbeit, 

NATO und Krieg, 

Ökologie und Klima usw. 
 
 
http://www.attac.de/aktuell/soak/startseite/ 

Schweiz 
 

Sommerakademie 
5/6. September 2009, 

Bern  
 

Unsere Antworten  
auf eure Krise 

 
Während die Verantwortlichen in Politik 
und Wirtschaft intensiv darüber diskutie-

ren, wie die mit heftiger Wucht einge-
schlagene Krise eingedämmt werden 
kann, ohne ihre Vormachtstellung zu 

gefährden, leben in allen Ecken der Welt 
Menschen Alternativen vor: geschlossene 

Betriebe werden von der entlassenen 
Belegschaft besetzt und die Produktion 

weitergeführt; Studierende zeigen auf, wie 
eine andere Bildung möglich ist;  Arbeits-
losenkomitees vereinigen sich und leben 

Solidarität vor.  
Mit Mag Wompel, Alessandro Pelizzari, 
Aurélie Trouvé, Gian Trepp und vielen 

anderen zeigen wir auf, dass eine andere 
Welt nicht nur nötig, sondern auch immer 

möglicher wird... 
 www.attac-sommeruni.ch 

 


